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OECD veröffentlicht Diskussionsentwurf zur Hinzurechnungsbesteuerung 

Am 03.04.2015 hat die OECD im Rahmen des BEPS-Aktionsplans (Base Erosion 

and Profit Shifting) ein weiteres Diskussionspapier veröffentlicht, in welchem sie 

sich mit den internationalen Standards für die Hinzurechnungsbesteuerung (CFC-

Rules) befasst. Bislang hatte die OECD dem Problem der Hinzurechnungsbe-

steuerung wenig Augenmerk gewidmet. Die sogenannten „CFC-Rules“ waren 

und sind eine Maßnahme des nationalen Steuerrechts und daher höchst unter-

schiedlich ausgestaltet. Mit der Hinzurechnungsbesteuerung versuchen zahlrei-

che Staaten bereits heute, die Besteuerung der Einkünfte von ausländischen 

Tochtergesellschaften unter bestimmten Voraussetzungen auf das Niveau der 

heimischen Steuer zu bringen. 

Die OECD hat mit Aktionspunkt 3 der BEPS-Initiative nunmehr eine Empfehlung 

ausgearbeitet, wie Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung zwecks Vermei-

dung der Gewinnverlagerung in ausländische passiv tätige Gesellschaften am 

zweckmäßigsten ausgestaltet werden sollen. Die Hinzurechnungsregeln sollen 

laut dem Konsultationspapier intensiviert werden und einheitlicher ausgestaltet 

werden, vor allem in denjenigen Staaten, die bisher keine entsprechenden Rege-

lungen haben. 

Kommentare zum Diskussionsentwurf können bis zum 01.05.2015 eingereicht 

werden. Eine öffentliche Anhörung der OECD ist in Paris für den 12.05.2015 an-

beraumt. 

 

BFH: Bei der Wahl der Zuflussbesteuerung sind die wiederkehrenden Be-

züge aus der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung nach dem im Zu-

flusszeitpunkt geltenden materiellen Recht zu versteuern  

In seinem Urteil vom 18.11.2014 (IX R 4/14) hat der IX. Senat des BFH entschie-

den, dass bei der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung gegen wiederkeh-

rende Bezüge und der Wahl der Zuflussbesteuerung die wiederkehrenden Bezü-

ge nach dem im Zeitpunkt des Zuflusses geltenden Recht zu versteuern sind. 

Damit setzt sich der BFH in Widerspruch zu einem BMF-Schreiben vom 

03.08.2014, in welchem davon ausgegangen wird, dass eine Besteuerung nach 

dem Halbeinkünfteverfahren nur dann erfolgt, wenn dieses auch im Fall der So-

fortbesteuerung schon anzuwenden gewesen wäre. 

Der Kläger, eine natürliche Person, veräußerte mit Verträgen von Septem-

ber 1999 und Juni 2000 Aktien einer AG, an der er zu mehr als 25 % beteiligt 

war, gegen Leibrenten. Er machte vom Wahlrecht (nunmehr geregelt in R 17 

Abs. 7 EStR i.V.m. R 16 Abs. 11 EStR) Gebrauch, die Rentenzahlungen als 

nachträgliche Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach §§ 17 i.V.m. 24 Nr. 2 EStG zu 

behandeln. In seiner Einkommensteuererklärung für den Veranlagungszeitraum 

2004 wendete der Kläger auf die ihm zugeflossenen Einnahmen das Halbein-

künfteverfahren an. Das Finanzamt lehnte die Anwendung des Halbeinkünftever-

fahrens ab, da dieses im Zeitpunkt der Veräußerungen noch nicht gegolten habe. 

Sowohl das Einspruchsverfahren als auch das erstinstanzliche Klageverfahren 

blieben erfolglos. 
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Der BFH entschied nun, dass für die Besteuerung von Einnahmen entsprechend 

dem Zuflussprinzip des § 11 Abs. 1 S. 1 EStG die materielle Rechtslage im Zeit-

punkt des Zuflusses maßgeblich sei. Der Gewinn aus der Veräußerung der Antei-

le entstehe also sukzessive mit Zufluss der Rentenzahlungen bzw. der Tilgungs-

anteile. Erst mit Zufluss sei der Besteuerungstatbestand erfüllt. Dem stehe auch 

nicht entgegen, dass die Gewinnermittlung nach § 17 Abs. 2 EStG eine Stich-

tagsbetrachtung erfordere. Denn mit der Wahl der Zuflussbesteuerung werde mit-

tels einer teleologischen Reduktion des § 17 Abs. 2 EStG die Stichtagsbetrach-

tung gerade durch das Zuflussprinzip ersetzt. Durch die Wahl der Zuflussbesteu-

erung würden die Leibrentenzahlungen hinsichtlich des Tilgungsanteils aus-

nahmsweise wie laufende Ausschüttungen (Einnahmen) besteuert, so dass auch 

die Voraussetzungen für die Anwendung des § 3 Nr. 40 EStG erfüllt seien. 

 

BFH: Keine Pflicht zur Aktivierung eines Instandhaltungsanspruchs  

Im Urteil vom 12.02.2015 (IV R 29/12) hatte der BFH zu entscheiden, ob ein Ver-

pächter einen (korrespondierenden) Instandhaltungsanspruch aktivieren muss, 

wenn der Pächter eine Rückstellung für rückständige Instandhaltungsverpflich-

tungen gebildet hat.  

Die Klägerin war eine KG, an welcher eine Komplementär-GmbH und die C-KG 

als alleinige Kommanditistin beteiligt war. Zugleich war die Klägerin alleinige Ge-

sellschafterin der D-GmbH. Zwischen dieser und der Klägerin bestand eine er-

tragsteuerliche Organschaft.  

Die Klägerin pachtete entgeltlich von der C-KG ein Grundstück einschließlich der 

vorhandenen Betriebsvorrichtungen. Im Pachtvertrag war vereinbart, dass die 

Pächterin sämtliche mit dem Pachtgegenstand zusammenhängenden laufenden 

Lasten, Kosten und Abgaben (wie z.B. Grundsteuern) zu tragen hat und zur In-

standhaltung des Pachtgegenstands verpflichtet ist. Zudem verpachtete die Klä-

gerin ihrerseits ein in ihrem Eigentum stehendes Grundstück einschließlich der 

Betriebsvorrichtungen an die D-GmbH. Auch nach diesem Pachtvertrag oblag die 

Instandhaltungsverpflichtung der Pächterin, also der D-GmbH.  

In der Bilanz zum 31.12.2006 setzte die Klägerin eine Rückstellung für die In-

standhaltung des von der C-KG gepachteten Grundstücks i.H.v. € 210.000 an. 

Bei der D-GmbH betrug die Rückstellung für die rückständige Instandhaltungs-

verpflichtung gegenüber der Klägerin zum 31.12.2006 € 670.000. Nach einer Au-

ßenprüfung vertrat das Finanzamt die Ansicht, dass die Klägerin in der Sonderbi-

lanz der C-KG zum 31.12.2006 einen korrespondierenden „Substanzerhaltungs-

anspruch“ i.H.v. € 210.000 und in der Gesamthandsbilanz einen  „Pachterneue-

rungsanspruch“ i.H.v. € 670.000 zu aktivieren habe. Ein gegen den entsprechend 

ergangenen Bescheid  über die Feststellung der Besteuerungsgrundlagen (2006) 

eingelegter Einspruch blieb ebenso erfolglos wie die Klage vor dem Finanzge-

richt. 

Der BFH hat jedoch nunmehr das erstinstanzliche Urteil aufgehoben und ent-

schieden, dass die Klägerin weder in ihrer Gesamthandsbilanz noch in der Son-

derbilanz der C-KG einen Instandhaltungsanspruch zu aktiveren hat. Zunächst 

weist der BFH darauf hin, dass zwischen den Beteiligten kein Streit darüber be-
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stehe, dass die bei der Klägerin und der D-GmbH ausgewiesene Rückstellung 

wegen des jeweiligen Erfüllungsrückstands zu Recht in der jeweiligen Höhe ge-

bildet worden seien.  

Nach ständiger Rechtsprechung umfasse der Begriff des Wirtschaftsguts nicht 

nur Sachen und Rechte im Sinne des BGB, sondern auch tatsächliche Zustände 

und konkrete Möglichkeiten, d.h. sämtliche Vorteile für den Betrieb, deren Erlan-

gung sich der Kaufmann etwas kosten lasse. Ausgehend von dieser Begriffsbe-

stimmung könne dahinstehen, ob die streitigen Instandhaltungsansprüche die Kri-

terien eines Wirtschaftsguts erfüllten. Denn selbst wenn die Eigenschaft eines 

Wirtschaftsguts zu bejahen wäre, müssten die Instandhaltungsansprüche mit Null 

bewertet werden und wären damit nicht aktivierungsfähig. Der Grund hierfür liege 

darin, dass die in § 255 Abs. 1 S. 1 HGB definierten Anschaffungskosten, wo-

nach es sich um Aufwendungen handelt, die geleistet werden, um einen Vermö-

gensgegenstand zu erwerben und in einen betriebsbereiten Zustand zu verset-

zen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können, 

fallbezogen nicht entstanden sein könnten. Denn als jeweilige Verpächterin hät-

ten die Klägerin und die C-KG für den Erwerb der streitigen Instandhaltungsan-

sprüche nichts aufgewendet. Durch die vertragliche Vereinbarung, wonach die 

ansonsten dem Verpächter obliegende Instandhaltungspflicht (§ 581 Abs. 2 BGB) 

auf den Pächter übergangen ist, werde der Pachtzins wirtschaftlich nur für die 

Gebrauchsüberlassung gezahlt und falle entsprechend geringer aus, weil sich der 

Verpächter hierdurch eigene Aufwendungen für die Instandhaltung erspare. Bei 

den ersparten Aufwendungen könne es sich nur um solche Aufwendungen han-

deln, welche gerade nicht für den Anschaffungskostenbegriff in § 255 Abs. 1 S. 1 

HGB maßgebend sind.  

Schließlich kommt der BFH zu dem Ergebnis, dass auch der bei Mitunternehmer-

schaften zu beachtende Grundsatz der korrespondierenden Bilanzierung nicht zu 

einer Aktivierung eines „Substanzerhaltungsanspruchs“ in der Sonderbilanz für 

die C-KG führen könne. Nach diesem Grundsatz seien die in der Steuerbilanz der 

Gesellschaft passivierten Verbindlichkeiten zur Zahlung von Sondervergütungen 

durch einen gleich hohen Aktivposten in der Sonderbilanz des begünstigten Ge-

sellschafters auszugleichen. Da ein Aktivposten lediglich dann anzusetzen sei, 

wenn es sich um den Anspruch auf Erhalt einer Sondervergütung handele, käme 

hierfür nur die Gegenleistung für die Nutzungsüberlassung in Frage. Sachver-

haltsbezogen stellten jedoch die Aufwendungen für die Instandhaltungsverpflich-

tungen gerade keine Gegenleistung der Klägerin für die Überlassung der Pacht-

sache durch die C-KG dar.  

Hinzuweisen ist auf ein zeitgleich veröffentlichtes Urteil mit größtenteils identi-

schem Streitgegenstand (IV R 63/11).  

 

BFH: Möglichkeit des Zugriffs auf Kassendaten im Rahmen einer Außenprü-

fung 

Der BFH hatte im Urteil vom 16.12.2014 (X R 42/13) darüber zu entscheiden, ob 

das Finanzamt im Rahmen einer Außenprüfung ein Zugriffsrecht auf eine PC-

Kasse besitzt, in welcher detaillierte Informationen zu den einzelnen Verkäufen 

gespeichert waren.  
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Im Streitfall verwendete die buchführungspflichtige Klägerin, welche gewerbliche 

Einkünfte aus dem Betrieb einer Apotheke erzielte, ein speziell für diese Branche  

entwickeltes PC-gestütztes Erlöserfassungssystem mit integrierter Warenwirt-

schaftsverwaltung. Ihre Tageseinnahmen wurden über modulare PC-

Registrierkassen erfasst, dann durch Tagesendsummenbons ausgewertet und 

als Summe in ein manuell geführtes Kassenbuch eingetragen.  

Anlässlich einer Außenprüfung forderte das Finanzamt die Vorlage der ggf. in 

elektronischer Form gefertigten Buchhaltung auf einem maschinell verwertbaren 

Datenträger (sog. Z 3 Zugriff) an, insbesondere bestimmte Daten aus dem Wa-

renwirtschaftssystem (wie z.B. Einzeldaten der Registrierkasse und Einzeldaten 

des Warenverkaufs). Die Klägerin übersandte daraufhin eine CD mit den Daten 

des Kassensystems. Die Datei mit der Einzeldokumentation der Verkäufe hatte 

sie jedoch zuvor entfernt, mit der Begründung, sie sei nicht zu Einzelaufzeich-

nungen verpflichtet, weshalb diesbezüglich ein Zugriffsrecht ausscheide.  

Nachdem der Prüfer die Anforderung der Daten über die Warenverkäufe noch-

mals wiederholt hatte, legte die Klägerin hiergegen erfolglos Einspruch ein. Das 

angerufene Finanzgericht entschied zugunsten der Klägerin und verwehrte dem 

Finanzamt den begehrten Datenzugriff.  

Anders als das Finanzgericht hat nunmehr der BFH entschieden, dass dem Fi-

nanzamt das Recht zustehe, die Überlassung der gewünschten Kassendaten in 

elektronisch verwertbarer Form zu fordern, da die Klägerin zur Aufzeichnung der 

einzelnen Verkäufe sowie zur Aufbewahrung der Aufzeichnung verpflichtet war 

(§§ 238, 239 HGB, § 140 AO). Zwar bestehe keine gesetzliche Vorgabe, wie 

(Kassen) Aufzeichnungen zu führen seien, weshalb es dem Steuerpflichtigen 

überlassen bliebe, ob er seine Warenverkäufe manuell oder unter Zuhilfenahme 

technischer Hilfsmittel wie hier einer PC-Kasse erfasse. Habe er sich jedoch für 

ein Kassensystem entschieden, das sämtliche Kassenvorgänge einzeln und de-

tailliert aufzeichne sowie diese speichere, könne er sich nicht auf die Unzumut-

barkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen und müsse seine Aufzeichnun-

gen auch aufbewahren (§ 147 Abs. 1 Nr. 1 AO). Nach § 147 Abs. 6 S. 2 Alt. 2 AO 

habe die Finanzbehörde dann im Rahmen einer Außenprüfung das Recht, die mit 

Hilfe des Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten Daten auf einem ma-

schinell verwertbaren Datenträger zur Prüfung anzufordern. 

Unerheblich sei, dass die Daten mittels eines der eigentlichen Buchführung vor-

gelagerten (Kassen-)Systems erstellt würden, da dem Datenzugriff grundsätzlich 

auch die Daten aus vorgeschalteten Systemen oder Nebensystemen unterliegen 

würden. Dies sei jedenfalls dann der Fall, wenn die in einem Vorsystem – wie 

hier in einem Kassensystem – erzeugten (steuerrelevanten und aufbewahrungs-

pflichtigen) Daten in verdichteter Form in das eigentliche Buchführungssystem 

übergeben würden (vgl. hierzu auch BMF-Schreiben vom 14.11.2014). 

Mit der Anforderung der "Einzeldaten der Registrierkasse " und der "von der Fir-

ma X gelieferten Daten über die Warenverkäufe" verstoße das Finanzamt auch 

nicht gegen das Übermaßverbot. Soweit die Klägerin der Ansicht sein sollte, ein-

zelne in der Datei enthaltene Daten seien nicht steuerrelevant, obliege es ihr, 

diese im Rahmen des sog. Erstqualifikationsrechts zu selektieren. Sei dies nicht 

möglich, könne gleichwohl der Zugriff auf die Kasseneinzeldaten nicht verweigert 
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werden. In solchen Fällen habe der Steuerpflichtige die Verantwortung und damit 

auch das Risiko zu tragen, wenn sich steuerrelevante und nicht steuerrelevante 

Daten ununterscheidbar vermengt haben sollten. 

Auf die gleichzeitig vom BFH veröffentlichten Entscheidungen vom 16.12.2014  

(X R 47/13, NV) und (X R 29/13, NV) mit im Wesentlichen inhaltsgleichen Streit-

gegenständen wird hingewiesen. 
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Alle am 15.04.2015 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

X R 42/13 16.12.2014 
Möglichkeit des Zugriffs auf Kassendaten einer Apotheke im Rahmen einer 
Außenprüfung  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 27/15 vom 15.4.2015 

IX R 4/14 18.11.2014 
Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung gegen wiederkehrende Bezüge - 
Wahl der Zuflussbesteuerung - Halbeinkünfteverfahren 

IV R 29/12 12.02.2015 
Keine Pflicht zur Aktivierung eines Instandhaltungsanspruchs - Keine Anschaf-
fungskosten durch ersparte Aufwendungen 

II R 12/14 18.02.2015 
Beitrittsaufforderung an das BMF: Kürzung der abziehbaren Pflichtteilslast 
nach § 10 Abs. 6 ErbStG? 

I R 32/13 17.12.2014 Vorläufigkeitsvermerk bei sog. Mindestbesteuerung 

I R 48/13 15.01.2015 
Gemischt veranlasste Aufwendungen eines eingetragenen Vereins - Kein Ge-
winnpauschalierungswahlrecht für Werbeeinnahmen für nicht steuerbegünstig-
te Vereine 

 

Alle am 15.04.2015 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

III R 4/13 18.12.2014 
Kindergeld - Bindung des BFH an die Feststellungen des FG zum ausländi-
schen Recht bei Prüfung des § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 

VII B 61/14 14.01.2015 
Zumutbarkeit einer Grundstücksversteigerung zum Erhalt des Entlastungsan-
spruchs nach § 60 EnergieStG - Rechtsanwendungsfehler 

X B 39/14 04.03.2015 
Korrektur eines Flüchtigkeitsfehlers; Teilnichtigkeit eines Bescheides bei 
Zusammenveranlagung 

VII B 104/13 09.02.2015 

Unterbrechung des Finanzgerichtsprozesses des auf Duldung der Zwangsvoll-
streckung Inanspruchgenommenen infolge der Eröffnung eines "Bankruptcy-
Verfahrens" gegen den Steuerschuldner sowie hinreichende Bezeichnung des 
angefochtenen Urteils gemäß § 116 Abs. 2 Satz 2 FGO 

V B 108/14 10.03.2015 
Verfahrensfehler, Ablehnung einer Terminsverlegung; Besorgnis der Befan-
genheit 

V B 83/14 11.03.2015 Zur schuldhaften Beweisvereitelung 

IV R 63/11 12.02.2015 

Keine Pflicht zur Aktivierung eines Instandhaltungsanspruchs - Adressat der 
Prüfungsanordnung gegenüber Personengesellschaft - Keine Anschaffungs-
kosten durch ersparte Aufwendungen - Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil 
vom 12. 02.2015 IV R 29/12 

http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31457&pos=0&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31452&linked=pm
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31458&pos=1&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31459&pos=2&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31460&pos=3&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31461&pos=4&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31462&pos=5&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31463&pos=6&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31464&pos=7&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31465&pos=8&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31466&pos=9&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31467&pos=10&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31468&pos=11&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31469&pos=12&anz=72
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Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort  

X R 29/13 16.12.2014 

Aufforderung des Finanzamts zur Vorlage von elektronischen Daten - Pflicht 
eines Einzelhändlers zur Vorlage einer Kassendatei - Aufzeichnungspflicht, 
Aufbewahrungspflicht und Erstqualifikationsrecht - Geltung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung im Steuerrecht - Keine Bindung der Gerichte 
an norminterpretierende Verwaltungsvorschriften 

X R 47/13 16.12.2014 

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 16.12.2014 X R 29/13 - Auf-
forderung des Finanzamts zur Vorlage von elektronischen Daten - Pflicht eines 
Apothekers zur Überlassung von Kassendateien an den Betriebsprüfer - Auf-
zeichnungspflicht, Aufbewahrungspflicht und Erstqualifikationsrecht - Geltung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung im Steuerrecht - Keine Bin-
dung der Gerichte an norminterpretierende Verwaltungsvorschriften 

X R 16/12 21.01.2015 

Ordnungsgemäße Zustellung mit Zustellungsurkunde - Rechtserheblichkeit 
einer neuen Tatsache - Wegfall einer Betriebsaufspaltung durch Übertragung 
der Beteiligung unter Nießbrauchsvorbehalt - Bescheidänderung aufgrund 
fehlender Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen 

I R 33/13 15.01.2015 
Hemmung des Anlaufs der Festsetzungsfrist gegenüber einem Haftungs-
schuldner 

X R 4/11 09.12.2014 Zur nachträglichen Beschränkung des Revisionsantrags; Spendenabzug 

IX R 6/14 10.02.2015 
Änderungsmöglichkeit des Steuerbescheides als Voraussetzung für den erst-
maligen Erlass eines Feststellungsbescheides über den verbleibenden Ver-
lustvortrag 

 

Alle bis zum 17.04.2015 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Datum 

 

Stichwort 

IV A 3 - S 
0321/07/1000
3 

16.04.2015 Übermittlung von Steuererklärungen durch Telefax 

IV C 5 - S 
2345/08/1000
1 :006 

10.04.2015 
Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und Al-
tersbezügen; Zeitpunkt des Versorgungsbeginns für die Berechnung der Frei-
beträge für Versorgungsbezüge (§ 19 Absatz 2 Satz 3 EStG) 

2015/0293131 09.04.2015 

Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der Länder zur Zurückwei-
sung der Einsprüche und Änderungsanträge zur Frage der Anrechnung der 
gesamten steuerfreien Zuschüsse zu einer Kranken- oder Pflegeversicherung 
auf Beiträge zu einer privaten Basiskrankenversicherung oder Pflege-
Pflichtversicherung 

 

 

http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31470&pos=13&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31471&pos=14&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31472&pos=15&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31473&pos=16&anz=72
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=31474&pos=17&anz=72
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WORK IN RELATION TO CONTROLLED FOREIGN COMPANY RULES 


In July 2013, the Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting[1] directed the OECD to commence 
work on 15 actions designed to ensure the coherence of corporate income taxation at the international 
level.  


Action 3 of this plan stresses the need to address base erosion and profit shifting using controlled 
foreign company (CFC) rules. Many countries already have CFC rules, but these rules do not always 
counter BEPS in a comprehensive manner. While CFC rules in principle lead to inclusions in the residence 
country of the ultimate parent, they also have positive spillover effects in source countries because 
taxpayers have no (or much less of an) incentive to shift profits into a third, low-tax jurisdiction.  


 Working Party No. 11 (WP11) has considered many options for the design of CFC rules that would 
prevent base erosion and profit shifting. This discussion draft considers all the constituent elements of CFC 
rules and breaks them down into the “building blocks” that are necessary for effective CFC rules. Most of 
these building blocks include draft recommendations. The exception to this is Chapter 5, which deals with 
the definition of CFC income and which does not include recommendations but instead discusses several 
possible options. The building blocks include:   


• Definition of a CFC  


• Threshold requirements  


• Definition of control 


• Definition of CFC income 


• Rules for computing income 


• Rules for attributing income 


• Rules to prevent or eliminate double taxation 


The Committee on Fiscal Affairs (CFA) invites interested parties to send written comments on this 
consultation document. Comments should be sent by email to CTPCFC@oecd.org by no later than 1 May 
2015. Please note that all comments received regarding this consultation draft will be made publicly 
available. Comments submitted in the name of a collective “grouping” or “coalition”, or by any person 
submitting comments on behalf of another person or group of persons, should identify all enterprises or 
individuals who are members of that collective, or the person(s) on whose behalf the commentator(s) are 
acting. 


Persons and organisations who submit comments on this consultation document are invited to indicate 
whether they wish to speak in support of their comments at a public consultation meeting on action 3 that 
is scheduled to be held in Paris at the OECD Conference Centre on 12 May 2015. Persons selected as 
speakers will be informed by email.  


This consultation meeting will be open to the public and the press. Persons wishing to attend this 
public consultation meeting will be able to register on line. Due to space limitations, priority will be given 
to persons and organisations who register first and we reserve the right to limit the number of participants 
from the same organisations. 


 This meeting will also be broadcast live on the internet and can be accessed on line. No advance 
registration will be required for this internet access. 


                                                    
[1]             OECD (2013), Action Plan on Base Erosion and Profit Shifting, OECD Publishing, available at 


http://www.oecd.org/ctp/BEPSActionPlan.pdf  



http://www.oecd.org/ctp/BEPSActionPlan.pdf
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This document does not necessarily reflect consensus views of either the Committee of Fiscal Affairs 
(CFA) or of WP11 regarding the issues it addresses. Rather it reflects preliminary consideration of the 
issues since the publication of the Action Plan and seeks to identify issues for public comment. It is 
considered that stakeholder comments are essential to advancing this work. Specific issues on which 
comments would be appreciated are identified throughout the document as “Questions for Consultation” 
and are summarised at the end of the document. 


 


 Some countries have proposed that in addition to CFC rules (which for the purposes of the proposal is 
described as the “primary rule”), countries could introduce further rules (the “secondary rule”) that applied 
to income earned by CFC s that did not give rise to sufficient CFC taxation in the parent jurisdiction. Such 
secondary rules would introduce a secondary form of taxation in another jurisdiction (for example the 
source country of the income earned by the CFC).  
 
 Working Party 6 is currently considering several options for special measures in the area of transfer 
pricing as part of Action Items 8-10, which could be implemented as possible secondary rules. Possible 
future work on the options to address the tax challenges of the digital economy could also be adapted to be 
applied as secondary rules. There is a question as to whether any of these options might form the basis for 
a secondary rule.  
 
 The CFA has not yet considered whether this high level proposal should be taken forward.  
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INTRODUCTION 


1. Action Item 3 of the BEPS Action Plan recognises that groups can create low-taxed non-resident 
affiliates to which they shift income and that these affiliates may be established in low-tax countries 
wholly or partly for tax reasons rather than for non-tax business reasons.1 Controlled foreign company 
(“CFC”) rules combat this by enabling jurisdictions to tax income earned by foreign subsidiaries where 
certain conditions are met. However, some countries do not currently have CFC rules and others have rules 
that do not always counter BEPS situations in a comprehensive manner. Action Item 3 mandates Working 
Party 11 (WP 11) to “develop recommendations regarding the design of controlled foreign company rules”. 
The objective is to develop recommendations for CFC rules that are effective in dealing with base erosion 
and profit shifting.  


2. CFC rules have existed in the international tax context for over five decades, and dozens of 
countries have implemented these rules. This discussion draft considers all the constituent elements of CFC 
rules and breaks them down into the “building blocks” that are necessary for effective CFC rules. These 
building blocks would allow countries without CFC rules to implement recommended rules directly and 
countries with existing CFC rules to modify their rules to align more closely with the recommendations, 
and they include:    


I.  Definition of a CFC  
II.  Threshold requirements  
III.   Definition of control 
IV.   Definition of CFC income 
V.   Rules for computing income 
VI.  Rules for attributing income 
VII.  Rules to prevent or eliminate double taxation 


3. Before discussing these seven building blocks, this discussion draft first addresses the policy 
considerations to be considered in the context of Action Item 3. These include some fundamental policy 
considerations that need to be considered when designing CFC rules such as how to strike a balance 
between the need to tax foreign income and the need to maintain competitiveness, how to limit 
administrative and compliance burdens while ensuring that CFC rules are effective, and the avoidance of 
double taxation. It also considers the role of CFC rules; that is their role as preventative measures, the 
scope of base stripping prevented by CFC rules, and the interaction between transfer pricing rules and CFC 
rules. These are all briefly considered in Chapter 1. The following chapters then set out the building 
blocks. There are also three annexes with tables outlining how existing CFC rules currently address several 
of the issues addressed in this discussion draft, including how countries de minimis and low-tax thresholds 
work, and how they define attributable income from insurance.  


                                                    
1  Non-tax business reasons could include, for example, the availability of employees, increased resources, or 


a more favourable legal environment.  CFC rules are not by definition limited to situations where CFCs are 
controlled by companies, and jurisdictions may also design CFC rules to apply in situations where 
individuals control foreign entities. 
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4. The recommendations discussed in this discussion draft are designed to combat base erosion and 
profit shifting. It is recognised that some countries design their CFC rules to achieve wider policy 
objectives. Jurisdictions can choose to adopt CFC rules that apply more broadly than the recommendations 
as long as these are consistent with other international legal obligations. However, such wider aims are not 
within the scope of the BEPS Action Plan for CFCs. 


5.  The work on CFCs is being co-ordinated with the work on other Action Items. The Action Items 
that are most closely associated with CFC rules include Action Item 1 (addressing the tax challenges of the 
digital economy – this co-ordination involves working closely with the Task Force on the Digital Economy 
Liaison Group.), Action Item 2 (hybrid mismatch arrangements), Action Item 4 (interest deductions), 
Action Item 5 (countering harmful tax practices), Action Items 8-10 (transfer pricing),2 Action Item 11 
(methodologies to collect and analyse data), Action Item 14 (dispute resolution mechanisms), and Action 
Item 15 (developing a multilateral instrument). 


 
 


                                                    
2  The interaction between CFC rules and the outcomes under Action Items 8-10, as well as transfer pricing 


rules more generally, will be addressed at the end of the process. 
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CHAPTER 1: POLICY CONSIDERATIONS 


6. The design of CFC rules intended to combat base erosion and profit shifting raises a number of 
policy considerations: (i) the purpose of CFC rules, (ii) how to strike a balance between taxing foreign 
income and maintaining competitiveness, (iii) how to limit administrative and compliance burdens while 
not creating opportunities for avoidance, (iv) the role of CFC rules as preventative measures, (v) the scope 
of base stripping prevented by CFC rules, (vi) how to ensure that CFC rules do not lead to double taxation, 
and (vii) the interaction between CFC rules and transfer pricing rules. These policy issues must be 
considered in order to develop recommendations for CFC rules. 


I. Purpose of CFC rules 


7. CFC rules tax the income of controlled foreign subsidiaries in the hands of resident shareholders. 
For most countries, they are used to prevent shifting of income either from the parent jurisdiction or from 
the parent and other tax jurisdictions. Some countries which give more importance to the principle of 
territoriality do not currently apply CFC rules. For those countries CFC rules would have to be limited to 
targeting profit shifting. However, where countries have worldwide tax systems, they may also be 
concerned about long-term deferral and therefore their rules may have broader policy objectives (for 
example, preventing long-term base erosion rather than only preventing profit shifting).  


II. Striking a balance between taxing foreign income and maintaining competitiveness 


8. In designing CFC rules, a balance must be struck between taxing foreign income and the 
competitiveness concerns inherent in rules that tax the income of foreign subsidiaries. CFC rules raise two 
primary types of competitiveness concerns. First, jurisdictions with CFC rules that apply broadly may find 
themselves at a competitive disadvantage relative to jurisdictions without CFC rules (or with narrower 
CFC rules) because foreign subsidiaries owned by resident companies will be taxed more heavily than 
locally owned companies in the foreign jurisdiction. This competitive disadvantage may in turn lead to 
distortions, for instance it may impact on where groups choose to locate their head office or increase the 
risk of inversions, and it may also impact on ownership or capital structures where groups attempt to avoid 
the impact of CFC rules.3 CFC rules can therefore run the risk of restricting or distorting real economic 
activity. Second, multinational enterprises resident in countries with robust CFC rules may find themselves 
at a competitive disadvantage relative to multinational enterprises resident in countries without such rules 
(or with CFC rules that apply to a significantly lower rate or narrower base). This competitiveness concern 
arises because the foreign subsidiaries of the first MNEs will be subject to a higher effective tax rate on the 
income of those subsidiaries than the foreign subsidiaries of the second MNEs due to the application of 
CFC rules, even when both subsidiaries are operating in the same country.  


                                                    
3  There is a perception that robust CFC rules can lead to inversions, that is, that groups will change the 


residence of the parent company to escape the effect of CFC rules. However, whilst it is likely that CFC 
rules will increase the risk of inversions, they will not be the only factor and other issues such as tax rate 
and the general system of taxation (e.g., worldwide or territorial)  will also play a role.  For this reason 
inversions, and the rules that some countries have adopted to combat them, are not covered in this 
discussion draft, but countries may want to consider them as a separate matter.  
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9. The balance between taxing foreign income and maintaining competitiveness is often discussed 
in the tax policy literature by referring to the impossibility of achieving both capital export neutrality 
(CEN) and capital import neutrality (CIN) in the absence of harmonised tax rates. CEN, under which taxes 
do not distort a domestic taxpayer’s decision to invest capital domestically or internationally, requires 
taxing foreign income at the same rate as domestically earned income. CIN, under which taxes do not 
favour domestic over foreign investments of capital, requires that income earned from investments in a 
particular country is taxed at the same rate regardless of the investor’s residence. 


10. To address these concerns, CFC rules typically exempt so-called “active” income that is, or is 
more likely to be, linked to real economic activity in the foreign subsidiary and has not been, or is less 
likely to have been, shifted from the parent company. This approach may not be entirely effective in 
combatting BEPS, but, in developing recommendations for the design of CFC rules, the balance between 
taxing foreign income and maintaining competitiveness needs to be kept in mind. Another way to maintain 
competitiveness would be to ensure that more countries implement similar CFC rules. This is therefore a 
space where countries working collectively and adopting similar rules could reduce the competitiveness 
concerns that individual countries may have when considering whether to implement CFC rules. This 
discussion suggests that competitiveness concerns could be reduced either by designing the output under 
Action Item 3 as a minimum standard or combining this output with a secondary rule. 


11. A particular competitiveness concern may arise in the context of the European Union. Since 
2006,4 it is generally acknowledged that the European Court of Justice’s case law imposes limitations on 
CFC rules that apply within the EU. Therefore, whilst recommendations developed under this Action Item 
need to be broad enough to be effective in combatting BEPS they also need to be adaptable, where 
necessary, to enable EU members to comply with EU law. This policy consideration affects all 
jurisdictions, including those that are not Member States of the EU, because recommendations that are 
inconsistent with EU law would mean that Member States could not adopt those recommendations to apply 
within the European Union. This in turn would mean that multinational groups that are based in 
jurisdictions that are not EU Member States could be at a competitive disadvantage compared to 
multinational groups that are based in Member States since the latter groups would not be subject to 
equally robust CFC rules.  


12. In Cadbury Schweppes5 and subsequent cases, the European Court of Justice has stated that CFC 
rules and other tax provisions that apply to cross-border transactions and that are justified by the 
prevention of tax avoidance must “specifically target wholly artificial arrangements which do not reflect 


                                                    
4  In 2006, the European Court of Justice issued its opinion in Cadbury Schweppes plc and Cadbury 


Schweppes Overseas Ltd v. Commissioners of Inland Revenue, C-196/04. This case considered the 
compatibility of Member State CFC rules with the EU treaty freedoms. 


5  Cadbury Schweppes plc and Cadbury Schweppes Overseas Ltd v. Commissioners of Inland Revenue, C-
196/04. More recent cases have echoed the decision in Cadbury Schweppes. In Itelcar – Automóveis de 
Aluguer Lda. v. Fazenda Pública, Case C-282/12 (3 October 2013), the ECJ made it clear that a national 
measure restricting the fundamental EU freedoms may be justified where it specifically targets wholly 
artificial arrangements which do not reflect economic reality and the sole purpose of which is to avoid the 
tax normally payable on the profits generated by activities carried out on the national territory. In Itelcar 
the ECJ went on to say that it is apparent from the case-law of the Court that, where rules are predicated on 
an assessment of objective and verifiable elements for the purposes of determining whether a transaction 
represents a wholly artificial arrangement entered into for tax reasons alone, they may be regarded as not 
going beyond what is necessary to prevent tax evasion and avoidance, if, on each occasion on which the 
existence of such an arrangement cannot be ruled out, those rules give the taxpayer an opportunity, without 
subjecting him to undue administrative constraints, to provide evidence of any commercial justification 
that there may have been for that transaction. 
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economic reality and whose only purpose would be to obtain a tax advantage”.6 The ECJ’s jurisprudence 
applies to all Member States of the EU and the EEA,7 and it applies when the parent jurisdiction and the 
CFC jurisdiction are both within the EEA.  


13.  The purpose of this discussion draft is to set out recommendations for effective CFC rules that 
can be implemented in all jurisdictions. These recommendations will ideally be the same for EU Member 
States and non-EU Member States, but this discussion draft acknowledges that, depending on the agreed 
recommendations, EU Member States may need to modify these recommendations to comply with EU 
law.8 Modifications to comply with EU law should only change how CFC rules that apply to other Member 
States are implemented by Member States of the EU, and they should not change whether they comply 
with the recommendations outlined in the discussion draft.  


14. Although the determination of how to comply with EU treaty freedoms is the decision of each 
individual EU Member State, in designing CFC rules, EU Member States could potentially consider the 
following when implementing adaptable and durable CFC rules:  


• Including a substance analysis that would only subject taxpayers to CFC rules if the CFCs did not 
engage in genuine economic activities. Some Member States have already modified their CFC 
rules so that they do not apply to genuine economic activities and are therefore consistent with 
their understanding of the ECJ’s “wholly artificial arrangements” limitation. 


• Applying CFC rules equally to both domestic subsidiaries and cross-border subsidiaries. A CFC 
rule will only be found inconsistent with the freedom of establishment if the rule itself 
discriminates against non-residents. This was made clear in Cadbury Schweppes, where the ECJ 
focused on the difference in treatment under UK CFC rules between a UK controlled company 
and a non-resident controlled company. The Court explained this focus by stating: 


“That difference in treatment creates a tax disadvantage for the resident company 
to which the legislation on CFCs is applicable. Even taking into account […] the 
fact referred to by the national court that such a resident company does not pay, on 
the profits of a CFC within the scope of application of that legislation, more tax 
than that which would have been payable on those profits if they had been made by 
a subsidiary established in the United Kingdom, the fact remains that under such 
legislation the resident company is taxed on profits of another legal person. That is 
not the case for a resident company with a subsidiary taxed in the United Kingdom 
or a subsidiary established outside that Member State which is not subject to a 
lower level of taxation”.9 


Therefore, if a CFC rule treats domestic subsidiaries the same as cross-border subsidiaries, it 
arguably should not be treated as discriminatory under the case law of the ECJ, and no 


                                                    
6  Haribo Lakritzen Hans Riegel BetriebsgmbH and Österreichische Salinen AG v. Finanzamt Linz, Joined 


Cases C‑436/08 and C‑437/08, paragraph 165. 
7  The ECJ’s jurisprudence applies to countries that are not Member States of the European Union to the 


extent that it interprets the fundamental freedoms protected by the Agreement on the European Economic 
Area. 


8  Countries that are not Member States of the European Union could also implement the modifications  
adopted by EU Member States. 


9  Cadbury Schweppes, paragraph 45. 
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justification is needed. Such an approach would attribute the allocable income of any controlled 
company – whether foreign or domestic – to its resident shareholders.10  


• Applying CFC rules to transactions that are “partly wholly artificial”. Even if a direct tax rule in a 
EU Member State is found to implicate the freedom of establishment and to discriminate, it may 
still be upheld if it is justified and proportionate. Although earlier CFC cases found CFC rules in 
EU Member States to be justified and proportionate only if they were limited to wholly artificial 
arrangements, two more recent developments in the ECJ’s analysis suggest that CFC rules may 
now be justified and proportionate even if they apply beyond wholly artificial arrangements. The 
first development is that cases have suggested that rules may be justified by the need to prevent 
tax avoidance if they are targeted at arrangements that are not wholly artificial. In Thin Cap 
Group Litigation, for example, the ECJ stated that, in determining whether thin cap legislation 
was justified by the need to prevent abusive practices, the Court should determine “whether the 
transaction in question represents, in whole or in part, a purely artificial arrangement, the 
essential purpose of which is to circumvent the tax legislation of that Member State”.11 This 
wording suggests that a CFC rule in a EU Member State that targets income earned by a CFC that 
is not itself wholly artificial may be justified so long as the transaction giving rise to the income 
is at least partly artificial.  


• Designing CFC rules to explicitly ensure a balanced allocation of taxing power. The ECJ has 
suggested that Member State tax provisions may not be restricted to wholly artificial 
arrangements if they are justified by a reason other than the need to prevent tax avoidance. In 
both SGI12 and Oy AA,13 for example, the ECJ stated that the rules in question could be justified 
notwithstanding the fact that they were not restricted to wholly artificial arrangements because 
they were justified by the need to maintain a balanced allocation of taxing rights. In SGI, the ECJ 
clarified that this “justification may be accepted, in particular, where the system in question is 
designed to prevent conduct capable of jeopardising the right of a Member State to exercise its 
tax jurisdiction in relation to activities carried out in its territory”.14 Although the Court has not 
yet found that CFC rules are justified by the need to maintain a balanced allocation of taxing 
rights, these cases suggest that CFC rules could be permitted to apply more broadly if they could 
be explained by the need for a Member State to tax profits arising from activities carried out in its 
territory.  


III. Limiting administrative and compliance burdens while not creating opportunities for 
avoidance 


15. A third policy consideration is how to achieve effective rules that do not unduly increase 
compliance costs and administrative burdens. Although one of the benefits of CFC rules can be their 
                                                    
10  At least one jurisdiction already applies such an approach. Denmark’s legislation has the effect that there is 


no different treatment, no matter whether the parent company owns a subsidiary resident in Denmark, a 
foreign subsidiary resident in the EU/EEA or a foreign subsidiary resident outside the EU/EEA. 


11  Test Claimants in the Thin Cap Group Litigation v. Commissioners of Inland Revenue, C-524/04, 
paragraph 81 (emphasis added). 


12 Société de Gestion Industrielle (SGI) v. Belgian State, C-311/08 (21 January 2010) (holding that the 
freedom of establishment did not prevent Member States from requiring profit adjustments in the case of 
non-arm’s length transactions involving non-resident parties). 


13  Oy AA, C-231/05 (18 July 2007) (holding that the freedom of establishment did not prevent Member 
States from limiting interest deductions for intra-group transfers to payments made to resident companies).  


14  SGI, paragraph 60. 
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relatively mechanical application, CFC rules that are entirely mechanical may not be as effective as rules 
that allow more flexibility, and they may not be compatible with EU law for the reasons set out above. 
However, flexibility can also create uncertainty, which may impact both on the costs of applying and 
complying with CFC rules. CFC rules must strike a balance between the reduced complexity inherent in 
mechanical rules and the effectiveness of more subjective rules. This policy consideration is reflected most 
clearly in rules on defining income. In that context, although an approach that attributes income based 
purely on its formal classification may reduce administrative and compliance burdens, such an approach 
may be less effective, and countries with existing CFC rules have generally opted to combine this approach 
with less mechanical substance analyses to ensure that the income that is attributed in fact arises from base 
erosion and profit shifting. Concerns about the administrative burden of substance-based rules can, 
however, be reduced by including suitably targeted entity-level exemptions. 


IV. CFC rules as preventative measures 


16.  CFC rules are designed to act as a deterrent. In other words, CFC rules are not designed to raise 
significant revenue in the form of additional corporate taxation. Instead, they are designed to prevent 
taxpayers from shifting income into CFCs in the first place, and they therefore protect revenue by 
preventing tax avoidance rather than subjecting parent companies to tax on their CFCs. CFC rules will, of 
course, raise some revenue by taxing the income of CFCs, but there is likely to be a reduction in the 
income shifted to CFCs after the implementation of CFC rules.  


17. Because CFC rules are designed to change taxpayer behaviour, they may not have the effect that 
their design suggests. For example, the design of CFC rules suggests that they grant secondary taxing 
rights to the residence jurisdiction. In reality, however, if CFC rules effectively tax profits at a sufficiently 
high rate, they may also increase taxing opportunities in source jurisdictions by reducing or eliminating the 
tax incentives for MNEs to shift income into subsidiaries in low-tax jurisdictions.  


V. Scope of base stripping 


18. CFC rules are intended to prevent group companies from shifting income to CFCs, but this does 
not necessarily mean that CFC rules only protect the base of the parent jurisdiction. Some existing CFC 
rules do focus only on protecting the parent jurisdiction’s base, but others protect against both stripping of 
the parent jurisdiction’s base and stripping of third countries’ bases (or “foreign-to-foreign stripping”). 
Rules that focus on stripping of the parent jurisdiction define CFC income to include only that income that 
has been diverted or shifted from the parent jurisdiction,15 while those that focus on foreign-to-foreign 
stripping include any income that could have been earned in any jurisdiction other than the CFC 
jurisdiction.  


19. Foreign-to-foreign stripping may raise different concerns from stripping of the parent jurisdiction 
as third countries may have tax rates that are still lower than the parent jurisdiction. Despite this possible 
difference, however, CFC rules that focus only on parent jurisdiction stripping may not be as effective 
against BEPS arrangements for two reasons. First, it may not be possible to determine which country’s 
base has been stripped (for example, in the case of stateless income). Second, even if it were possible to 


                                                    
15  Another way to narrow the focus of CFC rules, with the result that they do not prevent foreign-to-foreign 


stripping, is to implement rules that allow companies to elect whether their subsidiaries are treated as 
partnerships or corporations. The rules discussed in Chapter 2, however, are designed to eliminate the 
effect of such an election for CFC rules and may therefore reduce the availability of this option. 
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determine which country’s base was stripped, the BEPS Action Plan aims to prevent erosion of all tax 
bases, including those of third countries. This issue is of particular relevance for developing countries.16 


VI. Avoiding double taxation 


20. An additional consideration is how to avoid double taxation. Since CFC rules subject the income 
of a foreign subsidiary to taxation in the parent jurisdiction, they can lead to double taxation if the 
subsidiary is also subject to taxation in the CFC jurisdiction. Double taxation concerns can be limited by 
incorporating low-tax thresholds, which are discussed in the next section, into CFC rules. Existing CFC 
rules also seek to prevent double taxation through provisions such as foreign tax credits. These provisions 
are outlined in the discussion of the seventh building block in Chapter 8. 


VII. CFC rules and transfer pricing 


21. Transfer pricing rules are intended to adjust the taxable profits of associated enterprises to 
eliminate distortions arising whenever the prices or other conditions of transactions between those 
enterprises differ from what they would have been if the enterprises had been unrelated. If transfer pricing 
rules were to fully achieve this objective, they would restore the taxing rights of all jurisdictions involved. 
As with CFC rules, transfer pricing rules often achieve this objective by deterring business from entering 
into certain arrangements. Because controlled foreign company rules by definition address related parties 
(as the companies that are captured by such rules are controlled by another party), jurisdictions often also 
use these rules to combat the adjusted prices charged between related parties. In other words, CFC rules are 
seen as a way for a parent jurisdiction to capture income earned by a foreign subsidiary that may not have 
been earned had the original pricing of the income-creating asset been set correctly. CFC rules are thus 
often referred to as “backstops” to transfer pricing rules.17 That terminology, however, is misleading, in 
that CFC rules generally do not complement transfer pricing rules in a coherent manner. Instead, CFC 
regimes applying a sufficiently high rate of tax may make certain transfer pricing outcomes irrelevant to 
the MNE by removing the benefit of engaging in transfer pricing manipulation. It is generally therefore not 
that the principle of CFC rules is to capture income from transfer pricing manipulation but that certain 
CFC provisions may sometimes have this effect. 


22. CFC rules may target the same income as transfer pricing rules in some situations, but it is 
unlikely that either CFC rules or transfer pricing rules in practice eliminate the need for the other set of 
rules. Instead, while CFC rules may capture some income that is not captured by transfer pricing rules (and 
vice versa), neither set of rules fully captures the income that the other set of rules intends to capture for a 
number of reasons. 


23. Firstly, the type of CFC rule that would most effectively replace transfer pricing rules for 
transactions within the same control group would be a full-inclusion system. Given a sufficiently high tax 
rate, such a system, where there is no exemption for income arising from economic activity undertaken by 
the CFC (and all income is therefore included as attributable CFC income), provides the most complete 
example of the backstop effect because it removes the benefit to related parties of engaging in transfer 
pricing manipulation.18 In fact, full inclusion removes the benefit associated with any type of intragroup 
                                                    
16  For more on the effect of Action Item 3 and the other action items on developing countries, see the BEPS 


Action Plan and the BEPS Report, both of which refer to the knock-on effect of CFC rules on source 
countries. 


17    See, e.g., J. Clifton Fleming, Jr., Robert J. Peroni and Stephen E. Shay, Worse than Exemption, 59 Emory 
L.J. 79 (2009).  


18  See Mitchell A. Kane, Milking versus Parking: Transfer Pricing and CFC Rules under the Internal Revenue 
Code, 66 Tax Law Review (2013). 
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arbitrage because all income from such transactions will be taxed at the parent company level under a full-
inclusion system. Partial-inclusion systems, particularly those that focus on formal classification of 
income, often only capture transfer pricing schemes haphazardly, since the determination of which income 
is attributed for CFC purposes does not align with the determination of what prices should be charged.19 


24. Secondly, to the extent that CFC rules do not fully deter BEPS, they only restore (or transfer) 
taxing rights to parent jurisdictions, which are not necessarily the jurisdictions which have suffered the 
profit shifting. 


25. Thirdly, if the tax rate of the parent state is lower than the tax rate applicable to some of the 
subsidiaries, it will still be advantageous to the MNE to shift profits away from those higher-tax 
subsidiaries. 


26. Fourthly, businesses can avoid the effect of CFC rules by restructuring under companies resident 
in jurisdictions without CFC rules or with low tax rates while still accessing the same capital markets. 
Transfer pricing rules, in contrast, can be applied by all countries where economic activity takes place to 
protect their own tax bases. 


27. Finally, even a full-inclusion system would not necessarily capture transfer pricing or arbitrage 
transactions between related parties that are not in the same control group. Therefore, the fact that CFC 
rules are limited to parents and their controlled subsidiaries rather than sibling enterprises or other related 
parties that do not have control over each other means that, even if jurisdictions were to shift to full-
inclusion systems, there would still be a need for transfer pricing rules to capture transactions beyond the 
narrow parent-subsidiary context. In other words, transfer pricing rules are necessary because there are 
some companies (e.g., those that are not controlled by taxpayers in the jurisdiction implementing CFC 
rules) that would not be subject to CFC rules because of the scope of such rules. 


28. In addition, transfer pricing rules alone will not capture all the income that would be targeted by 
CFC rules. Whilst both transfer pricing rules and CFC rules can be regarded as preventing the erosion of 
domestic tax bases, transfer pricing rules do so by focusing on individual transactions between related 
parties, while CFC rules do so by focusing on profit earned by a controlled party from transactions with a 
variety of counterparties. The overlap between these two rules is thus not exact, and not all profit earned by 
foreign subsidiaries that would be captured by CFC rules would be captured by transfer pricing rules. Also, 
while transfer pricing rules intend to align primary taxing rights with value creation, they are not designed 
to address the challenges raised by profit shifting to low-tax jurisdictions or stateless income. Effective 
CFC rules would, however, deter taxpayers from shifting profits into foreign subsidiaries in  
low-tax jurisdictions or jurisdictions that do not recognise the subsidiary for tax purposes, and they would 
therefore ultimately complement transfer pricing rules as a backstop. A further reason to have both CFC 
rules and transfer pricing rules is that this combination provides tax administrations with two different 
enforcement tools to combat BEPS. Finally, CFC rules are designed to be deterrent measures, which means 
that they may have the effect of eliminating structures and transactions entirely. The reasons above 
highlight why both transfer pricing rules and CFC rules may be necessary.  


                                                    
19  See id. 
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CHAPTER 2: DEFINITION OF A CFC 


29. The first step in establishing whether CFC rules apply to a foreign subsidiary requires 
consideration of whether that subsidiary is itself a CFC. The first three building blocks address this 
question: this building block addresses whether an entity is of the type that would be considered a CFC, the 
next building block (discussed in Chapter 3) addresses whether the entity was subject to a sufficiently high 
level of tax to escape CFC taxation, and the third building block (discussed in Chapter 4) addresses 
whether the parent company has sufficient influence over the foreign entity for the foreign entity to be a 
CFC.  


I. Recommendations 


30.  The recommendation is to broadly define entities that are within scope so that in addition to 
including corporate entities CFC rules would also apply to partnerships, trusts, and permanent 
establishments (PEs) when those entities are either owned by CFCs or treated in the parent jurisdiction as 
taxable entities separate from their owners.  


31. A further recommendation is to include a modified hybrid mismatch rule that would prevent 
entities from circumventing CFC rules by being treated differently in different jurisdictions.  


 II. Explanation 


32. Although CFC rules would appear based on their name only to apply to corporate entities, most 
countries have a broad definition of which entities can be considered CFCs. Many include trusts, 
partnerships and PEs to ensure that companies in the parent jurisdiction cannot circumvent CFC rules just 
by changing the legal form of their subsidiaries, but these entities are only treated as CFCs in limited 
circumstances. 


33. Many transparent entities such as partnerships should not be treated as CFCs to the extent that 
their income is already taxed in the parent jurisdiction on a current basis. However, CFC rules will apply to 
transparent entities in two cases. The first case arises when entities that are not taxable in one jurisdiction 
are subject to taxation in the parent jurisdiction. This would, for example, lead to partnerships being treated 
as CFCs if they are taxable entities under the laws of the parent jurisdiction. The second case arises when 
entities that would not otherwise be taxable are owned by another CFC. Since the CFC itself raises the 
possibility of deferral, and since an entity owned by this CFC may allow for the blending of low and high 
tax rates that could in turn lead to the avoidance of CFC rules, entities owned by a CFC should also be 
taken into account, both for calculating income and for determining whether the CFC is subject to low 
taxation.20  


                                                    
20  The question of blending tax rates is relevant to the low-tax threshold discussion in Chapter 3.  
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34. Permanent establishments should be taken into account for CFC rules in cases where the 
residence jurisdiction of the company of which the PE is a part applies the exemption method to the 
income of the PE.21  


35. A further issue that arises in determining which entities could be CFCs is how to treat hybrid tax 
planning. Differences in the way the parent and CFC jurisdiction characterise instruments and entities can 
result in payments that might otherwise be attributed under CFC rules being ignored or treated as being 
outside the scope of CFC rules. For example, entity classification rules in the parent jurisdiction can allow 
the payer and payee in a multinational group to be treated as the same entity for CFC purposes so that a 
deductible intra-group payment between these entities is not taken into account under the parent’s CFC 
rules. These rules ultimately exclude income that would otherwise be attributable as CFC income and they 
have this effect because they do not recognise certain entities. To the extent that the payment is deductible 
in the payer’s jurisdiction this implicates foreign to foreign base erosion issues. 


36. One way to tackle this issue could be to consider a modified hybrid mismatch rule that requires 
an intragroup payment to a CFC to be taken into account in calculating the parent company’s CFC 
income.22 This solution could apply either broadly or narrowly. Under the narrow option, an intragroup 
payment would be taken into account if: 


• the payment is base eroding (e.g. deductible in one jurisdiction and subject to a nil or low rate of 
taxation in the jurisdiction of receipt); 


• the payment is not included in CFC income; and 


• the payment would have been included in CFC income if the parent jurisdiction had classified the 
entities and arrangements in the same way as the payer or payee jurisdiction. 


37. Such an approach focuses on base eroding payments that exploit conflicts in the classification of 
instruments and entities in order to produce mismatches in tax outcomes under the CFC rules of the parent 
jurisdiction. Under the broad option, in contrast, an intragroup payment would be taken into account if:  


• the payment is not included in CFC income; and 


• the payment would have been included in CFC income if the parent jurisdiction had classified the 
entities and arrangements in the same way as the payer or payee jurisdiction. 


38. Such an approach may be more consistent with existing CFC rules since CFC rules typically do 
not require a payment to be base eroding in order to take account of the payment in calculating the parent 
company’s CFC income. In theory this could potentially subject more income to CFC taxation than is 
necessary to combat BEPS. However, this may not be the case as the income would ultimately only be 
attributable if all the other requirements of CFC rules were met. The broad option also re-establishes the 
coherence of CFC rules since it allows any income that would be subject to CFC rules to be taken into 
account by those rules, rather than only allowing a narrow category of that income to be taken into 
account. 
                                                    
21  The same applies for countries operating a territorial system where income from foreign PEs of domestic 


companies is not included in the tax base. 
22  This is not the only way to tackle this issue. A jurisdiction that implements an excess profits approach 


similar to that described in Chapter 5, for example, may not need an additional rule to address these types 
of hybrid mismatches if such an approach does not ignore the income earned in situations such as those 
illustrated in Figure 1. 
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39. The example below explains how both rules might operate. In the structure illustrated below, A 
Co, a company resident in Country A, holds all the shares of B Co, a company resident in Country B. B 
Co, in turn, holds all the shares in C Co, a company resident in Country C. Country A and Country C are 
high tax jurisdictions while Country B is a low tax jurisdiction. C Co is a disregarded entity for Country A 
tax purposes. C Co borrows money from B Co, and because C Co is treated as transparent under the laws 
of Country A, the payment of interest to B Co is ignored under the laws of Country A and therefore not 
included within the calculation of CFC income for Country A purposes. Note that this example would not 
currently be caught by the rules designed under Action Item 2 since this payment does not create a hybrid 
mismatch under the rules of either Country B or Country C, which are the resident jurisdictions of the 
counterparties. Instead, it only creates a hybrid mismatch for purposes of Country A, which is the country 
that treats C Co as transparent.  


Figure 1. Modified hybrid mismatch rule 
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40. The interest payment is a deductible intra-group payment. The reason it is not included in the 
calculation of CFC income is due to a conflict in the treatment of the payer under the laws of the payer and 
the parent jurisdiction. Under both rules set out above, the payment would be included as an item of 
interest paid by another CFC when calculating A Co’s CFC income. The difference between the narrow 
option and the broad option, however, is illustrated by a situation where C Co makes a payment to B Co 
that is not deductible in Country C. This payment would not be base-eroding, so it would not be included 
in A Co’s CFC income under the narrow option but it would be included in A Co’s CFC income under the 
broad option.  


41. While the example illustrated above involves a conflict in entity classification, a similar result 
can be achieved using a loan that is treated as equity for Country A purposes (so that the interest payment 
is characterised under Country A’s CFC rules as an exempt dividend). The effect can also be achieved by 
exploiting differences in the treatment of residence for tax purposes. For example, Country A, applying its 
own rules on tax residency, could treat B Co as tax resident in Country C so that the interest payment is 
ignored under a same country exception,23 under which Country A’s CFC rules do not include income in 
CFC income if it was received from taxpayers resident in the CFC jurisdiction. As these arrangements all 
rely on a conflict in the characterisation of the entity or instrument they would also be caught under both 
approaches outlined above.   


                                                    
23  Several countries including the US have exceptions in their CFC rules for payments made between 


companies in the same country.   
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Questions for consultation 


1.  Would any particular practical issues arise from treating transparent entities as separate entities in the 
 cases listed above? If so, what are they and how could they be dealt with? 


2.  Should the recommendations consider any other issues related to determining which entities could be 
 considered to be CFCs? 


3.  Are there any practical problems with either the narrow or the broad version of the modified hybrid mismatch 
 rule mentioned above? 







 


19 
 


CHAPTER 3: THRESHOLD REQUIREMENTS 


42. Threshold requirements can be used to limit the scope of CFC rules by excluding companies that 
are likely to pose little risk of base erosion and profit shifting and instead focusing attention on cases that 
are higher-risk because they exhibit some characteristic or behaviour that means there is a greater chance 
of profit shifting. Thresholds can therefore both help make CFC rules more targeted and effective and also 
reduce the overall level of administrative burden by ensuring that certain companies are not affected by the 
rules, although these companies may still need to satisfy certain reporting requirements to show that they 
fall below any threshold requirements.  


I. Recommendations 


43. The recommendation is to include a low-tax threshold where the tax rate calculation is based on 
the effective tax rate. The low-tax threshold should also use a tax rate that is meaningfully lower than the 
tax rate in the country applying the CFC rules. 


II. Explanation 


44. Three different types of threshold requirements were considered by the countries involved in this 
work:  


(i)    a set de minimis amount below which the CFC rules would not apply,  


(ii)  an anti-avoidance requirement which would focus CFC rules on situations where there 
 was a tax avoidance motive or purpose, and  


(iii) a low-tax threshold where CFC rules would only apply to CFCs resident in countries with a 
lower tax rate than the parent company. 


A. De minimis threshold 


45. A de minimis threshold could reduce administrative burdens and make CFC rules more targeted 
and effective by ensuring that certain companies are not subject to the rules.24 Many countries’ rules 
already include a de minimis threshold under which income that would otherwise be treated as CFC 
income is not included in the taxable income of the parent company if it falls under a certain 
ceiling. Generally, countries provide an entity-based exemption where the entity’s attributable income is 
less than either a certain percentage of the CFC’s income or a fixed amount of the CFC’s income or where 
the taxable profits are less than a fixed amount. Some rules also include a separate cap for certain types of 
profits that present a higher risk of being diverted. The UK rules, for example, use two different thresholds. 
They either set a relatively low threshold regardless of the type of income or they set a much higher 
threshold that applies if non-trading profits (which are generally easier to divert) do not exceed the lower 
number. In other words, a much higher de minimis threshold applies to CFCs if they can show that they do 
not earn much income that is likely to be highly mobile.  


                                                    
24  A de minimis threshold could also eliminate the need for a special rule for exempting working capital 


under a transactional approach. See infra Chapter 5. 
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46. One possible way that de minimis thresholds can be circumvented is through fragmentation, 
under which companies split their income amongst multiple subsidiaries, each of which falls below the 
threshold. Countries’ current rules often include safeguards to protect against such circumvention. 
Although this may add some complexity to the rules, countries’ experience has shown that these 
safeguards may not necessarily be inconsistent with the threshold’s purpose of reducing administrative and 
compliance burdens. For example, the de minimis test under the United States rules includes a general anti-
abuse rule which looks at the income of two or more controlled foreign corporations in aggregate and treats 
it as the income of a single corporation if a principal purpose for separately organising, acquiring, or 
maintaining such multiple corporations is to prevent income from being treated as attributable under the de 
minimis test. Although such an anti-abuse rule increases the potential administrative burden of the de 
minimis threshold, this increased burden is counteracted in the U.S. rule with a rebuttable presumption that 
automatically treats the income of multiple CFCs as that of a single corporation if the CFCs are related 
persons. Under the German rules, the general de minimis test is subject to the condition that the attributable 
income must not exceed the same amount at the level of the CFC and at the level of the shareholder. This 
means that even if the attributable income of one CFC does not exceed the threshold, the CFC may still be 
subject to CFC rules if the same threshold is exceeded by adding all of a taxpayer’s shareholdings in 
several CFCs. Examples of these two different types of anti-fragmentation rules are set out below. 


47.  In Figure 2 below, A Group rearranges its operations to ensure that profits that previously 
arose in a single CFC are split between three CFCs in different territories. After the reorganisation, A Co. 
is the sole shareholder of three controlled foreign corporations. CFC1, CFC2 and CFC3 all have the same 
taxable year, and they are partners in FP, a foreign entity in Country C classified as a partnership. For their 
current taxable years, each of the CFCs derives part of its attributable income from FP and part from other 
activities undertaken separately.  


Figure 2. De minimis test 
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48.  Under the de minimis test in Country A, attributable CFC income is not taken into account for 
the purposes of residence taxation if the sum of the attributable CFC income is less than the lesser of 5% of 
total income or 1,000,000. Based on the figures in the table below, the attributable income derived by each 
CFC for its current taxable year, including income derived from FP, is less than five percent of the gross 
income of each CFC or is less than 1,000,000. 


 CFC 1 CFC 2 CFC 3 


Gross income  3,000,000 7,000,000 11,000,000 


5% of gross income  150,000 350,000 550,000 


Attributable income  140,000 348,000 547,000 


49. Therefore, without the application of an anti-abuse rule, each CFC would be treated as having no 
attributable income after the application of the de minimis test.  


50. If, however, Country A were to have either an anti-abuse rule similar to the U.S. rule or an anti-
fragmentation rule similar to the German rule, A Co. would be subject to CFC taxation on the income 
earned by its foreign subsidiaries. If Country A has an anti-abuse rule that treats the income of all three 
CFCs as the income of one CFC for the purposes of calculating the de minimis threshold if the CFCs are 
related persons (or if the principal purpose for separately organizing, acquiring, or maintaining such 
multiple corporations is to prevent income from being treated as attributable under the de minimis test), 
then the attributable income is aggregated. The sum of the attributable income of the CFCs is 1,035,000, so 
it exceeds the 1,000,000 de minimis threshold and will be taken into account under Country A’s CFC rules. 
If, instead, Country A has a rule that the attributable income at the level of the shareholder must not exceed 
the attributable income at the level of the CFC, the de minimis threshold would also be overcome because 
the attributable income at the level of the shareholder is 1,035,000, while it is significantly less at the level 
of the CFCs. 


51. Therefore, although there is no general recommendation under this building block for or against 
de minimis thresholds, if jurisdictions choose to implement such a threshold, best practice would be to 
combine this with an anti-fragmentation rule. Annex I sets out information on the de minimis rules that 
several jurisdictions have implemented.  


B. Anti-avoidance requirement 


52. An anti-avoidance threshold requirement would only subject transactions and structures that were 
the result of tax avoidance to CFC rules. This could narrow the effectiveness of CFC rules as preventative 
measures, and it could also increase the administrative and compliance burdens of CFC rules if it were 
administrated as an up-front rule. Additionally, an anti-avoidance rule should not be necessary if the rules 
defining the income within the scope of a CFC regime are properly targeted. An anti-avoidance 
requirement has therefore not been considered further in this paper, but this is not intended to imply that an 
anti-avoidance requirement can never play a role in CFC rules that tackle base erosion and profit shifting. 


C. Low-tax threshold 


53. Most CFC rules include a low-tax threshold for two reasons. First, this approach means that the 
rules only apply to companies that benefit from low foreign taxes and therefore pose the greatest risk of 
profit shifting. Second, a focus on low-tax CFCs can provide greater certainty for taxpayers and reduce the 
overall administrative burden. A low-tax threshold can, however, mean that CFC rules do not prevent all 
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base erosion and profit shifting since they still allow erosion of the parent jurisdiction’s base to high- or 
medium-tax jurisdictions, so a few jurisdictions do not include such a threshold.  


54. There are different ways for jurisdictions to determine when a CFC has paid a low rate of tax. 
Jurisdictions may require taxpayers to apply a comparative approach on a case-by-case basis, or they may 
use a black list or white list to simplify the process. Using a list generally eliminates the need for a case-by-
case analysis of a jurisdiction’s tax rate and is a way of communicating whether jurisdictions apply a lower 
level of tax. The use of black or white lists can make it easier for tax administrations to determine when 
CFC rules do and do not apply and for taxpayers to know whether they will be subject to CFC rules. The 
United Kingdom, for example, has a white list that excludes CFCs located in listed jurisdictions which are 
sufficiently similar in terms of tax base and tax rate to the United Kingdom, provided that several other 
conditions are also met.25 Finland issues a list of tax treaty countries (not including EU Member States) to 
be considered low-tax based on nominal tax rates and tax incentives but only regards a company in those 
countries as a CFC if the company itself pays less than 3/5 of the taxes that would have been paid in 
Finland. This approach therefore sets a presumption that a CFC is lowly taxed, but that presumption must 
be supported with an actual comparison of taxes paid. Sweden applies a similar approach under which 
countries are broken into three categories: (i) countries where no entities would be CFCs, (ii) countries 
where entities without CFC income would not be CFCs while entities with CFC income would be 
compared against the low-tax threshold, and (iii) countries where all income will be compared against the 
low-tax threshold. Australia applies a white list approach under which companies resident in countries with 
an income tax system comparable to Australia’s tax system are not subject to CFC taxation. CFCs in a 
listed jurisdiction are therefore exempt from Australia’s CFC rules unless they are subject to a concessional 
tax regime.  


55. Low-tax thresholds require that the rate at which the CFC was taxed be below a given 
benchmark. Low-tax thresholds apply one of two benchmarks. They either compare the tax rate in the CFC 
jurisdiction to a particular fixed rate that is considered low-tax or they compare the tax rate in the CFC 
jurisdiction to a portion or percentage of the parent country’s own rate. Both approaches seem equally 
relevant within the context of designing rules to combat BEPS as both recognise that the incentive to shift 
profits will be greater where there is a significant differential between effective tax rates.  


56. Under the first approach, countries would need to set a fixed tax rate below which their CFC 
rules would potentially apply. An example of such an approach would be the German CFC rules, which 
define any level of taxation below 25% as low taxation. The second approach instead calculates the low-
tax threshold based on a percentage of the tax that would have been paid to the parent jurisdiction, which 
thereby includes both tax rate and tax base in the analysis. The UK and Finnish CFC rules provide 
examples of this approach. Under UK law, there is no low taxation if the “local tax amount” is at least 75% 
of the “corresponding UK tax”. As mentioned above, under the Finnish rules, a low-tax regime is 
considered to exist if the company itself pays less than 3/5 of the taxes that would have been paid in 
Finland. Whichever approach is adopted, the benchmark should be meaningfully lower than the tax rate in 
the country applying the CFC rules. As shown in Annex II, most CFC rules apply benchmarks that are at 
the most 75% of the statutory corporate tax rate. It is therefore recommended that the benchmark be set at 
this level or lower.  


                                                    
25  These conditions are that there cannot be more than insignificant amounts of certain defined types of 


income that are not effectively taxed in the CFC’s territory of residence, that none of the CFC’s income has 
been generated using IP that has been effectively transferred from a UK related party in the previous six 
years, and that the CFC is not involved in any arrangement intended to create a UK tax advantage for any 
person.  
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57. Once the benchmark has been set, CFC rules must determine the tax rate in the CFC jurisdiction 
in order to compare this to the benchmark. Current CFC rules do this in one of two ways. They either 
compare the benchmark to: (1) the nominal (or statutory) tax rate in the CFC jurisdiction or (2) the 
effective26 tax rate of the CFC. Although using the statutory tax rate may reduce administrative complexity 
and compliance costs, the recommendation is to use the effective rate. This latter approach takes into 
account the tax base or other tax provisions that may increase or reduce the effective rate paid by the CFC 
and therefore is likely to create a much more accurate comparison than focusing on the statutory tax rate. 
Using the effective tax rate, however, means that whether the low-tax threshold has been met must be 
determined in two steps. First, there must be a calculation of the effective tax rate, which requires 
determining both how much tax the CFC paid and how much income the CFC earned. Second, the 
effective tax rate must be compared to the benchmark.  


58. The determination of the effective tax rate is typically based on the ratio of the actual tax paid in 
the CFC jurisdiction to the total taxable income either computed according to the rules of the 
parent/shareholder’s country or according to an international accounting standard such as IFRS. This 
method generally recognises that even in a situation where the statutory tax rate is not considered a low tax 
rate, low taxation may occur as a result of (1) reducing the tax base or (2) lowering the tax burden by 
subsequent rebates of taxes paid or through non-enforcement of taxes. This can be illustrated in the 
following two examples. 


 a) Example 1: A CFC in Country C generates 80,000 of income in one year. Country A applies 
its CFC rules if the effective tax rate applied to the CFC was below a fixed rate of 25% taking into account 
the tax base as computed under Country A’s rules. Country C allows an exemption of 20% when 
computing the taxable income to promote investments.  


Calculation of actual tax paid in Country C: 


 Income in Country C           80,000 


 Exemption (20%)           16,000 


 Taxable income           64,000 


 Corporate tax due (30%)           19,200 


 Actual tax paid           19,200 


Income in Country C:  


 Income in Country C27            80,000 


Effective tax rate calculation:     


 19,200/80,000            24% 


 


                                                    
26  The effective tax rate may be computed as an average of the effective tax rates over several years. 
27  For the reasons described below, the income is calculated according to Country A’s rules. All other 


calculations in this table are calculated using Country C’s rules since they were used to determine the tax 
actually paid to Country C.  
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 b)  Example 2: A CFC in Country C generates 80,000 of income in one year. Country A applies 
its CFC rules if the effective tax rate applied to the CFC was below a fixed rate of 25% taking into account 
the tax base as computed under Country A’s rules. Country C does not provide for an exemption to 
promote investments. However, according to Country C’s rules, shareholders of the CFC may claim a 
refund in the amount of 20% of the corporate income tax paid by the CFC upon distribution of dividends. 
The dividends would be tax exempt in Country A.  


Calculation of actual tax paid in Country C: 


 Income            80,000 


 Taxable income              80,000 


 Corporate tax due (30%)           24,000 


 Refund upon distribution (20% of 24,000)            4,800 


 Actual tax paid            19,200 


Income in Country C: 


 Income in Country C28            80,000 


Effective tax rate calculation: 


 19,200/80,000             24% 


59. In both Example 1 and Example 2, the low tax requirement is met in reality because the effective 
tax rate is below the fixed rate of 25%. The calculation of the effective tax rate should therefore ensure that 
situations such as those illustrated in Example 1 and Example 2 are found to meet the low tax requirement, 
and the discussion below provides ways to ensure this.   


60. The calculation of the effective tax rate uses a fraction where the numerator is the actual tax paid 
and the denominator is the CFC’s income. Although the determination of the actual tax paid could require 
proof that tax was in fact collected and not refunded, the definition of the numerator could be more 
straightforward if it instead focuses just on the final tax burden (including, for example, subsequent rebates 
of taxes paid and non-enforcement of taxes).  


61. Compared to calculating the actual tax paid, the determination of what to include in the total 
taxable income (i.e., the denominator) may be more problematic. If the denominator were to refer to the 
foreign tax base, the effective tax rate would equal the statutory tax rate of the CFC jurisdiction,29 which 
would undermine the purpose of the effective tax rate calculation. The denominator should therefore be 
either the tax base in the parent jurisdiction had the CFC income been earned there or the tax base 


                                                    
28  The income is calculated according to Country A’s rules. All other calculations in this table are calculated 


using Country C’s rules since they were used to determine the tax actually paid to Country C.  
29  This is, of course, only true if there are no rebates and the tax was in fact collected and enforced. 
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computed according to an international accounting standard such as IFRS, with adjustments made to reflect 
the tax base reductions that result in low taxation of the CFC income.30  


62.  In theory, the effective tax rate calculation could find a higher effective tax rate than the 
statutory tax rate in the CFC jurisdiction if the base calculated under the rules of the parent jurisdiction is 
smaller than that calculated under the rules of the CFC jurisdiction. In reality, however, this situation is 
unlikely to occur much in practice as groups would not structure themselves into jurisdictions where the 
advantage of a low statutory tax rate is entirely or partially set off by a tax disadvantage in the tax base 
computation (e.g. non-deductible expenditures).  


63. The effective tax rate computation could also be influenced by the “unit” used for the calculation. 
Country rules generally calculate the effective tax rate on a company-by-company basis, but it could in 
theory be computed either narrowly or broadly. A narrow approach could, for example, calculate the 
effective tax rate for each item of income earned by a company. Computing the effective tax rate on a 
narrower basis allows jurisdictions to apply the low-tax threshold just to the income that has been defined 
as attributable income under the rules. For example, if royalties were subject to taxation under a 
jurisdiction’s definition of CFC income, the low-tax threshold would apply more precisely to that income 
provided that the effective tax rate was computed narrowly for each type of income. This may also more 
directly address situations where only certain types of income benefit from a low tax rate, while others are 
subject to regular taxation. Calculating the effective tax rate on a narrower basis would, however, increase 
both the administrative complexity and compliance burden associated with the low-tax threshold. A broad 
approach could calculate the effective tax rate on a company-by-company or country-by-country basis. A 
country-by-country approach would aggregate the income of all entities of a group in a single country to 
calculate the effective tax rate. These broader approaches would reduce the administrative complexity and 
compliance burden compared to the narrow approach, but calculating the low-tax threshold on a country-
by-country basis would add complexity compared to doing so on a company-by-company basis because it 
would require aggregating the calculations for all the CFCs in each jurisdiction rather than just calculating 


                                                    
30  This tax base would require a determination of how to treat loss carry forwards of the CFC from previous 


years and any losses permitted in a consolidation or group relief regime. If CFC legislation uses the rules of 
the parent jurisdiction to calculate taxable income, they could  also deal with  losses in accordance with the  
rules of the parent jurisdiction (this could mean that a consolidation regime in the CFC jurisdiction would 
be ignored for purposes of CFC taxation by the parent jurisdiction). If, instead, they use a common 
standard, then there would need to be a common rule for how losses should be used to calculate taxable 
income. 


 Most countries generally apply their own rules to compute the tax base of the CFC. In principle, however, 
not all differences in computing the tax base of the CFC under the rules in the CFC and the parent 
jurisdiction raise the policy concerns that are typically associated with preferential tax provisions or 
practices that could shrink the tax base for certain income and therefore have the effect of significantly 
reducing the taxes paid by the CFC. In theory, therefore, CFC rules could take account of only those 
differences that raise such policy concerns when calculating the tax base of the CFC. For example, if the 
tax base in the parent jurisdiction is higher than that in the CFC jurisdiction only because of timing 
differences in accounting, this may not need to be reflected in the denominator. A participation exemption 
also may not fall within the scope of tax advantages that are considered in determining the denominator 
because it is typically granted to eliminate double taxation and not to reduce the actual tax burden. 
However, the denominator should take into account any differences that are a result of a tax advantage in 
the CFC jurisdiction that attracts offshore capital and therefore increases the risk of profit shifting. A 
notional interest deduction may be an example of such a tax advantage. While differentiating between tax 
base definitions that implicate the policy concerns underlying CFC rules and those that do not may make 
sense in theory, however, the only rules that would be likely to make this differentiation are those that start 
with the tax base calculated under the rules of the CFC jurisdiction and then adjust this upward to reflect 
the rules of the parent jurisdiction. 
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the effective tax rate for each CFC. If CFC jurisdictions exempt PEs from taxation, the effective tax rate of 
permanent establishments of a CFC should be calculated separately from that of the CFC to ensure that the 
tax rates of the PE and CFC cannot be blended to avoid the low-tax threshold.  


Questions for consultation 


 4.  What practical problems, if any, arise when applying a low-tax threshold based on an effective tax rate  
  calculation? 


 5.  How could these problems be addressed or mitigated? 


 6.  Does the discussion above correctly address the situation of permanent establishments that are subject to a 
  different tax rate than CFCs? 
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CHAPTER 4: DEFINITION OF CONTROL 


64. Control is the third building block and is a key element of CFC rules because it determines what 
entities CFC rules can be applied to. Existing regimes variously refer to a person’s “control”, 
“participation”, or “influence” in a foreign entity. Generally speaking, requiring control reflects countries’ 
view that resident shareholders should only be taxed on income earned by a foreign company if they 
appear to have had some input in how, when and where that income was earned. Control is important in the 
context of BEPS because it may be an indication that resident shareholders had sufficient influence over 
the foreign company and its tax policy to use it to shift profits. A control requirement can also be used to 
reduce the scope of CFC rules and limit the compliance costs for minority shareholders where they have no 
real ability to influence the foreign company.  


I. Recommendations 


65. The definition of control requires two different determinations: (i) of the type of control that is 
required and (ii) of the level of that control. The recommendation for control is that CFC rules should at 
least apply both a legal and an economic control test so that satisfaction of either test results in control. 
Countries may also include de facto tests where they achieve the same effect. Secondly, a CFC should be 
treated as controlled where residents hold, at a minimum, more than 50% control, although countries that 
want to achieve broader policy goals or prevent circumvention of CFC rules may set their control threshold 
at a lower level. This level of control could be established through the aggregated interest of related parties 
or unrelated resident parties or from aggregating the interests of any taxpayers that are found to be acting 
in concert. Additionally, CFC rules should apply where there is either direct or indirect control.  


II. Explanation 


66. In order to arrive at the above recommendation, the two different determinations were considered 
in greater detail.  


A. Type of control 


67. Control can be established in various ways, which are outlined below.  


• Legal control generally looks at a resident’s holding of share capital to determine the percentage 
of voting rights held in a subsidiary. Legal control is a relatively mechanical test that is easy for 
both tax administrations and taxpayers to apply and reflects the fact that a sufficient degree of 
voting rights should enable residents to elect the board of directors or an equivalent body 
responsible for the affairs of the foreign entity and thus ensure that a CFC acts in accordance with 
their instructions. However, corporate law often provides a large degree of flexibility in designing 
the share structure of a corporation, thus enabling the use of artificial share terms and structures to 
circumvent the control requirement. A focus on legal control is therefore likely to be too narrow, 
and most countries also use a concept of economic control. Although tests that consider the 
entitlement to acquire shares, and therefore voting rights, through certain contingent rights such as 
options may help mitigate some of the weaknesses of legal control.  


• Economic control focuses on rights to the profits, capital and assets of a company in certain 
circumstances such as dissolution or liquidation. Such a test recognises that a resident can control 
an entity through an entitlement to the underlying value of the company even where they do not 
hold the majority of the shares. This entitlement may result from rights to the proceeds in the 
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event of a disposal of the entity’s share capital or the entity’s assets on a winding up. It may also 
include rights to a distribution of profits other than on a disposal or winding up. Economic 
control is also a relatively mechanical test that focuses on facts that can be objectively assessed. 
It does add some complexity but in reality those with a majority stake in a company are likely to 
be aware of that fact and may have other reporting obligations in respect of that controlled 
relationship. However, economic control rules may be circumvented, most obviously by means 
of group reorganisations involving the insertion of a new group holding company. In such 
situations, both legal and economic control may change even though there is little or no change in 
the underlying business or the level of decision-making and business control exercised by the 
previous parent.  


• De facto control can look at similar factors to those considered by many countries when 
considering where a company is resident for tax purposes. For instance, countries can look at 
who takes the top-level decisions regarding the affairs of the foreign company or who has the 
ability to direct or influence its day-to-day activities. Another approach could focus on any 
particular contractual ties with the CFC that permit taxpayers to exert a dominant influence over 
it. However, a de facto control test would require a significant analysis of the facts and 
circumstances and some subjective assessment of these. This will lead to added costs, complexity 
and uncertainty for taxpayers. In addition, based on countries’ experience in operating residence 
rules, the type of criteria mentioned above may also be relatively easy to avoid and therefore 
difficult for a tax administration to prove. If a de facto control test could be designed to arrive at 
accurate results without these significant administrative and compliance burdens, it could also be 
included in a recommendation, but it would have to capture at least as many situations as 
captured by tests that look at legal or economic control.  


• Control based on consolidation can look at whether a non-resident company is consolidated in 
the accounts of a resident company based on accounting principles (e.g. International Financial 
Reporting Standards, or IFRS). This is not fundamentally different from the approaches 
mentioned above. In fact, like the legal and de facto control tests, accounting principles also refer 
to criteria such as voting rights or other rights to exercise a dominant influence over another 
entity, but they use these criteria to establish whether or not an entity should be consolidated. For 
example, under IFRS 10 a taxpayer should consolidate any entity if, for instance, it has rights that 
give the power to direct the activities that most significantly affect the subsidiary’s returns. The 
power may be based on voting rights in relevant areas of the subsidiary’s business activity or 
generally on a controlling influence over the subsidiary which effectively tests legal and de facto 
control.  


68. The above approaches are often combined to prevent circumvention and to ensure that rules 
operate effectively. Based on the above analysis it was agreed that a control test should focus on a 
combined approach that includes at least legal and economic control. Both of these tests are reasonably 
mechanical and so should limit the administrative and compliance burden involved. However, countries 
could also consider supplementing these tests with either a de facto test or a test based on consolidation for 
accounting purposes. Both of these, but particularly a broad de facto test, could increase complexity and 
compliance costs. Therefore countries that are attracted to using one of the latter two tests to address 
specific problems (such as those raised by inversions) may find that these problems could be better 
addressed with separate targeted provisions rather than through an extension of the concept of control for 
CFC purposes.  
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B. Level of control  


69. Once a CFC regime has established what actually confers control, the next question is how much 
control is enough for the CFC rules to apply. If the aim is to catch all situations where the controlling party 
has the ability to shift profits to a foreign company, then, as a minimum, CFC rules would need to capture 
situations where resident taxpayers have a legal or economic interest in the foreign entity of more than 
50%. Some existing rules find control when the parent owns exactly 50%, but the majority of rules require 
more than 50% control. Because owning 50% or less could still allow parent companies to exert influence 
in certain situations, jurisdictions are free to lower their control threshold below 50%.31 


70. The determination of whether this 50% threshold has been met is straightforward when control is 
held by a single resident shareholder. Shareholders can exert influence in other situations, however, and 
existing rules generally attempt to capture these instances as well with their control rules. The general 
principle underlying control tests is that minority shareholders that are acting together to exert influence 
should have their interests aggregated when determining whether the control test has been met. Whether or 
not minority shareholders are acting together can be determined in at least three ways, and it is 
recommended that jurisdictions adopt one of these approaches to ensure that minority shareholders who are 
in fact exerting influence are taken into account when determining whether there is control. 


71. The first way of determining whether minority shareholders are acting together is to apply an 
“acting-in-concert” test, which applies a fact-based analysis to determine whether the shareholders are in 
fact acting together to influence the CFC. If they are, their interests will be aggregated to determine 
whether the CFC is subject to CFC rules. This approach is not very common because it creates significant 
administrative and compliance burdens, but one of its advantages is that it may more accurately identify 
when shareholders are in fact acting together than a more mechanical test. An example of how an acting-
in-concert test would work is illustrated below. 


                                                    
31  Some CFC rules recognise that control can be exercised below 50% ownership. For instance, New 


Zealand’s CFC rules find that the control threshold has been met when a New Zealand resident owns 40% 
or more of the foreign subsidiary. Note that a much lower control threshold may raise EU legal concerns 
for Member State CFC rules, even if they do not apply to CFCs in other Member States. This is because, as 
the control threshold is reduced, CFC rules may implicate not just the freedom of establishment but the free 
movement of capital, which applies to Member State rules that are discriminatory toward residents of third 
countries as well as residents of other Member States. This concern would only arise when the threshold is 
reduced below the level of “significant influence”. 







 


30 
 


Figure 3. Control interest held by unrelated parties acting in concert 
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72. C Co, A Co and B Co are all unrelated parties. Country A’s CFC rules require a controlling 
interest of more than 50% before they can be applied. There is no other resident taxpayer in Country A so 
unless Country A has an acting-in-concert rule that aggregates the interest of both residents and non-
residents, and the acting in concert rule can be shown to apply, then there will be no attribution of the 
income of CFC to A Co. As mentioned above, an acting-in-concert rule would add complexity and 
compliance costs, especially where it is applied to both residents and non-residents. However, it could also 
prevent circumvention of CFC rules.32  


73. The second way that some rules determine whether minority shareholders are acting together is to 
look to the relationship of the parties. If rules only include the interests of related parties when determining 
whether the 50% threshold has been met, this would eliminate the need for a fact-based acting-in-concert 
test, but it will apply more narrowly since it focuses more directly on the profit shifting opportunities 
created by structures involving related parties. However, since BEPS structures often involve wholly 
owned subsidiaries or at least subsidiaries owned by related parties, a focus on related parties may still 
capture most structures that raise BEPS concerns. 33 An example of how a related party test would work is 
illustrated below. 


                                                    
32  A similar scenario to that above could arise where there is a joint venture. Some countries have specific 


rules to deal with joint ventures. Under the UK CFC rules, a UK resident 40% joint venture partner would 
be treated as having control if there is a non-UK resident that holds at least 40% and no more than 55% of 
the legal and economic interest in the joint venture. This rule has a similar effect to an acting-in-concert 
type rule. 


33  This may not capture all structures that raise BEPS concerns, however, and other action items have 
recognised that unrelated parties may act together to achieve a certain outcome. The work on hybrid 
mismatch arrangements, for example, includes structured arrangements involving unrelated parties.  
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Figure 4. Control interest held by related parties 
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74. A Co1 and A Co2 are unrelated residents in Country A. For Country A’s CFC rules to apply, 
related parties or residents that act in concert must hold an aggregate interest in the CFC of more than 50%. 
Parent Co splits the interest in CFC between A Co1 and B Co, in order to circumvent the control 
requirement in country A. If, however, Country A applied a related party rule that aggregates the interests 
of related parties to determine control, then A Co1 would be found to be a controlling shareholder because 
of the shared ownership between A Co 1 and B Co, which are both owned by Parent. This would mean that 
30% of the income of CFC would be attributed to A Co 1. No income would be attributed to A Co 2. The 
same outcome is likely to arise under an acting-in-concert test. Whether or not income is attributed to B Co 
would depend on the rules in operation in Country B but if they operated the same form of related party 
rule, then 30% of the income of CFC would also be attributed to B Co.  


75. The third way that CFC rules determine whether minority shareholders are exerting influence 
over the CFC is to impose a concentrated ownership requirement. In the United States, for example, the 
interests of all residents in the CFC are aggregated so long as each interest is higher than a set percentage 
(e.g., 10%). This approach leads to the interests of a concentrated group of residents being considered, and 
it also eliminates the need for separate rules for attribution, since the 10% threshold for control can also be 
used to determine which residents will have income allocated to them. Alternatively, a concentrated 
ownership requirement could require just that ownership be divided between a small number of resident 
shareholders (e.g., 5 or fewer), regardless of their ownership percentage, but this may raise administrative 
and compliance concerns, and focusing just on the number of owners may also not always accurately 
identify whether taxpayers are in reality acting together.  


76. A concentrated ownership rule can be illustrated with reference to Figure 4 above. If Country A 
expanded its control requirement and applied its rules where there were a small group of resident 
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shareholders, in this situation A Co 1 and A Co 2, then the CFC rules would apply and 30% of the income 
of CFC would be attributed to A Co 1 and 40% to A Co 2. This would prevent circumvention of the rules 
but would attribute income to A Co 2. This might not be a concern in the context of a 40% holding but a 
test that focuses on a small group of residents would potentially attribute profits to A Co 2 even if it was 
not acting in concert with A Co 1 and had no real ability to transfer income or profits to the CFC.  


77. Including the interests of non-resident taxpayers in any of these three approaches could add to the 
complexity of the control provisions but such an addition could be considered if countries were concerned 
about either related or unrelated parties acting together to try and circumvent the CFC control provisions.34 
The recommendations above therefore do not recommend that non-residents are also taken into account in 
determining the level of control, but, as with all recommendations, the recommendation included in this 
document only establishes a minimum, and jurisdictions with different policy aims could include non-
resident interests when determining whether the 50% threshold (or any lower threshold) was met. If 
jurisdictions chose this option, limiting taxation of resident taxpayers to their actual share of CFC income 
(rather than the aggregated amount) should eliminate any concerns about double taxation. 


78. Regardless of which of the three approaches is taken, control should be defined to include both 
direct and indirect control since profit-shifting opportunities also arise where a subsidiary is held indirectly 
through an intermediate holding company. If CFC rules do not apply to indirect holdings then they can be 
very easily sidestepped. The example below illustrates one of the questions raised by indirect control, 
which is whether a level of indirect control that falls below the control threshold should still lead to a 
finding of control if the control threshold is met at each level in the chain of ownership.  


Figure 5. Calculation of indirect control interest 
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79. In this example, Parent has a 70% interest in A Co, which holds a 60% interest in CFC. There is 
therefore more than 50% control at each tier, but Parent itself only has an interest of 42% (70% x 60%) of 
CFC. Despite this limited economic control, A Co. has enough economic control to influence CFC and 
Parent has enough economic control to influence A Co., so it is recommended that CFC rules should find 
                                                    
34  Non-resident taxpayers whose interests could possibly be included could include family members of 


resident shareholders or board members of domestic parent companies. 
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Parent to have sufficient influence over CFC to meet the control threshold since the control threshold is 
met at each level in the chain of ownership.35 The amount attributed to Parent should, however, be limited 
to its actual economic interest of 42%. 


80. Although including both direct and indirect control in the control analysis could arguably 
increase the potential for double taxation if all countries were to introduce CFC rules, this situation could 
be addressed with rules to reduce or eliminate double taxation.36  


81. Determining whether a company in the parent jurisdiction has control also requires a rule 
determining when control should be established as well as what types of entities can be considered to have 
control. On the first question, many rules determine control based on how much of an economic or legal 
interest was held at the end of the year, but jurisdictions concerned about circumvention of this rule can 
also include anti-abuse provisions or a test that looks at whether the parent company had the necessary 
level of control at any point during the year. On the second question, in order to ensure that all situations 
where resident shareholders have the opportunity to shift income into a foreign subsidiary are captured, 
CFC rules should consider the interests held by all resident taxpayers, rather than limiting this inquiry to 
corporate entities or other limited groups.  


Questions for consultation 


7.  What practical problems, if any, arise when applying a control test? 


8.  Are there particular practical problems that arise when applying a control test that considers interests held 
 by unrelated or non-resident parties? If so, what are they, and how can they be dealt with? 


                                                    
35  For example, once control is established at a level, some CFC rules deem the control at that level to be 


100% for the purpose of determining the level of indirect control at the next level. 
36  See infra Chapter 8. 
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CHAPTER 5: DEFINITION OF CFC INCOME 


Note for consultation 


        This chapter does not yet include recommendations for the building block on the definition of CFC income. 
Instead, this chapter discusses several possible options for provisions that jurisdictions could implement in order to 
accurately attribute income that raises BEPS concerns. The 2015 report on Action Item 3 will include 
recommendations on the definition of CFC income, and the OECD welcomes comments and suggestions during the 
public consultation about the design of such recommendations.  


  In line with the general comments setting out the non-consensus status of the discussion draft as a whole, it 
should be emphasised that the approaches to defining CFC income do not reflect a consensus view. In particular, 
there are different views on the excess profits approach set out at Part III B. The differences arise because some 
countries believe that an excess profits approach will include income irrespective of whether it arises from genuine 
economic activity of the CFC and where there is appropriate substance. Other countries believe that excluding a 
normal return on eligible equity is an effective method for identifying CFC income. 


  The approach taken by this chapter is first to outline general features that would likely be included in effective 
CFC rules, including a form-based analysis and several different versions of a substance analysis. This chapter then 
discusses how CFC rules should attribute the categories of income that raise the most challenges for existing rules. 
These categories of income include dividends, interest and other financing income, insurance income, sales and 
services income, and royalties and other IP income. This chapter then discusses two possible approaches that could 
accurately attribute these categories of income, whether implemented separately or in combination with each other. 
Finally, this chapter concludes by discussing whether CFC rules should take a transactional or entity approach to 
attributing income. Based on the discussions in this chapter, the public is invited to provide comments about the form 
of recommendations for the building block on the definition of CFC income. 


82. This chapter discusses the fourth CFC building block on the definition of CFC income. Once a 
foreign company has been determined to be a CFC, the next question is whether the income earned by the 
CFC is of the type that raises BEPS concerns and should be attributed to shareholders or controlling 
parties.  CFC rules therefore need to define attributable income, which is also referred to here as “CFC 
income”. Existing CFC regimes apply one of two approaches. They apply either a full-inclusion system, 
which treats all income earned by a CFC as CFC income regardless of its character, or a partial-inclusion 
system, which only attributes certain types of income earned by a CFC. As all income is included under 
full-inclusion systems, there is no need to separately define CFC income, but such an approach will catch 
categories of income that do not raise specific profit shifting concerns. Partial-inclusion systems, however, 
need to accurately define CFC income.  


83.  Many countries have chosen to implement CFC rules because they are more mechanical than 
transfer pricing rules. More mechanical rules, however, are generally broader by nature and cannot be as 
easily targeted to BEPS concerns. Therefore, existing CFC rules that are more mechanical may attribute 
more income than is required in order to combat BEPS. This is the case for all CFC rules that apply  
full-inclusion systems and for many partial-inclusion systems that define CFC income broadly. Although 
jurisdictions can implement a full-inclusion approach or a broad partial-inclusion approach if they are 
focused on broader policy aims than combating profit shifting,37 this chapter focuses on more narrowly 
targeted partial-inclusion systems that only attribute income that raises profit shifting concerns. Member 


                                                    
37  The ability of jurisdictions to implement a full-inclusion system is, of course, subject to jurisdictions’ other 


international obligations. 
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States of the European Union in particular may need to combine more mechanical CFC rules with a 
substance test to ensure that CFC rules do not attribute income earned from genuine economic activities.38  


84. This chapter does not set out general recommendations for how to define CFC income, but it 
instead discusses several possible approaches that jurisdictions could adopt. Whichever approach is 
adopted, CFC rules should accurately attribute income that raises base erosion and profit shifting concerns. 
In particular, CFC rules should be able to accurately define attributable income in the context of income 
earned by CFCs that are holding companies, income earned by CFCs that provide financial and banking 
services, income earned by CFCs that engage in sales invoicing, income from IP assets, income from 
digital goods and services, and income from captive insurance and re-insurance. In practical terms, this 
means that CFC rules must be capable of dealing with at least the following types of income: 


• Dividends 


• Interest and other financing income 


• Insurance income 


• Sales and services income 


• Royalties and other IP income 


85.  Accurately attributing this income does not mean that CFC rules should include all of this 
income in CFC income. It instead means that, at a minimum, CFC rules should attribute income that raises 
BEPS issues within each category and should not attribute income that arises from value-creating activity 
in the CFC jurisdiction. If CFC rules are designed to apply only to stripping of the base of the parent 
jurisdiction, then income should not be attributed if it arises from value-creating activity in any jurisdiction 
other than the parent jurisdiction. 


I. General approaches to defining CFC income 


86. The general principle underlying most existing partial-inclusion rules is that highly mobile and/ 
or “passive” income should be attributed to shareholders because it is likely to have been diverted away 
from the parent jurisdiction or a third jurisdiction and into the CFC jurisdiction. CFC rules generally 
achieve this principle by defining CFC income to include, at a minimum, interest, royalties, and dividends, 
and by excluding “active” income that was earned in the course of an active trade or business from the 
definition of CFC income.  


87. The fundamental challenge that CFC rules face is how to define CFC income so that highly 
mobile income that does in fact represent profit shifting is attributed but income that arises from actual 
activities undertaken by the CFC is not. One approach that some jurisdictions take is a form-based analysis 
that categorises income as CFC income based on its formal classification. This analysis would, for 
example, include dividends, interest, and royalties in CFC income and exclude sales, services, and other 
income that is by its nature more associated with the carrying on of a trade or business. These traditional 
and formal categories may be based on the principle that, if the income earned by a CFC arises from a 
trade or business in the CFC jurisdiction, treating that income as attributable may undermine the 
competitiveness of the CFC. By only attributing income that does not arise from actual activities, therefore, 
CFC regimes are able to strike a balance between creating a disincentive for shifting income to a non-
resident subsidiary and maintaining the competitiveness of subsidiaries engaged in actual activities in their 
own jurisdictions.  
                                                    
38  Jurisdictions that are applying CFC rules narrowly to focus on profit shifting may also combine more 


mechanical CFC rules with a substance test. 
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88. A pure form-based analysis does not, however, accurately attribute income earned in the modern 
business environment. Although this mechanical approach has the benefits of reduced administrative and 
compliance costs, it can be easily manipulated and does not attribute all income that arises from base 
erosion and profit shifting. Attributing only interest, dividends, and royalties means that income that was, 
for example, earned from the use of an IP asset but was legally treated as sales income would escape CFC 
taxation, an issue that is exacerbated in the digital economy. Attributing all interest, dividends, and 
royalties also means that income that falls into these categories but in fact arose out of an active business 
(for example, income earned from a business engaged in active financing) will be attributed even if it does 
not raise any concerns about base erosion or profit shifting. 


89. Because of these weaknesses with a pure form-based analysis, existing CFC rules typically apply 
some sort of substance analysis that looks to whether the income arose from substantial activities 
undertaken by the CFC itself. This rule may apply in place of or alongside a form-based analysis, but most 
existing substance analyses apply alongside other more mechanical rules and are not stand-alone rules. 
Although such rules add to the complexity of CFC rules, they appear to be necessary to accurately identify 
and quantify shifted income. They may also be particularly necessary in CFC rules that apply between 
Member States of the European Union, since a substance analysis could prevent CFC rules from attributing 
income that arises from genuine economic activities. A substance analysis could take at least three forms:  


• One option would be a substantial contribution analysis. This would be a threshold test that 
applies a facts and circumstances analysis to determine whether the employees of the CFC have 
made a substantial contribution to the income earned by the CFC. Once the CFC has shown a 
given level of activities, all income earned by that CFC would then not be treated as 
attributable.39  


• A second option could be a viable independent entity analysis. Rather than trying to determine 
what constitutes a substantial contribution, this option would look at all the significant functions 
performed by entities within the group to determine whether the CFC is the entity which would 
be most likely to own particular assets, or undertake particular risks, if the entities were 


                                                    
39  An example of this is in the U.S. CFC rules. Under the substantial contribution test that applies to 


manufacturing income earned by a CFC, manufacturing income that would normally be treated as 
attributable will not be attributable if “the facts and circumstances evince that the controlled foreign 
corporation makes a substantial contribution through the activities of its employees to the manufacture, 
production, or construction of the personal property sold”. 26 CFR 1.954(3)(a)(4)(iv)(a). The test then 
provides a list of seven activities that could indicate that the CFC did make a substantial contribution, all of 
which essentially consider whether the CFC was engaged in actual value creation. These activities include 
(1) oversight and direction of the activities or process pursuant to which the property is manufactured, 
produced, or constructed; (2) activities that are considered in determining whether the products were 
substantially transformed or if the assembly or conversion of component parts into a final product are 
substantial in nature and generally considered to constitute the manufacture, production, or construction of 
property; (3) material selection, vendor selection, or control of the raw materials, work-in-process or 
finished goods; (4) management of manufacturing costs or capacities (for example, managing the risk of 
loss, cost reduction or efficiency initiatives associated with the manufacturing process, demand planning, 
production scheduling, or hedging raw material costs); (5) control of manufacturing related logistics; (6) 
quality control (for example, sample testing or establishment of quality control standards); and (7) 
developing, or directing the use or development of, product design and design specifications, as well as 
trade secrets, technology, or other intellectual property for the purpose of manufacturing, producing, or 
constructing the personal property. 26 CFR 1.954(3)(a)(4)(iv)(b). The Regulations then provide examples 
to illustrate how this facts and circumstances test would apply. 
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unrelated.40 If the CFC would not own an asset or risk, the profits arising from it should be 
included in CFC income.41 For CFCs that received IP income, this could, for example, involve 
consideration of all the group’s activities to manage and control the development, enhancement, 
maintenance, protection, and exploitation of intangibles. Under this analysis, there are no set 
thresholds for the activities that must be performed by a CFC or must not be performed by 
affiliates. Whether or not profits are included in CFC income depends on the balance of activities 
between entities and how unrelated parties would have been most likely to allocate assets and 
risks. 


− The viable independent entity analysis could be applied in all circumstances, including 
those which involve IP-related profits. In the context of a group that continues to own, 
develop, and exploit IP, the location of capabilities and functions which enable the group 
to manage risks associated with that IP can be used to identify which group entity would 
own the IP under normal commercial conditions, which would determine where the 
substance was located. An assessment of whether, and to what extent, a CFC has the 
relevant capabilities would consider all the key functions that the group usually performs 
and where they are performed. The capability to approve decisions would therefore not be 
sufficient. 


− The viable independent entity analysis could be combined with a carve-out under which 
income that was earned with the substantial contribution of a related party would 
automatically be included in CFC income. This alternative would include all income 
earned from related party outsourcing, and it would arrive at an outcome that was similar 
to that achieved under the third option.42 


• A third option would be an employees and establishment analysis. This would use employees and 
establishment as a more mechanical way of determining whether the activities required to earn 
the CFC income are located in the CFC jurisdiction.43 Existing CFC tests generally look at, 


                                                    
40  A similar approach has been adopted by the United Kingdom, which has used the concepts and guidance 


developed by the OECD for Article 7 to identify the group’s significant people functions associated with 
each asset, so that it can be determined whether the CFC undertakes those functions.  


41  This proposal has the potential to address foreign-to-foreign stripping. If CFC rules are targeted only at 
income shifted from the parent jurisdiction, the viable independent entity approach could be designed in 
such a way that profits would only be included if the asset or risk would be owned by an entity resident in 
the parent jurisdiction. 


42  A similar approach has been adopted by Germany, where CFC rules first apply an analysis similar to the 
viable independent entity analysis and then include income that would otherwise have been excluded if a 
related party made a substantial contribution to that income.  


43  Examples include the now-repealed UK exempt activities test and the South African foreign business 
establishment test. The UK test exempted all the profits of the CFC if it met the following three 
requirements: (i) it had a business establishment in a territory of residence, (ii) it was effectively managed 
in its territory of residence, and (iii) it did not have as its main business any of a group of listed activities, 
including investment business and dealing in goods for delivery to or from the United Kingdom (although 
it could be a holding company if it met specific requirements). The test defined a business establishment to 
include “premises which are, or are intended to be, occupied and used with a reasonable degree of 
permanence, and from which the company’s business in its territory of residence is wholly or mainly 
carried on.” The test defined effective management to mean that “the number of persons employed by the 
company in the territory in which it is resident is adequate to deal with the volume of the company’s 
business, and any services provided by the company for persons resident outside that territory are not in 
fact performed in the United Kingdom.” Under the South African foreign business establishment test, 
income of a CFC is not attributable if it is produced by a foreign business establishment (FBE) that 







 


38 
 


among other things, whether the CFC had the necessary business premises and establishment in 
the CFC jurisdiction to actually earn the income and whether the CFC had the necessary number 
of employees with the requisite skills in the CFC jurisdiction to undertake the majority of the 
CFC’s core functions. This approach therefore builds on existing ideas but looks just at 
employees and establishment and this approach may remove some of the complexity of more 
fact-intensive tests, such as the viable independent entity analysis. There are two main 
differences between this option and the viable independent entity analysis: 


− First, the employees and establishment analysis will subject income to CFC taxation if the 
CFC outsources its core business functions and some of the value-creating activities are 
actually undertaken elsewhere. Therefore the CFC itself must have the employees and 
establishment necessary for earning the actual income, rather than just the employees and 
establishment necessary for managing or overseeing the value-creating activities. Even as 
a proportionate test this analysis may apply to more CFCs because it will apply where 
core functions are outsourced whereas the viable independent entity analysis may allow a 
greater amount of outsourcing if it focuses more on managing and overseeing, rather than 
actively undertaking.  


− Second, the employees and establishment analysis does not require an analysis of risks or 
asset ownership. Instead, it just asks whether the CFC had the employees and 
establishment necessary to earn the income. If a CFC earned IP income, for example, the 
CFC would have to show that it had the skilled employees required to undertake the R&D 
and other value creating activities and that it had the research facilities and other business 
premises required to develop the IP. It would not, however, need to identify the IP assets, 
establish ownership of the assets, or show that it managed or controlled the risks. An 
employees and establishment analysis could therefore act as a factual but more 
mechanical approach as compared to a more complex functional analysis. 


90. Both the second and third options could be applied as either threshold tests or proportionate tests. 
If they were threshold (or “all-or-nothing”) tests, a set amount of functions or employees and establishment 
would allow all income of the CFC to be excluded. Therefore, if the viable independent entity test were 
applied as a threshold test, a CFC that had engaged in sufficient management or control to qualify as a 
viable independent entity would have all of its income excluded from CFC taxation. A CFC that had not 
engaged in these activities would have all of its income included in CFC income. If the employees and 
establishment test were applied as a threshold test, a CFC that had the required employees and 
establishment would have all of its income excluded, but a CFC that did not have all of these required 
employees and establishment would have all of its income included. If they were applied as proportionate 
tests, this would allow some income to be excluded from CFC taxation if the CFC carried out some of the 
required substantial activities. In order to apply a proportionate test, the CFC rules would have to 
determine the substance and activities which would have to in fact be performed to earn the CFC’s income 
and compare this to the substance and activity of the CFC. This would increase the administrative 
complexity and compliance costs of the rules,44 but it could also ensure that only income that arose from 
BEPS would be attributed. Although many CFC rules with substance analyses apply these analyses as 
                                                                                                                                                                        


operates at arm’s length. FBEs are places of business with a physical structure that are used (or will 
continue to be used) for at least one year. These places of business must be where the business of the CFC 
is undertaken and they must be suitably equipped and staffed with managerial and operational employees 
who render services for the purpose of conducting the CFC’s primary operations.  


44  It may be possible to design a proportionate substance analysis that considers more mechanical factors, 
such as expenditures. More mechanical proportionate approaches, however, are looking at proxies for 
substantial activities, so they may not always be accurate in their attribution. 
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threshold tests, some CFC rules do apply substance analyses as proportionate tests. The proportionate 
application of a substance analysis should prevent businesses from locating just the right type and amount 
of activity in a CFC to ensure that its profits are excluded by the CFC rules of its parent jurisdiction. One 
further advantage of applying a substance test on a proportionate basis is that it is more likely to comply 
with EU law because it would allow CFC rules to attribute only the income that does not arise from 
genuine economic activities 


91.  The differences between all of these versions of a substance analysis can be illustrated in the 
following example. Sub B is a CFC in Country B that is wholly owned by Parent, which is resident in 
Country A. Sub B made a buy-in payment, and Sub B and Parent have entered into a cost-sharing 
agreement for producing software in Region B under which Sub B undertakes all the regional production, 
translation, packaging, distribution, and marketing activities for the software and then receives all sales 
income from the sale of the software in Region B. Parent undertakes all research and development of the 
software.  


• Under the substantial contribution analysis, as the employees of Sub B made a substantial 
contribution to the income earned by Sub B, none of the CFC’s income would be included.  


• The viable independent entity analysis could be applied as either a threshold test or a 
proportionate test. If it were applied as a threshold test, the inclusion of Sub B’s income would 
depend on whether Parent or Sub B would be more likely to own all the IP rights to region B. 
There would in effect be a comparison with unrelated parties and, if in that context the party 
responsible for R&D would own the assets and subcontract the marketing, Sub B’s income would 
be included. If, instead, the party responsible for marketing was likely to own the software assets 
and subcontract any residual or ongoing R&D activity necessary to maintain and enhance the 
product, then Sub B’s income would be excluded. If the viable independent entity analysis were 
applied as a proportionate test, any profits arising from the activities performed by Sub B would 
be excluded, as would some of the profits due to ownership of the IP if and to the extent that Sub 
B would have an ownership in those IP assets if it were an unrelated party. 


• The employees and establishment analysis could also be applied as either a threshold test or a 
proportionate test. If it were applied as a threshold test, all of the income of Sub B would be 
included in CFC income because Sub B did not have all the required employees and 
establishment to develop the software (even if it did have the required employees and 
establishment to exploit the software). If the employees and establishment analysis were applied 
as a proportionate test, a portion of the CFC’s income that was proportionate to the employees 
and establishment that the CFC did not have would be included. This portion could be calculated, 
for example, by determining what type of establishment and what employees and skills would be 
required to both develop and produce the software and comparing the actual establishment and 
employees to this base. One possible way of applying the employees and establishment analysis 
on a proportionate basis would be to use expenditures as a proxy in certain contexts. 


92. The advantages and disadvantages of these approaches are set out below: 


• The advantages of the substantial contribution analysis are that, since it was developed in the 
context of manufacturing income, it may accurately attribute many types of income. One 
disadvantage is that it may not accurately attribute IP income. Another disadvantage is that the 
threshold may be low enough to allow “swamping”, which occurs when a CFC uses the fact that 
it undertook a minimum level of substantial activities to shield income from CFC taxation and 
therefore not attribute any of the income. 
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• Many of the advantages and disadvantages of the viable independent entity analysis are based on 
its similarity to a transfer pricing analysis or the analysis required under the Authorised OECD 
Approach. 45 An advantage of this similarity is that this may reduce overall administrative 
complexity and compliance costs because taxpayers will already be performing related analysis 
and providing the information for transfer pricing purposes. A further advantage is that this 
approach eliminates one of the complexities of transfer pricing as there is no need to decide 
where to allocate income that was not actually earned by the CFC. Instead, CFC rules 
automatically attribute this income to the parent, thereby simplifying the overall analysis. 
Although the similarity to transfer pricing means that the viable independent entity analysis may 
appear duplicative, it builds on the work to correctly price actual contractual arrangements and 
determines whether the intragroup asset and risk allocation resulting from those contracts is what 
would be expected on a commercial basis. The main disadvantage is that it requires a fact-
intensive analysis involving an element of judgment, which would increase administrative 
complexity and compliance costs and may lead to uncertainty. These issues could, however, be 
minimised by the use of suitably targeted entity-level exemptions.  


• The main advantage of the employees and establishment analysis is that it requires a less fact-
intensive analysis and is potentially more mechanical than the viable independent entity analysis. 
This approach also requires more activity than the substantial contribution analysis. It should 
therefore reduce administrative complexity and compliance burdens relative to the viable 
independent entity analysis, and it should reduce swamping relative to the substantial 
contribution analysis. If the employees and establishment analysis is applied as a threshold test, 
however, this second advantage would only be true if the threshold were set at a sufficiently high 
level to prevent swamping. If, however, it were applied as a threshold test and the threshold were 
set at even a moderately high level, there is a risk of including income even when the CFC 
engaged in substance. A proportionate approach would therefore reduce the risks of under-
inclusion and over-inclusion, but one disadvantage of a proportionate employees and 
establishment analysis is that this would require a comparison of the employees and 
establishment in the CFC to the employees and establishment that would be required to earn the 
overall income, which may be a difficult comparison to undertake. 


93. Along with applying form-based analyses and substance tests, existing CFC rules also try to 
determine whether income is highly mobile by looking at from whom it was earned (i.e., from related 
parties or from others) and where it was earned. On the first point, many existing CFC rules include 
income if it was earned from a related party on the grounds that income is more likely to be shifted in that 
situation. Some jurisdictions apply a very broad related party test that includes both income from sales to a 
related party and income from a sale of a good originally purchased from a related party. Another version 
of a related party rule would apply to income from goods that were developed in conjunction with a related 
party (e.g., intellectual property that was developed with a related party or as part of a cost-sharing 
agreement with a related party).46  


94. On the second point, existing CFC rules consider where the income was earned, as well as from 
whom it was earned. This approach can take the form of either an anti-base-stripping rule or a source-
country rule, and the underlying principle is that income that was earned from sales and services provided 
in the CFC jurisdiction is less likely to raise concerns about profit shifting, while income that was earned 


                                                    
45   The Authorised OECD Approach (AOA) to attributing profits to permanent establishments as set out in the 


report issued on 22/06/2010.  
46  Such a rule was proposed by the U.S. administration as part of its definition of foreign base company 


digital income in 2015. 
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from another jurisdiction is more likely to raise such concerns. Anti-base-stripping rules would include 
CFC income if it was earned for sales to a related or unrelated party located in the parent jurisdiction or for 
services or investments located in the parent jurisdiction. This raises an important policy question which is 
whether CFC rules should only attribute income that has been stripped from the base of the parent 
jurisdiction or whether they should also attribute income that has been stripped from the base of third 
countries. If CFC rules take the first approach, then only income generated in the parent jurisdiction will be 
categorised as CFC income. This does raise the question of how to determine whether income was or could 
have been earned in the parent jurisdiction, and this narrower approach may therefore create opportunities 
for manipulation. A broader approach would be to include income stripped from the base of any 
jurisdiction and to categorise any such income as CFC income. A broader anti-base-stripping rule could 
therefore treat any income generated in a jurisdiction other than the CFC jurisdiction as CFC income. This 
would be harder to manipulate but may attribute income that has genuinely been earned from activities 
carried out by the CFC. Such a situation could arise, for example, where a foreign company that previously 
had customers in the parent jurisdiction became a CFC when it was purchased as part of a merger or 
acquisition. This shows that either a narrow or a broad approach could be over-inclusive, but this is more 
likely to occur in the context of broad approaches that attribute more income. An anti-base-stripping rule 
could also take the form of a source-country rule, which excludes highly mobile income from CFC income 
if it was earned in the CFC jurisdiction. One question to consider in this context is how to determine when 
such income has been earned in the CFC jurisdiction. 


95. Existing CFC rules generally use a combination of a form-based analysis and a substance-based 
analysis, often combined with rules that focus on related parties and the jurisdiction where the income was 
earned. As highlighted by Action Item 3, however, these rules still struggle to accurately attribute income 
earned by many types of CFCs. The section below therefore discusses possible ways to more accurately 
attribute income that gives rise to particular difficulties for existing CFC rules. 


Questions for consultation 


 9.  What are the practical problems with any of the three substance analyses set out above? How could these 
  practical problems be dealt with? 


 10.  Do you have experience with applying substance analyses in existing CFC rules? If so, how can these be  
  made more mechanical while still accurately attributing income?  


II. How CFC rules can accurately attribute income that raises BEPS concerns  


96.  CFC rules should accurately attribute: 


• Dividends 


• Interest and other financing income 


• Insurance income 


• Sales and services income 


• Royalties and other IP income 


97. Jurisdictions can, of course, apply CFC rules to a wider category of income than those listed 
above, but the categories listed above raise BEPS concerns and can pose challenges for existing CFC rules. 
Other types of income such as rents and leasing fees, for example, are not discussed in detail here, but 
jurisdictions could include these types of income within CFC income when the property is located outside 
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of the CFC jurisdiction or when the rents are earned from related parties. CFC rules could also attribute 
certain types of capital gains where they raise BEPS concerns.47 


 i. Dividends 


98. Under a form-based analysis, it would appear appropriate to treat dividends as passive income, 
but many existing CFC rules treat dividends as active income in one of two situations. First, if the 
dividends were paid out of active income (because the company paying dividends to the CFC was engaged 
in an active trade or business), many current CFC rules treat those dividends as active income to the extent 
those are non-portfolio dividends or dividends paid by a related party. Many countries now exempt certain 
dividend income, and they continue to exempt dividends earned by the CFC if those dividends would have 
been exempted from taxation in the parent jurisdiction had they been earned by the parent company. 
Second, if the CFC is in the active trade or business of dealing in securities then dividends paid to that CFC 
are treated as active income if they are linked to the CFC’s trade or business.  


99. Dividend income therefore could most accurately be attributed by categorising it first as passive 
but then excluding it from CFC income if it were paid out of active income (or by related parties out of 
active income) or if the CFC were in the active trade or business of dealing in securities. This could in 
effect require some degree of a substance analysis to ensure that the company paying dividends to the CFC 
is engaged in an active trade or business. Countries operating a dividend exemption could implement this 
rule by applying the exemption only to dividends that would be exempt from taxation in the parent 
jurisdiction if they had been earned by the parent company. 


 ii. Interest and other financing income 


100. The general concern underlying the treatment of interest and financing income is that this income 
is easy to shift and therefore could have been shifted by the parent into the CFC, leading to overleveraging 
of the parent and overcapitalisation of the CFC. This situation, which raises significant BEPS concerns, 
can be identified either by looking at objective factors such as whether the income was earned from a 
related party or whether the CFC was overcapitalised48 or by determining whether the CFC had the 
substance required to earn the interest and financing income itself. The majority of existing CFC rules treat 
interest and other financing income as passive when earned by the CFC, but some take a different approach 
and only treat interest as CFC income in specific circumstances such as when it has been earned from 
related parties, when the CFC is overcapitalised, or when the activities contributing to the interest were 
located outside the CFC jurisdiction. Even CFC rules that generally characterise interest and other 
financing income as passive have exceptions for interest that was earned from an active financing business.  


101. Interest and other financing income could therefore be attributed by categorising this income first 
as passive but excluding it from CFC income if the CFC was in the active trade or business of financing 
and it was not overcapitalised.49 This would require applying one of the substance analyses to determine 


                                                    
47  It is unlikely that capital gains arising from fixed property assets located in a CFC jurisdiction would raise 


BEPS concerns, but capital gains arising from mobile non-fixed assets may be a more appropriate inclusion 
in CFC income. 


48  As an example of what would be considered overcapitalisation, the UK CFC rules include a safe harbour 
for banking income under which a CFC is not considered to be overcapitalised if the tier one capital ratio 
(i.e., tier one capital over the total risk weighted assets) of the CFC does not exceed 125% of its UK 
banking group’s capital ratio. 


49  This could also be combined with a look-through rule that treated interest paid out of active earnings as 
active, although this could raise foreign-to-foreign base stripping issues.  
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whether the CFC was in fact engaged in the activities required to earn the financing income. It would also 
require some method of determining whether the CFC was overcapitalised.  


 iii. Insurance income 


102.  The general concern underlying the treatment of income from the insurance of risks is that 
profits can be shifted away from jurisdictions in which those risks are located and into a low-tax 
jurisdiction. For example, an insurance company that is licensed to carry on an insurance business in a 
particular jurisdiction may underwrite insurance policies in respect of persons or businesses located in that 
jurisdiction and then reinsure some or all of these risks to a CFC that is resident in a low-tax jurisdiction 
(and that is generally not licensed to carry on an insurance business in the particular jurisdiction), thereby 
shifting profits associated with the insurance of those risks. In addition groups that are not generally 
involved in insurance activities may establish “captive” insurance companies (often in a low-tax 
jurisdiction), and by various means insure risks associated with the groups normal business activities with 
the captive insurance company, thereby shifting profits to the captive insurance company. Generally 
speaking, little activity is required in the management of these reinsurance operations or these “captive” 
insurance operations. Further, due to the complexity of the insurance of risks generally, taxing authorities 
may not have the capacity or ability to successfully challenge the extent to which companies have actually 
transferred the risks to related CFCs. As such, CFC attribution rules may play a key role in preventing 
BEPS in this context. 


103. As shown in Annex III, existing CFC rules typically take one of two approaches. Some treat 
insurance income as passive income, but they generally provide an exception when the CFC was engaged 
in the active trade or business of providing insurance. Because the question of whether an insurance 
company is engaged in an active trade or business may be difficult to answer, other CFC rules attribute 
insurance income in one or more of the following three cases: (i) the CFC was overcapitalised relative to 
comparable companies in the business of providing insurance, (ii) the policy holder, annuitant, beneficiary, 
or location of the risks insured were outside the jurisdiction, or (iii) the insurance income was derived from 
contracts or policies with a related party. In the third situation, some CFC rules are narrower and only 
attribute insurance income derived from related parties if the related party also received a deduction for the 
payment of the insurance premium.  


104.  Effective CFC rules could therefore focus on one or more of the following factors: (i) whether 
the income was derived (directly or indirectly) from a related party (and, for a narrower rule, whether the 
related party was able to deduct insurance premiums paid to the CFC), (ii) whether the parties to the 
insurance contract or the risks insured were located outside the CFC jurisdiction, (iii) whether the CFC had 
sufficient substance to assume and manage the risks on its own accord, and (iv) whether the CFC was 
overcapitalised.  


 iv. Sales and services income  


105. Existing CFC rules generally treat sales and services income as active, but this treatment creates 
problems, which are exacerbated in the digital economy, in at least two contexts: (i) invoicing companies 
and (ii) IP income. In the context of invoicing companies, which earn sales and services income for goods 
and services that they have purchased from related parties and to which they have added little or no value, 
treating sales and services income as active allows groups to shift their income into CFCs engaged in 
invoicing activities and escape taxation even though the CFCs have not themselves added any value. In the 
context of IP income, income from IP that was shifted into the CFC and to which the CFC has added little 
to no value is often re-characterised as sales and services income and again escapes CFC inclusion. In 
order to prevent these outcomes, rules often only treat sales and services income as active if it was not 
earned from a related party and if the CFC had the substance required to produce the goods or provide the 
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services. With regards to the first requirement, CFC rules can define related parties in at least three ways. 
Sales or services income earned from a related party can include only income actually paid by a related 
party, it could include that income and income from the sale of a good originally purchased from a related 
party, or it could be even broader and include all of that income and also include income from goods that 
were developed in conjunction with a related party. 


106. CFC rules could therefore treat sales and services income as active unless the income was earned 
from a related party or the CFC lacked the substance to earn the income itself. However, this rule would 
still require CFC rules to distinguish between sales and services income and IP income, and, as suggested 
below, that distinction is one of the most difficult issues facing CFC rules. CFC rules may therefore be 
more effective if they eliminate the distinction between sales and services income and IP income and treat 
all sales and services income as passive unless the CFC had engaged in the substantial activities (including 
the development of the IP) required to earn the income. Although this would be a very broad approach, it 
would address one of the main challenges facing existing CFC rules, which is how to differentiate between 
IP income and sales and services income, and it would mean that taxpayers could no longer avoid CFC 
taxation by treating IP income as sales and services income.  


 v. Royalties and IP income  


107. As mentioned above, one of the most difficult types of income to attribute accurately is income 
earned from IP. This includes income earned from digital goods and services. Although the digital 
economy cannot generally be defined separately from other parts of the economy, one trait is that the value 
of digital goods and services is typically due to intellectual property.50 In the context of both general IP 
income and digital goods and services, there is not always an identifiable IP asset, but income earned in 
both contexts is typically due to IP of some sort. Income from digital goods and services is therefore not a 
separate category of income but rather a subset of IP income.  


108.  IP income produces at least four particular challenges for CFC rules: 


• IP income is particularly easy to disguise because it can be exploited and distributed in many 
different forms, all of which may have different formalistic classifications under the CFC rules of 
different countries. For instance, income from IP could be embedded in income from sales and 
therefore treated as active sales income under the CFC rules of different countries. 


• IP assets underlying IP income are highly mobile, which makes it easier for the income to be 
diverted from the location where the value of the IP asset was created. 


• IP assets are also hard to value because there are generally no exact comparables, and the cost 
base of these assets is often an inaccurate measure of the income they can generate. 


• Income that is directly earned from the underlying IP asset is often difficult to separate from the 
income that is earned from associated services or products.  


109. These challenges mean that neither a form-based analysis nor a substance analysis may be able to 
accurately attribute IP income because a form-based analysis can be circumvented by manipulating formal 
classifications and a substance-based approach may lead to under-inclusion if it excludes all of a CFC’s 
income once the CFC has engaged in a fixed amount of activities, even if the CFC could not itself have 
generated all the income since it did not contribute to the value of the underlying IP. As highlighted above 
one of the fundamental concerns with IP income is that, because IP itself is highly mobile, the value of the 


                                                    
50  The discussion of CFC rules and the digital economy builds on the work done by the Task Force on the 


Digital Economy. 
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IP can be developed in one jurisdiction (often the parent jurisdiction) and then shifted out of that 
jurisdiction to a related party in order to earn income in a low-tax jurisdiction. The development activities 
that created the actual value of the IP are therefore not carried out by the CFC, but the CFC receives the 
income generated by the IP. A further concern is that IP income can be easily disguised so that payments 
for the use of IP can be presented as sales or services income in order to avoid CFC rules. This 
combination of highly mobile assets and the difficulty of identifying all IP income means that current CFC 
rules face significant challenges in accurately identifying and attributing this income. 


110. Some existing CFC rules treat royalties as passive, but given the challenges above this will not by 
itself accurately attribute all IP income. Other CFC rules focus on whether the CFC had the required 
activities to develop the IP, and some proposed rules have suggested that there should be a special rule for 
IP that looks at whether the IP was developed with a related party and whether the CFC made a substantial 
contribution to the IP. To effectively attribute IP income, CFC rules could consider both whether the 
income was earned from a related party (including whether it was earned for IP developed with a related 
party) and whether the CFC carried out the required activities to develop the IP underlying the asset. This 
would still require distinguishing between IP income and other income, however, and this distinction 
creates many of the challenges above. CFC rules may therefore be more effective if they apply just one 
rule to sales and services income and IP income that would treat all sales, services, royalty, and other IP 
income as passive unless the CFC had engaged in the substantial activities required to earn the income.  


Questions for consultation 


 11.  How can CFC rules accurately attribute income that raises concerns about BEPS (i) in a business that is 
 licensed under an appropriate regulatory body and is market-facing in a particular jurisdiction, (ii) in a 
 reinsurance business carried on by a CFC of a multinational insurance group or (iii) in a “captive” insurance 
 business of a CFC that is not part of an insurance group? Are there practical problems with current rules that 
 distinguish between (ii) and (iii)? If so, what are they and how can they be dealt with? 


 12.  Are there practical problems with applying the same rule to sales and services income and IP income?  


 13.  Are there existing CFC rules that accurately attribute any or all of these categories of income while also  
  reducing administrative and compliance burdens? 


 14. Does the discussion above consider all categories of income that should be attributed under CFC rules? 


III.  Possible approaches 


111. The above section described in general terms how the five main types of income could be attributed 
under CFC rules. This section sets out two different approaches that jurisdictions could use to accurately 
attribute income earned by a CFC. These approaches could be combined so that, for example, the IP income 
test in the first approach could be replaced by the second approach if jurisdictions prefer the latter. 


A.  Categorical approach 


112. Some existing CFC rules have separate rules for different types of income, and this approach 
builds on these rules and has one rule for dividends, another rule for interest, and separate rules for other 
types of income. If jurisdictions adopt this approach, they could have rules similar to those discussed 
above. The rules would therefore set out the following treatment: 


• Dividend income – Dividend income earned by a CFC will generally be treated as passive (and 
therefore included) unless the dividend was received from a company that was engaged in an 
active trade or business that produced active income (or, if the company received partly active 
income and partly passive income, then only the proportion of the dividend that represents the 
proportion of active income to the company’s overall income will be excluded) or the CFC itself 
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was engaged in the active trade or business of dealing in securities. If dividend income is 
generally exempt from taxation, this exemption will continue to apply to any dividends that would 
have been exempt if they had been earned by the parent company.  


• Interest and other financing income - Interest and other financing income earned by a CFC will 
generally be treated as passive (and therefore included) unless the CFC had the required 
substance to earn the income itself and the CFC was not overcapitalised.  


• Insurance income – Income from insurance will generally be treated as active (and therefore 
excluded) unless (1) the income was derived from contracts or policies with a related party or (2) 
the parties to the insurance contract or the risks insured were located outside the CFC 
jurisdiction. However, income from insurance that falls under these two exceptions will only be 
treated as passive (and therefore included) if the CFC was overcapitalised or did not have 
sufficient substance to assume and manage the risks on its own accord.51  


• Sales, services, royalties, and IP income – Income from sales, services, royalties, and IP will 
generally be treated as passive (and therefore included) unless the CFC had the required 
substance to earn the income itself. 


113. The advantages and disadvantages of the categorical approach are set out below: 


• Advantages:  


− The categorical approach allows jurisdictions to tailor their rules so that each type of income 
is treated accurately. This may make it easier for jurisdictions that already have CFC rules to 
modify their rules to incorporate certain reforms that apply only to certain types of income.  


− Because it is targeted and does not require a distinction to be made between sales and 
services and IP income, the categorical approach should accurately attribute income in the 
ways discussed in Section II.  


• Disadvantages: 


− The categorical approach requires taxpayers and jurisdictions to categorise income in order to 
determine whether it is attributable. By combining sales and services income and IP income, 
however, this approach significantly reduces this disadvantage, but it does bring a greater 
range of activities within the ambit of CFC rules.  


− As the categorical approach depends in many cases on a substance analysis for accurate 
attribution, it requires jurisdictions to design and implement an effective substance analysis. 
As discussed in Section I, substance analyses vary in their effectiveness and the 
administrative and compliance burdens that they create, so this disadvantage depends on each 
jurisdiction’s choice of substance analysis.  


114. This categorical approach is not dissimilar to a traditional CFC rule that combines a form-based 
analysis with a substance analysis, and jurisdictions could achieve similar outcomes to the categorical 
approach by applying it as a two-step approach. In this version of the categorical approach, the first step 


                                                    
51  However, as mentioned earlier, jurisdictions, particularly those that are not Member States of the EU, can 


implement CFC rules that apply more broadly and attribute insurance income even when the CFC did not 
engage in the insurance activity itself. 
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would require jurisdictions to divide income into formal categories. These could be the categories listed 
below, and jurisdictions could include more categories, such as rents or other income.  


Passive (included in the first step) 


Dividends from passive income  


Sales and services income 


Royalties and other income from IP or digital 
goods and services 


Interest income 


Insurance income (i) that was earned from a 
related party or (ii) where the parties to the 
insurance contract or the risks insured were 
located outside the CFC jurisdiction 


 
Active (excluded in the first step) 


Dividends from active income 


Insurance income other than that listed in the 
passive category 


115. The second step would then apply a substance analysis to the categories applied in the first step. 
This second step may not be necessary in all cases if jurisdictions identify certain types of income that are 
clearly passive and that do not need a substance-based prove-out.52 The result of applying the two steps 
would be as follows:   


− Passive income will be included in CFC income unless the CFC can meet the requirements 
of a substance analysis. This could be one of the three substance analyses described in 
Section I. 


− Active income will be excluded from CFC income unless the CFC cannot meet the 
requirements of a substance analysis. This could be one of the three substance analyses 
described in Section I. These exceptions would not apply to dividend income.53  


116.  This two-step version of the categorical approach would arrive at the same results as those 
reached under the first version of the categorical approach described above, but it makes it clear that 
jurisdictions could add categories to the first step to attribute income that falls outside those considered in 
this discussion draft.  


B.  Excess profits approach 


117. Another approach to defining income could be an excess profits approach. This could involve a 
simpler and more mechanical approach than the categorical approach referred to above, and could also be 


                                                    
52  Note that Member States of the European Union may not be able to eliminate the second step. 
53  The substance analysis in the second step could be combined with other tests discussed earlier such as 


related party tests or source jurisdiction tests. 
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used to deal with embedded IP. If such an approach were targeted at specific income, such as IP then 
jurisdictions could choose to implement an excess profits approach alongside other, more traditional CFC 
rules. 


118.  An excess profits approach is intended to target situations that give rise to BEPS by 
characterising as CFC income excess profits in low tax jurisdictions. Such an approach could be relevant in 
the context of IP income as, in some cases, taxpayers cannot expect to earn a profit in excess of the normal 
returns from simply purchasing and selling and providing services or manufacturing, unless those activities 
involve the use of IP. In certain situations, intangibles and risk-shifting transactions among related parties 
could be susceptible to systematic mispricing, leading to a profit in excess of the normal returns that would 
not occur if the same transactions were undertaken with unrelated parties. This should mean that, even 
without any restrictions, an excess profits approach will tend to apply to income from intangibles and risk 
shifting.  


119. To improve the targeting and ensure that the excess profits approach was limited to such income, 
jurisdictions could include a specific entry criterion so that the excess profits approach would only apply in 
situations in which the CFC made use of intangible property acquired from or developed by or with the 
assistance of a related party. Alternatively, this approach could be combined with a prove-out under which 
the excess profits approach would apply to all CFCs unless they could show that they did not make use of 
any intangible property acquired from or developed by or with the assistance of a related party. If either of 
these provisions were included, intangible property would be defined broadly to mean something which is 
not a physical asset or a financial asset, which is capable of being owned or controlled for use in 
commercial activities, and which increases the value received by the company, over and above normal 
returns. Under this definition, intangible property should include intangibles that are not legally protected, 
such as trade secrets, know-how, customer lists, management systems, networks, data, goodwill, and other 
similar items. 


120. With or without an entry criterion or prove-out, an excess profits approach could address a 
number of the challenges outlined in Section I. In particular, it would not rely on formal classification to 
determine whether income was included; it would not be necessary to consider where or from whom 
income was earned;54 and it should not lead to swamping. This approach could, however, raise other 
concerns. These include whether the approach could target BEPS income with sufficient accuracy and the 
quantification of the normal return. The advantages and disadvantages of this approach are discussed 
below. 


121. There are different views on the excess profits approach. The differences arise because some 
countries believe that an excess profits approach will include income irrespective of whether it arises from 
genuine economic activity of the CFC and where there is appropriate substance. Other countries believe 
that excluding a normal return on eligible equity is an effective method for identifying CFC income. The 
focus of this discussion has been on the role of a substance-based exclusion. 


122. An excess profits approach must calculate the “normal return” and then subtract this normal 
return from the income earned by the CFC. The difference is the excess return, all of which is treated as 
CFC income. An excess profits approach could follow the steps below. Note that transfer pricing rules 
would apply prior to the application of the excess profits approach, so this would only apply to income that 
remained after transfer pricing rules had been applied.  


                                                    
54  This approach could, however, be combined with a source country rule, which would allow income that 


was earned from the market of the CFC jurisdiction (e.g., from customers in the CFC jurisdiction or for 
services provided in the CFC jurisdiction) to be excluded from the excess profits calculation. 
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• Determination of normal return – In this context, the normal return means the return that a 
normal investor would expect to make with respect to an equity investment. This normal return 
could be calculated using the following formula: 


− normal return = (rate of return) x (eligible equity) 


− This formula requires a determination, first, of what rate of return to use and, second, of how 
to calculate eligible equity.  


Rate of return 


− In terms of rate of return, normal investors are unlikely to accept a risk-free rate of 
return with respect to an investment with an uncertain income stream. The normal 
rate of return with respect to an equity investment therefore should be a risk-
inclusive rate of return that equals the risk-free rate of return plus a premium 
reflecting the risk associated with an equity investment.55  


− The risk-free rate of return varies by country, and it can generally be calculated by 
reference to an average of the government bond rate over several years. Although it 
may at first appear sensible to use the risk-free rate of return in the CFC jurisdiction, 
the principle underlying CFC rules is that the parent company has the influence to 
determine where the CFC is located (and whether income is shifted to it). The parent 
company is therefore likely to make its investment decisions based on the rate of 
return in the parent jurisdiction. The risk-free rate of return used to calculate the 
risk-inclusive rate of return could therefore be based on that in the parent 
jurisdiction.  


− The equity premium represents the additional expected return an investor requires in 
order to be compensated for the uncertainty of the return from a particular 
investment. Economic analysis has not conclusively determined what an appropriate 
equity premium would be, but it varies across industries and depends on the leverage 
of the company, and it is often calculated as being between 3% and 7%.  


− Economic studies often estimate the risk-inclusive rate as being approximately 8% 
to 10%, although this varies by industry, leverage, and jurisdiction. Given the 
analysis above, the excess profits approach could therefore consider the following 
four options for the risk-inclusive rate of return: 


1. A set percentage such as 10%. This would be simpler than any of the 
following approaches, but it may be less accurate. 


2. The 10-year government bond yield in the parent jurisdiction increased by a 
fixed equity premium such as 5% or 7%. This would be more complicated 
than the first option, but it may be more accurate on a country-by-country 
basis. It may, however, still not be accurate for individual groups. 


3. The multinational group’s cost of capital, calculated according to the capital 
asset pricing method (CAPM) or another accepted calculation. This would be 


                                                    
55  There are arguments that a risk-free rate of return may be more appropriate in certain tax systems (e.g., in 


the context of a symmetric income tax in a domestic tax system or worldwide system of taxation).  
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more accurate for individual groups than either of the above two options, but 
it could be more complex for tax administrators and unlisted companies than 
using a fixed percentage. 


4. An alternative approach, under which the first or second approach would be 
the default, but groups could opt to use their individual cost of capital. This 
may increase the accuracy for some groups and reduce the compliance burden 
for those groups that use the simpler option. Using individual cost of capital 
may not however, be a viable alternative for non-quoted groups as they may 
not generally undertake this calculation. If this combination approach were 
adopted, jurisdictions could require groups to opt into the third option for a set 
number of years. 


Eligible equity 


− Eligible equity raises two questions: what equity should be included, and how 
should that equity be calculated? In response to the first question, as the excess 
profits approach is intended to provide an exemption for normal returns from assets 
used in connection with the actual functions carried out in a low-tax jurisdiction, 
then only equity invested in assets used in the active conduct of a trade or business, 
including IP assets, should be treated as eligible equity. As income subject to 
taxation under other CFC rules in the parent jurisdiction would not be included in 
total returns, jurisdictions could exclude from eligible equity any equity invested in 
assets that produced income that had been subject to taxation under other CFC rules 
in the parent jurisdiction.  


− In terms of how to calculate the equity invested in the assets above, one option 
would be to use the book value of eligible assets less the liabilities apportioned to 
the eligible equity. Book value may sometimes be a more accurate measure than 
historic costs, but in other cases, assets are expensed as they are created and 
therefore not recognised on the balance sheet at all. Another option would be to use 
tax basis or tax acquisition cost for the valuation, as determined under the law of the 
parent jurisdiction. Liabilities would need to be apportioned, most likely based on 
relative asset values or earnings, potentially with the ability to trace liabilities 
associated with non-recourse debt.  


• Calculation of excess profits – In this step, the normal returns calculated in the previous step 
would be subtracted from all income earned by the CFC that was not subject to taxation under 
other CFC rules in the parent jurisdiction. The excess would then be included in CFC income. 


• Substance-based exclusion – As mentioned above, countries have different views on the role of a 
substance-based exclusion. Some countries believe a mechanical excess profits approach can be 
easier to administer and effectively targets the income that gives rise to BEPS concerns. These 
countries believe that it is not necessary to combine the excess profits approach with any other 
exclusion56, although jurisdictions could choose to adopt some form of exclusion, if desired.57 
However, other countries consider that some design features of the excess profits approach could 


                                                    
56  Some countries also believe that form-based analyses do not need to be combined with an exclusion. 
57  Other types of exclusions could include a prove-out that would allow a CFC to show that it did not make 


use of IP acquired from or developed by or with the assistance of a related party. 
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attribute profits that were not shifted. These countries believe that it is necessary to address the 
over-inclusion associated with the mechanical application of this approach. One way to achieve 
this would be to combine the excess profits approach with a substance-based exclusion. 
Moreover, most Member States of the European Union would consider that a form of substance-
based exclusion would be needed to ensure that the excess profits approach complies with EU 
law.  


123. For an example of how the excess profits approach would work, imagine that Sub B, located in 
Country B, is a wholly owned subsidiary of Parent, which is located in Country A. Sub B uses its 
manufacturing facilities in Country B to manufacture and distribute Product B, which uses IP purchased 
from Parent. In Year 1, Sub B spent 600,000 to purchase the rights to IP developed by Parent, and Sub B 
also invested a total of 500,000 in its manufacturing facilities. For book purposes, the acquisition of the IP 
and the investment in manufacturing facilities result in assets on the balance sheet with a value equal to the 
acquisition costs. Both the IP and the manufacturing facilities are used in Sub B’s active trade or business 
of manufacturing and distributing Product B. In Year 2, Sub B earned 700,000 in profits from sales of 
Product B.58 To determine whether Sub B has attributable income, the excess profits approach would 
calculate normal returns using the following formula: 


− normal return = (rate of return) x (eligible equity) 


124. If the rate of return for the excess profits approach had been set at 10%, then that formula would 
show that the normal return was 110,000 per year. (This is because 110,000 = 10% x (600,000 + 500,000.) 
The excess returns would then be calculated by subtracting 110,000 from Sub B’s profits. Sub B’s excess 
returns for Year 2 would therefore be 590,000, and all of this income would be treated as attributable 
income. 


125. The above discussion sets out one method for calculating normal returns, but jurisdictions could 
adopt different methods to calculate normal returns and identify excess profits which would be subject to 
CFC taxation. In addition, some countries may also want to tax normal returns which arose from BEPS if 
they were not taxed elsewhere. The advantages and disadvantages of the excess profits approach are set out 
below: 


• Advantages:  


− The excess profits approach (when not combined with a substance-based exclusion) involves 
a simpler and more mechanical approach than that required by a substance analysis.  


− The excess profits approach responds to the observation of some economists that most 
revenue loss from profit shifting results from shifting out of high-tax countries the 
supernormal returns that accrue to IP and risk. 


− Where swamping is a concern under an activity-based exception, the excess profits approach 
is a mechanical approach (when not combined with a substance-based exclusion) that would 
prevent swamping because taxpayers cannot rely on such exceptions to shelter IP-related 
income simply by locating a minimal level of activities in a jurisdiction. 


− The excess profits approach may respond to the concern of many jurisdictions that existing 
CFC rules may not attribute the supernormal returns earned from IP.  


                                                    
58  For ease of calculation, this example assumes that there are no liabilities apportioned to the manufacturing 


facilities. 







 


52 
 


− The excess profits approach also addresses concerns about manipulation of formal 
classifications because it is not a form-based analysis. Where CFC rules rely on defining and 
identifying sufficient levels of activity, or determinations of substance, such features have 
created significant difficulties for some tax administrators. In contrast, an excess profits 
approach would use mechanical criteria to identify the low-taxed excess profits that would be 
subject to tax. 


− Assuming the normal return is a proxy for the expected return from active operations absent 
the presence of intangibles, the excess profits approach is targeted at supernormal returns, 
including returns from the mispricing of intangibles or the inappropriate separation of 
functions from risk. To the extent the approach captures the mispricing of intangibles or the 
inappropriate separation of function from risk, the approach is consistent with the purpose of 
CFC rules.  


− The excess profits approach also appears to deal with the problem of IP cash boxes in low-tax 
jurisdictions, which is fundamental to the BEPS Action Plan. 


• Disadvantages: 


− Without a substance-based exclusion, some countries believe that the excess profits approach 
will not focus only on shifted income and will not meet the BEPS aim of ensuring that profits 
are taxed where the economic activities giving rise to them took place. As with other 
approaches, the excess profits approach uses a proxy to identify shifted income, and it may 
therefore be both over-inclusive and under-inclusive. This is because the normal return, as 
defined, may not approximate the return that the CFC’s assets and activities would 
necessarily generate in the absence of BEPS. 


− Some countries believe that absence of a substance-based exemption would lead to a shift 
away from the traditional approach of excluding active income or income from value-creating 
activities. 


− As normal returns are not subject to taxation under an excess profits approach if it is applied 
as a stand-alone rule, this approach could potentially create incentives to shift normal returns 
to a CFC in order to escape taxation. However, given that normal returns are defined by 
reference to equity invested in active assets, this disadvantage may not be unique to an excess 
profits approach. 


− It is difficult to value the various assets in order to calculate eligible equity. If book value is 
used, the outcome could be manipulated by transferring assets, and the normal return may 
overall be inaccurately low. If only certain types of assets give rise to eligible equity, 
intragroup arrangements could be used to generate those types of assets, and it may be 
difficult to determine which assets fit the definition of eligible assets. 


− If the excess profits approach is combined with a substance-based exclusion, it will be less 
simple and mechanical as the exclusion will add the related complexities of a substance-based 
analysis. 


− An entry criterion that narrows the scope of the excess profits approach may raise classification 
issues and could mean that it does not attribute all the income that raises BEPS concerns. 
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Questions for consultation 


15.  Is it clear how the two approaches above would work? If not, what further detail is required to clarify the  
 approach? 


16.  What practical problems arise with applying the categorical approach and the excess profits approach? 


17.  How could the practical problems be addressed or mitigated? 


18.  Which approach is most likely to accurately attribute income that gives rise to BEPS concerns? Is one 
 approach likely to be more effective than the other in terms of dealing with IP income?  


19.  Could the excess profits approach be applied to income other than IP income and what would be the 
 practical implications of this? 


20. What other approaches could be considered for determining excess profits or excess returns?  


IV. Should CFC rules apply an entity or transactional approach?  


126.  Once income has been determined to be within the definition of income to be caught by a CFC 
regime, the next question is how CFC rules should attribute that income. Controlled foreign company rules 
generally take one of two approaches to this question: the entity approach, which attributes income entity-by-
entity, and the transactional approach, which attributes individual streams of income. Under the entity approach, 
an entity that does not earn a certain amount or percentage of attributable income or an entity that engages in 
certain activities will be found not to have any attributable income, even if some of its income would be of an 
attributable character.59 Under the transactional approach, in contrast, the character of each stream of income is 
assessed to determine whether that stream of income is attributable. The difference between the two approaches 
is that, under the entity approach, either all or none of the income will be included depending on whether the 
majority falls within the definition of CFC income. Under the transactional approach, some income can still be 
included even if the majority does not fall within the definition of CFC income, and some income can be 
excluded even if the majority does fall within this definition. 


127. Best practices would be to apply a transactional approach that looks at specific income streams 
rather than simply focusing on the entity and effectively treating its income as one block as that is likely to 
be more accurate at attributing income. However, where countries adopt more mechanical broad-brush 
rules, an entity approach may be appropriate in that context.  


128. Each of these two approaches has multiple advantages and disadvantages. The entity approach 
reduces administrative burdens because, once tax administrations have determined either that a certain 
amount of income earned by an entity is attributable or that the entity engaged in a certain activity, CFC 
rules are either applicable or not and no further analysis needs to be undertaken. The entity approach could 
also reduce taxpayer compliance  costs and increase certainty because taxpayers know that they will only 
be subject to CFC tax if a significant portion of their income falls within the definition of attributable 
income. The entity approach thus reduces the chances that a taxpayer will be subject to CFC rules if CFC 
income makes up only a small portion of its overall income. However the main disadvantage of the entity 
approach is that, by subjecting either all or none of an entity’s income to CFC rules, it is both over-
inclusive and under-inclusive. An entity that earns enough CFC income will have all its income attributed 
(including income that would not otherwise be attributable), while an entity with some income that would 
otherwise be included may be able to escape CFC rules by swamping that income with income that is not 


                                                    
59  Although full-inclusion systems can be seen as a version of the entity approach, the difference between 


entity and transactional approaches is more appropriately discussed in the context of partial-inclusion 
systems since they are both approaches to determining what entities or income will not be included. 
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subject to the CFC rules. For example, an entity that engages primarily in activities that generate active 
income may be able to shield a large amount of passive income from CFC rules.60  


129. The transactional approach may increase administrative burdens and compliance costs relative to 
the entity approach, and it may require tax administrations to consider a larger group of companies under 
their CFC rules, depending on how other elements of those rules are designed. For instance, if CFC rules 
set too high a threshold when considering if a CFC is lowly taxed and apply a proportionate substance 
analysis, they may bring a large group of companies with the scope of CFC rules and this may be 
compounded if they also apply CFC rules on a transactional basis. Despite these disadvantages, the 
transactional approach is generally more accurate at attributing income. As a transactional approach 
requires consideration of each stream of income to determine whether it falls within the definition of CFC 
income it is better able to target specific types of income more effectively than the entity approach. It is 
also possible to attribute only that income that raises BEPS concerns, and this greater proportionality 
suggests that the transactional approach may be more consistent with both the goals of Action Item 3 and 
EU law. 61 Transactional approaches may, however, require a threshold to ensure that active businesses that 
hold a cash surplus do not have to treat that cash surplus as CFC income. This threshold could be a bright-
line de minimis threshold. In Australia, for example, none of the income of a CFC is attributed if 5% or 
less of that CFC’s income is passive income. Alternatively, CFC rules could require a functional analysis 
to determine how much otherwise attributable income is in fact being held as a cash surplus. The first type 
of threshold would reduce administrative burdens and compliance costs but may not be accurate in all 
situations, while the second type of threshold would be more accurate but would increase administrative 
burdens and compliance costs. 62  


Questions for consultation 


21.  What difficulties or practical problems arise in applying an entity approach or a transactional approach? 


22.  What concerns arise from the two approaches in terms of administrative burdens and compliance costs? 


23.  How could these concerns and/or practical problems be dealt with while still ensuring that the CFC rules 
 achieve an accurate result and attribute income that raises BEPS concerns? 


                                                    
60  EU Member States may need to consider whether an entity approach is consistent with EU law. 
61  Although the ECJ has not yet considered genuine economic activities on a transaction-by-transaction basis, 


it appears that CFC rules that attribute income on a transactional basis would be more narrowly focused on 
income that raises concerns and therefore may be more consistent with EU law. 


62  Some jurisdictions combine these two approaches into a hybrid approach and first determine whether an 
entity has a sufficient amount of attributable income to be treated as a CFC before assessing whether 
specific items of income are to be attributed. Japan’s CFC rules provide an example of such a hybrid 
approach, under which certain entities are excluded from CFC taxation due to the type of income and 
activities, but certain streams of income earned by those entities may still be subject to CFC taxation. 
Because this approach ultimately considers different streams of income rather than just attributing all the 
income of an entity, it is essentially a version of a transactional approach. 
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CHAPTER 6: RULES FOR COMPUTING INCOME 


130. This chapter sets out recommendations for the fifth CFC building block on computing income. 
Once CFC rules have determined that income is attributable, they must then consider how much income to 
attribute and to whom.  


I. Recommendations 


131. Computing the income of a CFC requires two different determinations: (i) which jurisdiction’s 
rules should apply and (ii) whether any specific rules for computing CFC income are necessary. The 
recommendation for the first determination is to use the rules of the parent jurisdiction to calculate a CFC’s 
income. The recommendation for the second determination is that jurisdictions should have a specific rule 
limiting the offset of CFC losses so that they can only be used against the profits of the same CFC or 
against the profits of other CFCs in the same jurisdiction.  


II. Explanation 


132. The first recommendation focuses on rules that are used to calculate taxable income. Four options 
were considered to arrive at the first recommendation.  


1. One option would be to apply the law of the parent jurisdiction (i.e., the jurisdiction that is 
applying the CFC rules), which would be logically consistent with BEPS concerns particularly if 
CFC rules focus on the erosion of the parent jurisdiction’s tax base. This option would also 
reduce costs for the tax administration. Jurisdictions could achieve a broadly similar outcome by 
starting with the income calculated according to the rules of the CFC jurisdiction and then 
adjusting the income in line with the rules of the parent jurisdiction.  


2. A second option would be to use the CFC jurisdiction’s rules for computing income, but this 
would be inconsistent with the goals of Action Item 3 as using the CFC jurisdiction’s rules may 
allow for less income to be attributed. This could also create complexity and increase the 
administration costs for the tax administration that would have to apply unfamiliar rules.  


3. A third option would be to allow taxpayers to choose either jurisdiction’s computational rules, 
but this is likely to create opportunities for tax planning.  


4. A final option would be to compute income using a common standard. For example, some 
jurisdictions instruct taxpayers to use the International Financial Reporting Standards (IFRS). 
The advantage of this option is that it could in theory lead to international consistency as all 
CFCs and parent jurisdictions would be using the same rules for calculating CFC income, 
regardless of the residence of either the CFC or the parent. Since most countries do not currently 
use such standards when calculating taxable income, however, this option may increase both 
administrative and compliance costs if taxpayers have to recalculate the income of the CFC 
according to standards that are applied by neither the parent jurisdiction nor the CFC jurisdiction.  
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133. Based on this analysis, the first option is recommended because it is consistent with the goals of 
the BEPS Action Plan and it reduces administrative costs.  


134. In arriving at the second recommendation, the question of how to treat losses was considered. 
Most issues involving losses can be addressed by reference to pre-existing domestic laws in the parent 
jurisdiction.63 These include questions about whether the use of losses should be limited to offset against 
profits of a similar character, which would mean that, for example, passive losses of a CFC could only be 
used against passive profits if that limit applied in domestic laws on losses.  


135. Another issue is whether CFC losses should only be offset against CFC profits or whether they 
can also be used against profits in the parent company. Most existing CFC rules only allow the losses of 
the CFC to be offset against the profits of CFCs in the same jurisdiction, and this is the recommended 
approach since allowing CFC losses to be offset against the profits of parent companies or CFCs in other 
jurisdictions could encourage manipulation of losses in the CFC jurisdiction.64 However this may not be an 
issue that is already dealt with in rules that apply in the domestic context, so a separate CFC-specific rule 
may be required. A rule that prevents CFC losses being set off against non-CFC profits could apply 
alongside a rule that limits the offset of losses to similar types of profits so that passive losses of a CFC 
could only be offset against passive profits of that same CFC. Any concerns about over-taxation resulting 
from this approach could be mitigated by allowing CFC losses to be carried forwards or backwards for use 
against profits arising in other years.  


136. The recommendation on loss limitation can be illustrated with the following example. Parent is a 
resident in Country A and Sub B is a wholly owned subsidiary in Country B that is a CFC. Country A has 
CFC rules. In year 1, Parent earns 1000 and Sub B earns 500 of CFC income. Parent has 200 in losses and 
Sub B has 1000 in losses. This is illustrated in Figure 6. 


Figure 6.  Loss limitation 


Parent


Sub B


Country A


Country B


1000 income


200 losses


500 CFC income


1000 losses


 


                                                    
63  Using domestic law provisions to answer questions about the treatment of specific items such as losses 


would create complications if CFC income is generally calculated using the laws of a different jurisdiction 
but this is another reason supporting the use of the parent jurisdiction’s rules and the first recommendation 
above. 


64  Jurisdictions could also implement rules permitting parent company losses to be used against CFC profits. 
This situation is less likely to raise BEPS concerns since this would lead to fewer losses in the parent 
company and fewer profits in the CFC. 
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137. If Country A’s CFC rules do not limit the losses of Sub B to the income of Sub B, then Parent 
will only be taxed on 300 because the full 1200 of losses will be offset against the full 1500 of income. If, 
however, Country A’s CFC rules do limit the losses of Sub B to the income of Sub B, then Parent will be 
taxed on 800 (1000-200), and no income will be attributed to Parent from Sub B because all of Sub B’s 
attributable income will be offset by the losses, and the remaining 500 can be carried forward to be used 
against Sub B’s future income. This limit will prevent use of CFCs to reduce the taxable income in the 
parent jurisdiction.  


138. If Country A already has a rule that limits passive losses to passive income, this rule can be 
combined with the recommended loss limitation as shown in Figure 7. 


Figure 7. Loss limitation with pre-existing passive limitation 


Parent


Sub B


Country A


Country B


1000 passive income


200  active losses


500 passive CFC income


1000 passive losses


 


139. If all of Parent’s income is passive and all of Parent’s losses are active, while all of Sub B’s 
income and losses are passive, Parent would be taxed on 1000 of its income. This is because Parent’s 
active losses could not be used against its passive income and because Sub B’s passive losses would offset 
all of its passive income, and the excess passive losses could not be used to offset Parent’s income under 
the CFC loss limitation rule.  


140. Another concern is potential loss importation. This concern could arise if a CFC has losses that 
date from before its characterisation as a CFC or if another activity bearing losses is transferred to the CFC 
to soak up profits. If losses are only available to be offset against CFC profits then the fact that the CFC 
incurred losses in prior years may not be a problem. However, there may be concerns if the activity of the 
CFC has changed and there is evidence that either profits or losses have been shifted to the CFC to reduce 
the amount of income that is ultimately taxed. Many countries have domestic law provisions designed to 
prevent tax avoidance that deal with these situations and these could equally be applied to the CFC’s 
computation of income.  


Questions for consultation 


24.  Do the rules on computing the income of a CFC present any difficulties in practice? If so, what are these 
 and how could they be dealt with?  


25.  Does this chapter accurately reflect the issues that could arise with losses or are there any other situations 
 that need to be considered? 
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CHAPTER 7: RULES FOR ATTRIBUTING INCOME 


141. This chapter sets out recommendations for the sixth CFC building block on attributing income. 
Once the amount of CFC income has been calculated, the next step is determining how to attribute that income 
to the appropriate shareholders in the CFC.  


I. Recommendations 


142. Income attribution can be broken into five steps: (i) determining which taxpayers should have 
income attributed to them, (ii) determining how much income should be attributed, (iii) determining when 
the income should be included in the returns of the taxpayers, (iv) determining how the income should be 
treated, and (v) determining what tax rate should apply to the income.  


143. The recommendations for these steps are as follows:  


i) the attribution threshold should be tied to the minimum control threshold when possible, although 
countries can choose to use different attribution and control thresholds depending on the policy 
considerations underlying CFC rules.  


ii) that the amount of income to be attributed to each shareholder or controlling person should be 
calculated by reference to both their proportion of ownership and their actual period of ownership or 
influence. 


iii) and iv) that jurisdictions can determine when income should be included in taxpayers’ returns and 
how it should be treated so that CFC rules operate in a way that is coherent with existing domestic law.  


v) to apply the tax rate of the parent jurisdiction to the income.65  


II. Explanation 


144. In arriving at the above recommendations, each of the five steps was considered in greater detail. 


A.  Which taxpayers should income be attributed to? 


145.  In order to attribute income correctly, jurisdictions must first determine to whom the income is to be 
attributed. Many existing CFC rules tie this determination to the earlier determination of control, so that, if a 
taxpayer met the minimum control threshold, then that taxpayer would also have income attributed to it. In 
jurisdictions that apply a concentrated ownership rule, CFC income is generally attributed not just to taxpayers 
who meet the overall control threshold but also to all resident taxpayers who have the minimum level of control 
(e.g., 10%) to be considered when calculating whether the control threshold has been met. The benefits of tying 
the attribution threshold to the minimum control threshold include administrative simplicity and reduced 
compliance burdens. However, using control rules to determine attribution could potentially lead to under-
inclusion if it is believed that a minority ownership could in fact have sufficient influence over the business 
                                                    
65  To limit competitiveness concerns, countries could also consider a top-up tax. This may be more 


appropriate where a more approximate or mechanical rule could potentially capture active income. 
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decisions of a CFC to raise BEPS concerns, but this disadvantage can be reduced if the control rules 
aggregate the interests of minority shareholders or otherwise do not limit control to majority owners.  


146. Some CFC rules may, however, use a different rule to determine which taxpayers have CFC 
income attributed to them, based on the theory that the amount of ownership that is sufficient for control 
may not be the same as the level that is sufficient for attribution. Jurisdictions that want to deter even 
minority investments in CFCs may use a lower attribution threshold, while those that are instead focused 
on deterring investments by residents that can influence the CFC may set their attribution threshold higher 
than their control threshold, particularly if their control threshold considers concentrated ownership. 
Further, CFC rules that look at de facto control or otherwise establish control in a less mechanical way may 
need to have different control and attribution tests to ensure that the correct taxpayers have income attributed to 
them. Although having separate rules for attribution and control may in theory create additional compliance 
costs or administrative burdens, actual attribution of profits may only occur relatively infrequently due to the 
deterrent nature of CFC rules. Best practice would therefore be either to tie the attribution threshold to the 
control threshold or to use another attribution threshold that attributed income to, at a minimum, taxpayers who 
could influence the CFC.  


B. How much income should be attributed? 


147. Once CFC rules have determined which taxpayers will have income attributed to them, they must 
then determine how much of that income to attribute. All existing CFC rules attribute income in proportion to 
each taxpayer’s ownership, but they differ in how they treat taxpayers whose ownership lasted for only a portion 
of the year. Some jurisdictions attribute the entire portion of income based on ownership on the last day of the 
year. Whilst this could lead to inaccurate attribution and could create opportunities for tax planning, this may 
accurately capture whether or not the taxpayer was able to influence the CFC if voting or other power is 
determined based on ownership on the last day of the year. Other jurisdictions attribute income based on the 
period of ownership, which results in taxpayers being taxed on an amount that is similar to their actual share of 
the CFC profits. In addition, applying such a rule appears unlikely to add significant compliance costs in 
practice.66 Either of these approaches to determining how much income should be attributed can qualify as best 
practice so long as the determination based on the last day of the year accurately captures the taxpayer’s 
influence.67  


C. When should the income be included in tax returns? 


148. Many existing CFC rules specify that the attributed income must be included in the taxpayer’s taxable 
income for the taxable year in which the end of the CFC’s accounting period ends, although some countries 
have slightly different rules for determining the year in which the attributed income should be included. Korea’s 
CFC rules, for example, state that the attributed income will be included on the return for the taxable year 
to which the 60th day from the end of the CFC’s fiscal year belongs. Both approaches seem equally effective 
at combatting BEPS, so there is no recommendation for this step and countries are free to adopt provisions that 
ensure that CFC rules are coherent with general domestic law provisions.  


                                                    
66  It is assumed that such a rule would attribute income if the taxpayer held an interest in the CFC for a 


portion of the year but did not hold that interest on the last day of the year. If not, the recommended rule 
could be combined with a rule for imputing CFC income when CFC shares are disposed of in the middle of the 
year. 


67  One possible way of capturing influence would be to combine a rule that considers ownership on the last 
day of the year with reporting requirements on ownership throughout the year. 
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D. How should the income be treated? 


149. A further question to be answered when attributing income to taxpayers is how that income will be 
treated in the parent jurisdiction. Existing CFC rules take several different approaches, including treating 
attributed income as a deemed dividend or treating it as having been earned by the taxpayer directly (i.e., the 
CFC is essentially treated as a partnership or flow-through entity but only for the purposes of attributing CFC 
income). If attributed income is treated as a deemed dividend, then the tax treatment can build on existing 
dividend rules with which taxpayers and tax administrations are already familiar. However jurisdictions may not 
want to treat attributed income as a deemed dividend for all tax purposes and therefore the limit of any 
“deeming” will need to be made clear. In contrast, treating attributed income as if it were earned directly by 
shareholders of the CFC is likely to reduce the need for any separate characterisation rules since the income will 
be characterised according to existing domestic rules. Both approaches seem equally appropriate in terms of 
dealing with BEPS and therefore the question of how to treat attributed income could be left for jurisdictions to 
decide in a manner that is coherent with domestic law. 


E. What tax rate should apply to CFC income? 


150. Finally, attribution of income raises the question of how that income is taxed once it is attributed. 
Whilst existing CFC rules subject CFC income to taxation at the rate that would apply to the parent company in 
the parent jurisdiction, a second option would be to apply a “top-up tax”. A top-up tax, which builds closely on 
the concept of a minimum tax, would only subject CFC income to the difference between the tax paid and a set 
threshold. This threshold could be tied to the low-tax threshold used to determine whether CFC rules apply to a 
given CFC, or it could be an entirely separate threshold. A top-up tax would set a floor for the rate at which 
CFC income is taxed. 


151. To illustrate how a top-up tax could work, imagine a parent jurisdiction with a flat 30% statutory tax 
rate and a CFC rule that applied only to CFCs that were subject to an effective tax rate of less than 12%. If the 
parent jurisdiction applied a top-up tax to a CFC that was subject to a 0% effective tax rate, it would only tax the 
CFC income at 12%, instead of its normal rate of 30%. This approach could mean that MNCs located in higher-
tax jurisdictions with CFC rules would not be at a competitive disadvantage relative to MNCs located in some 
lower-tax jurisdictions. However, they would remain at a competitive disadvantage compared to both MNCs 
located in jurisdictions with CFC rules but with a tax rate below the top-up tax rate and MNCs located in 
jurisdictions without CFC rules. It would also in theory be consistent with the principle of targeting those CFC 
structures most likely to represent base erosion and profit shifting. However, the top-up tax would not 
necessarily eliminate incentives to shift profits away from higher tax jurisdictions. For instance, in the example 
above, MNCs located in the parent jurisdiction would have a considerable incentive to shift their income into 
the CFC jurisdiction because the maximum rate at which they would be taxed on their CFC income would be 
12%, so 18% lower than the rate that would apply if their income were earned in the parent jurisdiction. 
Consequently using a top-up tax rate instead of the main tax rate could reduce the deterrent effect of CFC rules. 
The top-up tax also may not be consistent with CFC rules designed to achieve broader policy goals or to address 
deferral more generally, and it may add some complexity to the tax rules of the parent jurisdiction.  


152. The top-up tax may therefore not be appropriate in all situations, but it could be seen as a middle way 
that would enable jurisdictions to address some degree of competitiveness concerns. If the level set for the top-
up tax rate was the same as that as the low-tax threshold, it may also make CFC rules more internally consistent.  


Questions for consultation 


26.  What difficulties, if any, arise under existing CFC provisions for attributing income? 


27.  Does the description of a top-up tax set out all the advantages and disadvantages of such an approach? 
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CHAPTER 8: RULES TO PREVENT OR ELIMINATE DOUBLE TAXATION 


153. This chapter sets out recommendations for the seventh and final CFC building block on rules to 
prevent or eliminate double taxation. As discussed in Chapter 1, one of the fundamental policy 
considerations raised by CFC rules is how to ensure that these rules do not lead to double taxation, which 
could pose an obstacle to international competitiveness, growth and economic development.  


I. Recommendations 


154. Jurisdictions are primarily concerned with at least three situations where double taxation may 
arise: (i) situations where the attributed CFC income is also subject to foreign corporate taxes,  
(ii) situations where CFC rules in more than one jurisdiction apply to the same CFC income, and  
(iii) situations where a CFC actually distributes dividends out of income that has already been attributed to 
its resident shareholders under the CFC rules or a resident shareholder disposes of the shares in the CFC. 
However, double taxation concerns could arise in other situations, for instance where there has been a 
transfer pricing adjustment between two jurisdictions and a CFC charge arises in a third jurisdiction.68  


155. The recommendation for addressing the first two situations is to allow a credit for foreign taxes 
actually paid, including CFC tax assessed on intermediate companies. The recommendation for addressing 
the third situation is to exempt dividends and gains on disposition of CFC shares from taxation if the 
income of the CFC has previously been subject to CFC taxation, but the precise treatment of such 
dividends and gains can be left to individual jurisdictions so that provisions are coherent with domestic 
law.  


II. Explanation 


156. Generally, relief for double taxation can be granted in three different ways, all of which were 
considered in arriving at the above recommendations. These three approaches allow the resident 
shareholder (i) to set off the foreign tax against residence tax (credit method), (ii) to deduct the foreign tax 
as a business expense (deduction method) or (iii) to reduce the attributable CFC income by the amount that 
has already been subject to regular corporate taxation in another jurisdiction (exemption method). These 
three approaches were considered in the context of each of the three situations outlined above, and they are 
described briefly below. 


A.  Issues with respect to relief for foreign corporate taxes 


157. Perhaps the most obvious situation where the application of CFC rules may lead to double 
taxation is the one mentioned above under point (i) above, where the CFC income is subject to corporate 
taxes in the CFC jurisdiction as well as to CFC taxation in the parent or controlling parties’ jurisdiction. 


158. Most jurisdictions address the situation where the CFC income is subject to taxation in both the 
CFC jurisdiction and the parent jurisdiction by providing for an indirect foreign tax credit that credits taxes 
                                                    
68  In certain circumstances, the interaction of CFC rules and transfer pricing rules could give rise to double 


taxation issues. Whilst such circumstances may not be common, it is important that countries rules contain 
provisions to eliminate any double taxation that would otherwise result.  
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that were incurred by a different taxpayer. This approach eliminates double taxation more comprehensively 
than the deduction method as it directly sets off the foreign tax against domestic tax rather than reducing 
the tax base to which the residence tax applies. Given that the purpose of a CFC regime is to assert taxing 
rights over income that has been shifted to a low or no tax jurisdiction, the exemption method is not an 
appropriate method for granting relief in this context since it would undermine the application of CFC 
rules. An indirect foreign tax credit is generally limited to the amount of effective double taxation. This is 
addressed in most countries’ rules by limiting relief to the lesser of the domestic tax or the foreign tax 
actually paid. The focus on the actual tax paid ensures that relief is not given if the foreign tax is subject to 
a refund or reimbursement claim.  


B. Issues with respect to relief for CFC taxation in multiple jurisdictions 


159. Additional issues may arise when the income and profits arising in a CFC are taxed under the 
CFC rules operating in more than one jurisdiction, and this scenario may become more common after the 
publication of the final report on Action Item 3. If, for example, a subsidiary is treated as a CFC under the 
rules operating in multiple jurisdictions, then the subsidiary’s income could potentially be taxed by the 
CFC jurisdiction and by any other jurisdiction that considers the subsidiary to be a CFC. Again an indirect 
foreign tax credit could be applied in this situation but in order to provide such a credit countries may need 
to change their double taxation relief provisions in order for CFC tax paid in an intermediate country to 
qualify as a foreign tax eligible for relief. There should also be a hierarchy of rules to determine which 
countries should have priority, and this hierarchy could prioritise the CFC rules of the jurisdiction whose 
resident shareholder is closer to the CFC in the chain of ownership.  


160. This rule hierarchy is illustrated in the example below.  


Figure 8. Interaction of CFC rules 


Income


Country A


Country B


Country C


C Sub


B Sub


A Parent


 


161. In this situation, C Sub is both a direct CFC of B Sub and an indirect CFC of A Parent, and B Sub 
is also a CFC of A Parent. If both Country A and Country B have CFC rules, there must be a rule hierarchy 
to determine which country’s CFC rules will apply first.  
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162. Figure 8 could raise two different issues, depending on the tax rates of Country A and Country B. 
If Country C has a tax rate of 10%, Country B has a tax rate of 20%, and Country A has a tax rate of 30%, 
then both Country B and Country A will want to collect their full amount of tax, potentially only giving a 
credit for Country C’s tax. If the income of C Sub is 100, this would mean that Country A would want to 
collect 20 (i.e., 30 minus 10) and Country B would want to collect 10 (i.e., 20 minus 10). The rule 
hierarchy suggested above, where Country B’s rules apply prior to Country A’s rules, would require that 
Country A provide a tax credit for taxes paid to both Country C and Country B. This would mean that 
Country C would collect 10, Country B would collect 10 (i.e., 20 minus 10), and Country A would also 
collect 10 (i.e., 30 minus 20).  


163. If, in contrast, Country C still has a tax rate of 10% and Country A still has a tax rate of 30%, but 
Country B has a tax rate of 40%, then Country A would no longer collect any taxes if it granted a tax credit 
for taxes paid to Country B. Although this may raise concerns from the perspective of Country A, this is 
likely to be consistent with the principle underlying Country A’s CFC rules as C Sub would be fully taxed 
on its income at a tax rate greater than that in Country A. Also, if Country B has a tax rate that is higher 
than the tax rate in Country A, it is less likely that the tax base that has been eroded is that of Country A. It 
is more likely that in this situation, if it were to exist, it would be Country B’s tax base that was being 
eroded. It would therefore be appropriate for Country A not to apply its CFC rules if the profits of C Sub 
are taxed at an equivalent or higher effective tax rate in the jurisdiction of an intermediate party. The 
recommended rule hierarchy in both situations is therefore for Country A to apply its CFC rules only after 
Country B has applied its CFC rules (or to provide a credit for CFC taxes paid to Country B, which may be 
simpler).  


C. Relief for subsequent dividends and capital gains  


164. The third situation in which CFC taxation could lead to double taxation is where (1) the CFC 
actually makes distributions out of the CFC income or (2) resident taxpayers of a CFC dispose of their 
CFC shares. With regards to the first scenario, most jurisdictions provide some type of relief for 
subsequent dividends paid by a CFC. In the majority of these jurisdictions, the dividends will qualify for 
the regular participation exemption for foreign dividends. If CFC rules require a level of control that is at 
least equal to the same percentage of shareholding as the participation exemption, then the participation 
exemption is likely to apply. Therefore an additional relief provision will only be necessary if there is no 
participation exemption or the participation exemption does not apply. In these cases, most jurisdictions 
apply a separate provision that also exempts the dividends even if they do not qualify for the normal 
participation exemption (or if there is no general participation exemption).  


165. There may however be difficulties with the exemption method if only part of the CFC income has 
been attributed to a resident taxpayer or if a CFC is indirectly held through another non-resident company 
which does not have attributable CFC income. In these cases it may be hard to determine whether 
dividends have, in fact, been paid out of attributed CFC income and are therefore subject to double 
taxation. To address these difficulties, countries tend to adopt relatively mechanical approaches that 
assume that dividends are likely to have been paid out of previously attributed CFC income. These 
approaches include, for example, limiting the dividend exemption to the amount of profits generated by the 
CFC during the tax years when CFC rules have applied.  


166. A further issue that arises with regards to the first scenario occurs when the CFC jurisdiction 
applies withholding taxes when the dividend is paid out. Since these withholding taxes represent income 
taxation at the level of the CFC jurisdiction, it may be appropriate to provide a refund for CFC taxes paid 
equal to the amount of withholding tax if the dividend was paid out of profits that were subject to CFC tax, 
since this would essentially be equal to a credit had the CFC jurisdiction imposed tax on the income itself.  
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167. With regards to the second scenario, double taxation may also arise where the shares of a CFC 
are disposed of and the taxpayer holding the shares has previously been taxed on undistributed income of 
the CFC. Following the logic above in respect of dividends, countries may choose not to tax subsequent 
gains realised by a taxpayer in respect of the shares of a CFC to the extent that the same amounts have 
previously been taxed under CFC rules operating in the taxpayer’s jurisdiction. However, given countries’ 
different approaches to taxing gains on assets, the mechanism for providing relief is likely to vary to 
accommodate the specific tax features in each jurisdiction, and this recommendation does not mean that 
countries that do not otherwise exempt gains on disposition should change their overall rules to comply 
with this recommendation for CFC rules.  


168. The discussion draft recognises that double taxation can also arise in other ways, for instance 
through the interaction of CFC rules and transfer pricing rules. These are not new issues but countries will 
need to consider whether their existing double taxation relief provisions are effective in relieving all 
instances of double tax.69  


 
Questions for consultation 


28.  Are there any other double taxation issues that arise in the context of CFC rules that are not dealt with 
 here?  


29.  What administrative or practical difficulties arise currently in respect of double tax relief rules and how could 
 these be mitigated or dealt with? 


 


                                                    
69  For example Parent A resident in Country A owns two subsidiaries, Sub B resident in Country B and Sub 


C resident in Country C. A transfer pricing adjustment is made between B and C resulting in higher profits 
in C. If Country A applies its CFC rules to both B and C it will need to give relief for the reduced foreign 
tax paid in B and the increased tax paid in C. In practice it seems more likely that where there are transfer 
pricing adjustments they will decrease the profits of a CFC and increase the profits of a more highly taxed 
subsidiary that is outside the scope of CFC rules. Therefore countries will need to be aware of any 
subsequent adjustments to the tax paid by a CFC to ensure that they do not provide relief for tax that has 
been repaid.  
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ANNEX I – DE MINIMIS THRESHOLDS 


Country  CFC rules do not apply if … Safeguards against circumvention 
gross attributable income of the CFC 
(or the gross turnover it is based on)… 


total taxable profits of the CFC… 


Australia  … does not exceed the lesser of 50,000 
AUD or 5 percent of the CFC’s gross 
turnover also provided that CFC is in white 
list country. 


  


Canada … is less than 5,000 CAD.   


China   … are less than 5,000,000 RMB.   
Germany …does not exceed 10% of the total gross 


turnover provided that CFC’s attributable 
income or the attributed CFC income at the 
level of the shareholder does not exceed 
80,000 €. 


 De minimis threshold does not apply, unless all 
CFC income (including income from several 
CFCs) that is attributable to one shareholder does 
not exceed 80,000 €. 


Korea  … do not exceed 200,000,000 KRW.  


Spain … represents less than 15% of the total 
income of the CFC. However, for some of 
the CFC income the de minimis threshold 
does not apply and is, thus, always subject 
to the application of CFC rules. 


  


United 
Kingdom 


 … do not exceed 50,000 GBP, or do not exceed 
500,000 GBP and non-trading profits do not 
exceed 50,000 GBP. The threshold relates to 
both total taxable and accounting profits. 


De minimis does not apply, if:  
• one of main purposes of an arrangement 


is to secure the low profit exemption or  
• CFC provides UK intermediary services 


or  
• low profit is result of hybrid arrangement 


United States … is less than the lesser of 5% of the total 
gross income of the CFC or 1,000,000 $. 


 Anti-fragmentation rule with rebuttable 
presumption that treats income of multiple CFCs 
as single entity income if CFCs are related.  
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ANNEX II - LOW TAXATION THRESHOLDS 


Country Determination of low taxation threshold70 White list/black list as a 
communication tool 


Australia There is no low-tax threshold. However, the rules do not apply if 
tax system in CFC jurisdiction as a whole is comparable to 
Australian tax system.  


White list with countries whose tax system 
is comparable to Australia’s tax system 


China Effective tax rate (ETR) of CFC71 is less than 50% of the 
statutory tax rate in parent/shareholder’s 


White list including countries that are not 
considered low tax countries 


Finland ETR of CFC less than 3/5 of ETR had the CFC income been 
calculated in accordance with Finnish GAAP and tax rules 


Grey list consisting of tax treaty countries 
excluding EU Member States where the 
foreign tax is on average lower than 75% of 
the statutory tax rate in Finland or where 
tax incentives are applied. 


France The amount of tax paid by the CFC less than 50% of the 
amount of tax that would have been paid under French rules. 


N/A 


Germany ETR of CFC less than fixed rate of 25% N/A 
Japan ETR of CFC is less than fixed rate of 20% N/A 
Korea ETR of CFC does not exceed fixed tax rate of 15% N/A 
Mexico ETR of CFC is less than 75% of Mexico's statutory tax rate N/A 
Norway ETR of CFC is less than 2/3 of ETR had the CFC income been 


calculated in accordance with Norwegian tax rules 
Black list for countries that are considered 
low tax countries; white list countries 
excluded from CFC application, unless 
CFC primarily income from dividends and 
capital gains from low tax countries 


                                                    
70  The determination of the low tax threshold is based on a comparison between either a fixed rate or a portion of the effective tax rate had the attributable 


income been calculated in accordance with the rules in the jurisdiction applying the CFC rules.   
71  Most jurisdictions calculate the ETR of the CFC by dividing the tax amount paid by the CFC through the CFC income calculated in accordance with 


the rules of the parent/shareholder’s jurisdiction. At least one jurisdiction uses as a starting point the tax base as calculated under the tax law of the CFC 
jurisdiction and, then, makes necessary adjustments according to its own tax rules.  
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Country Determination of low taxation threshold70 White list/black list as a 
communication tool 


Spain ETR of CFC is less than 75% of ETR had the CFC income 
been calculated in accordance with Spanish tax rules 


N/A 


Sweden ETR of CFC is less than 55% of ETR had the CFC income 
been calculated in accordance with Swedish rules 


Different lists based on whether a country 
has (1) ordinary tax system or not or (2) 
has ordinary tax system, but certain income 
is subject to preferential tax rate 


United Kingdom ETR of CFC is less than 75% of ETR had the CFC income 
been calculated in accordance with UK tax rules 


White list in form of an excluded territory 
exemption broadly includes countries with 
a headline tax rate of more than 75% of the 
main UK corporation tax rate, provided 
their income within certain categories does 
not exceed the greater of 10% of the 
company's pre-tax profits or 50,000 GBP 
and provided that certain other conditions 
are met. 


Country
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ANNEX III - DEFINITIONS OF INSURANCE INCOME 


Country  Over-capitalisation  Related party 
transactions 


Residence of policyholder, 
annuitant, or beneficiary 


/source 
of the risks insured 


Lack of genuine 
substantial  


insurance activity 


Australia  N/A N/A Insurance income, if 
counterparty/insured risk in 
Australia  


N/A 


Germany N/A Insurance income is 
attributable if the CFC 
conducts the insurance 
business primarily with 
related parties  


N/A Income from the 
business of insurance is 
not attributable if the 
CFC uses a proper 
business installation, 
unless the CFC conducts 
the insurance business 
predominantly with 
related parties 


United Kingdom Profits from the investment 
of UK excess capital 
contributions 


Insurance income derived 
from contracts with UK 
related parties 


Insurance income derived from 
contracts with UK related parties 
or UK PE of non-UK related 
parties 


Underwriting risk and 
functions in the UK and 
not in the CFC 


United States N/A Insured, annuitant or 
beneficiary is related party  


CFC derives more than a 
threshold amount of net written 
premiums from contracts 
covering risks outside CFC 
jurisdiction or risks sourced in the 
US  


Insurance income related 
to third country risks is 
captured, if CFC does 
not meet substantial 
activity requirement 
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ANNEX IV - QUESTIONS FOR CONSULTATION 


Chapter 2: Definition of a CFC 


1.  Would any particular practical issues arise from treating transparent entities as separate entities in 
 the cases listed above? If so, what are they and how could they be dealt with? 


2.  Should the recommendations consider any other issues related to determining which entities 
 could be considered to be CFCs? 


3. Are there any practical problems with either the narrow or the broad version of the modified 
 hybrid mismatch rule mentioned above? 


Chapter 3: Threshold Requirements 


4.  What practical problems, if any, arise when applying a low-tax threshold based on an effective 
 tax rate calculation? 


5.  How could these problems be addressed or mitigated? 


6.  Does the discussion above correctly address the situation of permanent establishments that are 
 subject to a different tax rate than CFCs? 


Chapter 4: Definition of control 


7.  What practical problems, if any, arise when applying a control test? 


8.  Are there particular practical problems that arise when applying a control test that considers 
 interests held by unrelated or non-resident parties? If so, what are they, and how can they be dealt 
 with? 


Chapter 5: Definition of CFC Income 


9.  What are the practical problems with any of the three substance analyses set out above? How 
 could these practical problems be dealt with? 


10.  Do you have experience with applying substance analyses in existing CFC rules? If so, how can 
 these be made more mechanical while still accurately attributing income? 


11.  How can CFC rules accurately attribute income that raises concerns about BEPS (i) in a business 
 that is licensed under an appropriate regulatory body and is market-facing in a particular 
 jurisdiction, (ii) in a reinsurance business carried on by a CFC of a multinational insurance group 
 or (iii) in a “captive” insurance business of a CFC that is not part of an insurance group? Are 
 there practical problems with current rules that distinguish between these two situations? If so, 
 what are they and how can they be dealt with? 


12.  Are there practical problems with applying the same rule to sales and services income and IP 
 income?  
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13.  Are there existing CFC rules that accurately attribute any or all of these categories of income 
 while also reducing administrative and compliance burdens? 


14.  Does the discussion above consider all categories of income that should be attributed under CFC 
 rules? 


15.  Is it clear how the two approaches above would work? If not, what further detail is required to 
 clarify the approach? 


16.  What practical problems arise with applying the categorical approach and the excess profits 
 approach? 


17.  How could the practical problems be addressed or mitigated? 


18.  Which approach is most likely to accurately attribute income that gives rise to BEPS concerns? Is 
 one approach likely to be more effective than the other in terms of dealing with IP income?  


19.  Could the excess profits approach be applied to income other than IP income and what would be 
 the practical implications of this? 


20.  What other approaches could be considered for determining excess profits or excess returns? 


21.  What difficulties or practical problems arise in applying an entity approach or a transactional 
 approach? 


22.  What concerns arise from the two approaches in terms of administrative burdens and compliance 
 costs? 


23.  How could these concerns and/or practical problems be dealt with while still ensuring that the 
 CFC rules achieve an accurate result and attribute income that raises BEPS concerns? 


Chapter 6: Rules for computing income 


24.  Do the rules on computing the income of a CFC present any difficulties in practice? If so, what 
 are these and how could they be dealt with?  


25.  Does this chapter accurately reflect the issues that could arise with losses or are there any other 
 situations that need to be considered? 


Chapter 7: Rules for attributing income 


26.  What difficulties, if any, arise under existing CFC provisions for attributing income? 


27.  Does the description of a top-up tax set out all the advantages and disadvantages of such an 
 approach? 


Chapter 8: Rules to prevent or eliminate double taxation 


28.  Are there any other double taxation issues that arise in the context of CFC rules that are not dealt 
 with here?  


29.  What administrative or practical difficulties arise currently in respect of double tax relief rules 
 and how could these be mitigated or dealt with? 
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 18.11.2014, IX R 4/14


Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung gegen wiederkehrende Bezüge - Wahl der Zuflussbesteuerung - 
Halbeinkünfteverfahren


Leitsätze


1. Bei Veräußerung einer Beteiligung i.S. von § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG und Wahl der Zuflussbesteuerung 
(entsprechend R 140 Abs. 7 i.V.m. R 139 Abs. 11 EStR 2001) richtet sich die Besteuerung nach dem im Zeitpunkt 
des Zuflusses geltenden Recht (entgegen BMF-Schreiben vom 3. August 2004 in BStBl I 2004, 1187).


2. § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1 EStG ist bei einer Veräußerung gegen wiederkehrende Leistung und Wahl der 
Zuflussbesteuerung anwendbar, auch wenn die Veräußerung vor Einführung des Halbeinkünfteverfahrens 
stattgefunden hat, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses für laufende Ausschüttungen aus der Gesellschaft das 
Halbeinkünfteverfahren anwendbar gewesen wäre.


Tenor


Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg vom 2. Januar 2014  4 K 244/11 
aufgehoben.


Die Einkommensteuer 2004 wird unter Abänderung des Einkommensteuerbescheids für 2004 vom 6. Juli 2005 in 
Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 20. Dezember 2010 auf den Betrag festgesetzt, der sich ergibt, wenn die 
vom Kläger im Streitjahr vereinnahmten Leibrentenzahlungen in Höhe von 402.980 EUR in Höhe des Tilgungsanteils 
zur Hälfte steuerfrei bleiben. Die Berechnung der Steuer wird dem Beklagten übertragen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


1 I. Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) war seit Juli 1997 zu mehr als 25 % an einer Aktiengesellschaft (im 
Folgenden: AG) beteiligt. Mit Verträgen von September 1999 und Juni 2000 veräußerte er die Aktien gegen 
Leibrenten.


2 Gegenüber dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) machte der Kläger von dem Wahlrecht 
Gebrauch, die Rentenzahlungen als nachträgliche Betriebseinnahmen i.S. des § 15 i.V.m. § 24 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) zu behandeln (R 140 Abs. 7 i.V.m. R 139 Abs. 11 der Einkommensteuer 
Richtlinien --EStR-- 2001). Im Streitjahr (2004) flossen dem Kläger aus den Verträgen Einnahmen von 
402.980 EUR zu.


3 In seiner Einkommensteuererklärung für das Jahr 2004 gab der Kläger nachträgliche Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb in Höhe von 201.490 EUR an und führte zur Begründung aus, die Einnahmen unterlägen dem 
Halbeinkünfteverfahren. Davon abweichend setzte das FA die Einnahmen in voller Höhe an 
(Einkommensteuerbescheid für 2004 vom 6. Juli 2005).


4 Einspruch und Klage hatten keinen Erfolg. In der Einspruchsentscheidung führte das FA u.a. aus, bei Wahl der 
Zuflussbesteuerung seien die nachträglichen Einkünfte nach dem Recht zu besteuern, das im Zeitpunkt der 
Realisierung des Veräußerungsgewinns gegolten habe. Das ergebe sich aus der für § 17 EStG 
kennzeichnenden Stichtagsbetrachtung. Auf Veräußerungen in den Jahren 1999 und 2000 sei das 
Halbeinkünfteverfahren noch nicht anwendbar gewesen. Das Finanzgericht (FG) hat zur Begründung im 
Wesentlichen auf die Einspruchsentscheidung Bezug genommen (§ 105 Abs. 5 der Finanzgerichtsordnung 
--FGO--).


5 Mit der Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts (§ 52 Abs. 4b Nr. 2 EStG in der im Streitjahr 
anwendbaren Fassung).


6 Der Kläger beantragt:


Der Einkommensteuerbescheid für 2004 vom 6. Juli 2005 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 
20. Dezember 2010 wird dahingehend geändert, dass das veranlagte zu versteuernde Einkommen des 
Klägers und Revisionsklägers auf 371.239 EUR herabgesetzt wird.
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Das FA beantragt,


die Revision als unbegründet abzuweisen.


8 Er führt ergänzend aus, das Anliegen des Klägers laufe darauf hinaus, die Wahl der Zuflussbesteuerung 
gegenüber der Sofortversteuerung zu begünstigen. Dies habe der Gesetzgeber weder beabsichtigt, noch 
könne er dies gewollt haben.


Entscheidungsgründe


9 II. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Stattgabe der Klage 
(§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO).


10 1. Zwischen den Beteiligten ist nicht streitig, dass der Kläger in zwei Fällen durch die Verträge von September 
1999 und Juni 2000 jeweils den Tatbestand des § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG in der jeweils anwendbaren 
Fassung erfüllt hat, indem er Anteile an einer Kapitalgesellschaft (AG) veräußert hat, an der er zuvor im 
maßgebenden Zeitraum wesentlich beteiligt war.


11 2. Die Beteiligten gehen weiter übereinstimmend davon aus, dass der Kläger das von der Finanzverwaltung 
eingeräumte Wahlrecht zu Recht in Anspruch genommen und von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die 
Rentenzahlungen als nachträgliche Betriebseinnahmen i.S. des § 15 i.V.m. § 24 Nr. 2 EStG behandeln zu 
lassen (R 140 Abs. 7 i.V.m. R 139 Abs. 11 EStR 2001).


12 a) Der Bundesfinanzhof (BFH) hat ein solches Wahlrecht im Grundsatz gebilligt, wenn langfristige 
wiederkehrende Bezüge vereinbart werden und diese entweder mit einem Wagnis behaftet sind oder 
hauptsächlich im Interesse des Veräußerers, um dessen Versorgung zu sichern, und nicht im Interesse des 
Erwerbers festgelegt werden (vgl. Senatsurteil vom 20. Juli 2010 IX R 45/09, BFHE 230, 380, BStBl II 2010, 
969). In den Fällen des § 17 EStG hat der BFH die Anwendung des Wahlrechts für gerechtfertigt gehalten, 
wenn der Versorgungscharakter im Interesse des Anteilsveräußerers eindeutig zutage tritt und wenn es sich 
um wagnisbehaftete wiederkehrende Bezüge handelt, die z.B. an das Leben einer bestimmten Person 
gekoppelt sind. Führt die Realisierung des von Beginn an bewusst in Kauf genommenen Risikos (Tod des 
Rentenberechtigten) nicht zu einer rückwirkenden Änderung des Kaufpreises, rechtfertigt dies eine 
teleologische Reduktion von § 17 Abs. 2 EStG mit der Folge, dass beim Verkäufer ausnahmsweise die im 
Konzept des § 17 Abs. 2 EStG nicht vorgesehene Besteuerung nach dem Zufluss gerechtfertigt sein kann 
(Senatsurteil in BFHE 230, 380, BStBl II 2010, 969).


13 b) Auf der Grundlage der tatsächlichen, den Senat nach § 118 Abs. 2 FGO bindenden Feststellungen des FG, 
geht der Senat mit den Beteiligten davon aus, dass die Leibrentenvereinbarungen im Streitfall die Anwendung 
der vorstehenden Grundsätze rechtfertigen.


14 3. Der Senat kann offenlassen, ob die Rentenzahlungen in einen Zins- und einen Tilgungsanteil aufzuteilen 
sind.


15 a) Die Rechtsprechung hat dies bislang nicht angenommen (vgl. Schmidt/Wacker, EStG, 33. Aufl., § 16 
Rz 245). Demgegenüber nimmt die Finanzverwaltung die Aufteilung grundsätzlich vor, jedoch beginnend ab 
unterschiedlichen Zeitpunkten. Für Veräußerungen vor dem 1. Januar 2004 geht die Finanzverwaltung wie 
bisher (R 139 Abs. 11 Satz 7 EStR 2001) davon aus, dass eine Aufteilung erst nach vollständiger 
Verrechnung der Anschaffungs- und Veräußerungskosten mit den Rentenzahlungen (ohne Aufteilung) 
vorzunehmen ist (R 139 Abs. 11 Satz 8 EStR 2003; R 16 Abs. 11 Satz 8 EStR 2012). Für Veräußerungen 
nach dem 31. Dezember 2003 sollen die Rentenzahlungen bereits von Anfang an aufgeteilt werden (vgl. 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 3. August 2004 in BStBl I 2004, 1187, A.1.; 
R 16 Abs. 11 Satz 7 EStR 2012). Die Gewinnschwelle wird dann entsprechend später erreicht. Im Schrifttum 
wird bezweifelt, ob für die Aufteilung bei nachträglichen Einkünften i.S. von § 15 i.V.m. § 24 Nr. 2 EStG eine 
Rechtsgrundlage besteht (z.B. Rapp in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, Kommentar, § 17 
Rz 249).


16 b) Die Fragen bedürfen vorliegend keiner Entscheidung. Soweit der Kläger die Aufteilung begehrt (auch mit 
Blick auf die Anwendung des § 32d EStG ab dem Veranlagungszeitraum 2009), wird ihm die Aufteilung von 
der Finanzverwaltung nicht streitig gemacht. Die Aufteilung konnte im Streitfall schon deshalb unterbleiben, 
weil sich beim Ansatz von Kapitaleinkünften anstelle von (in Höhe des Zinsanteils voll versteuerten) 
Einkünften aus Gewerbebetrieb keine steuerlichen Auswirkungen ergeben hätten. Davon gehen die 
Beteiligten übereinstimmend aus. Auch die Frage, ob die Leibrentenzahlungen von Anfang an oder erst nach 
Erreichen der Gewinnschwelle aufzuteilen sind, bedarf keiner Entscheidung. Zwischen den Beteiligten ist 
nicht streitig, dass im Streitfall die Gewinnschwelle bereits vor dem Jahr 2004 überschritten war.


17 4. Die danach zwischen den Beteiligten allein streitige Frage, ob der maßgebliche Veräußerungsgewinn nach 
dem im Jahr des Zuflusses geltenden Recht oder nach dem im Jahr der Veräußerung geltenden Recht zu 
versteuern ist, wird in Verwaltung und Schrifttum unterschiedlich beurteilt. Die Finanzverwaltung meint, es 
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komme nach Maßgabe des Stichtagsprinzips auf das im Zeitpunkt der Veräußerung (Realisation) geltende 
Recht an. Das Halbeinkünfteverfahren sei auf Leibrentenzahlungen nur anwendbar, wenn es auch im Fall der 
Sofortversteuerung zur Anwendung gekommen wäre (BMF-Schreiben in BStBl I 2004, 1187; zustimmend: 
Eilers/R. Schmidt in Herrmann/Heuer/Raupach, § 17 EStG Rz 182; Schmidt/Weber-Grellet, a.a.O., § 17 
Rz 205; Zimmermann/Zimmermann-Schwier in Bordewin/Brandt, § 17 EStG Rz 349). Das war bei 
Veräußerungen in den Jahren 1999 und 2000 nicht der Fall. Die Gegenauffassung geht davon aus, dass es 
auf die Rechtslage im Zeitpunkt des Zuflusses ankomme (Gosch in Kirchhof, EStG, 13. Aufl., § 17 Rz 77; 
Rapp in Littmann/ Bitz/Pust, a.a.O., § 17 Rz 249 und § 16 Rz 100; wohl auch Blümich/Vogt, § 17 EStG 
Rz 511; Schneider, in: Kirchhof/Söhn/ Mellinghoff, EStG, § 17 Rz C 94; Nacke/Intemann, Der Betrieb 2002, 
756). Der Senat schließt sich der zuletzt genannten Auffassung an.


18 a) Sie stützt sich auf das Zuflussprinzip (§ 11 Abs. 1 Satz 1 EStG). Maßgeblich für die Besteuerung von 
Einnahmen ist die materielle Rechtslage im Zeitpunkt des Zuflusses.


19 aa) Dem steht nicht entgegen, dass die Gewinnermittlung nach § 17 Abs. 2 EStG nach der Rechtsprechung 
des BFH eine Stichtagsbetrachtung erfordert. Mit der fakultativen Wahl der Zuflussbesteuerung bei den 
Einkünften i.S. von § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG ist der Stichtagsbetrachtung nicht nur punktuell, sondern generell 
der Boden entzogen. Die teleologische Einschränkung von § 17 Abs. 2 EStG besteht gerade darin, dass die 
Stichtagsbetrachtung im Einzelfall durch das Zuflussprinzip ersetzt wird. Entgegen der Auffassung des FA hat 
der Übergang zur Zuflussbesteuerung nicht nur Auswirkungen auf den Zeitpunkt der Besteuerung, sondern 
auch auf den Realisationszeitpunkt. Der Veräußerungsgewinn entsteht in diesem Fall nicht bereits im 
Zeitpunkt der Veräußerung (Gosch in Kirchhof, EStG, 13. Aufl., § 17 Rz 77), sondern sukzessive mit dem 
Zufluss jeder einzelnen Zahlung nach Überschreiten der Gewinnschwelle (zutr. Hörger/Rapp in 
Littmann/Bitz/Pust, a.a.O., § 16 Rz 100; Frotscher in Frotscher, EStG, Freiburg 2011, § 17 Rz 179b). Bis zum 
Erreichen der Gewinnschwelle ist ein Gewinn ebenfalls noch nicht entstanden (Reis, Die Information über 
Steuer und Wirtschaft 2001, 81). Das zeigt sich z.B., wenn der Rentenberechtigte vor dem Erreichen der 
Gewinnschwelle verstirbt. Auch die Finanzverwaltung geht im Übrigen davon aus, dass bei der Wahl der 
Zuflussbesteuerung ein Gewinn erst entsteht, wenn die Anschaffungs- und Veräußerungskosten vollständig 
verrechnet sind (z.B. R 139 Abs. 11 Satz 7 EStR 2001). Demgegenüber entsteht der Gewinn bei der 
Stichtagsbetrachtung bereits im Realisationszeitpunkt (st. Rspr. vgl. z.B. BFH-Urteile vom 21. September 
1982 VIII R 140/79, BFHE 137, 407, BStBl II 1983, 289; vom 1. Juli 2014 IX R 47/13, BFHE 246, 188, BStBl II 
2014, 786). Der Veräußerungsgewinn kann aber nicht zugleich im Zeitpunkt des Zuflusses und zu einem 
früheren Zeitpunkt realisiert worden sein. Beide Annahmen schließen sich gegenseitig aus und könnten auch 
im Rahmen einer bloßen Billigkeitsentscheidung keinen Bestand haben.


20 bb) Dagegen lässt sich auch nicht einwenden, die Besteuerung der Leibrentenzahlungen nach dem im 
Zeitpunkt des Zuflusses geltenden Recht begünstige (nachträglich) die Wahl der Zuflussbesteuerung. Das 
trifft zwar auf den Streitfall zu. Eine aus der Sicht des Klägers nachteilige Veränderung der Rechtslage (zum 
Beispiel durch Anhebung der persönlichen Steuersätze) wäre aber ebenso denkbar und ist auch nicht 
ausgeschlossen. Eine effektiv gleiche Besteuerung wäre im Übrigen auch nicht gewährleistet, wenn im Fall 
der Sofortversteuerung das Halbeinkünfteverfahren bereits anwendbar gewesen wäre. Das wäre nur der Fall, 
wenn über die gesamte Laufzeit der Zuflussbesteuerung von gleichbleibenden rechtlichen und persönlichen 
Verhältnissen auszugehen wäre.


21 b) § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1 EStG ist sachlich und zeitlich anwendbar.


22 aa) Nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1 EStG ist die Hälfte des Veräußerungspreises oder des gemeinen 
Werts im Sinne des § 17 Abs. 2 EStG steuerfrei. "Veräußerungspreis" im Sinne der Vorschrift und im Sinne 
von § 17 Abs. 2 EStG ist der Wert der Gegenleistung des Erwerbers (vgl. BFH-Urteile vom 7. Juli 1992 
VIII R 54/88, BFHE 169, 49, BStBl II 1993, 331; vom 28. Oktober 2008 IX R 96/07, BFHE 223, 190, BStBl II 
2009, 45). Gegenleistung ist alles, was der Steuerpflichtige für die entgeltliche Hingabe des Eigentums an 
den Anteilen erlangt (BFH-Urteil vom 7. März 1995 VIII R 29/93, BFHE 178, 116, BStBl II 1995, 693).


23 Im Fall der Veräußerung gegen Leibrente bilden die Leibrentenzahlungen (in Höhe des Tilgungsanteils) die 
Gegenleistung für die Übertragung des Eigentums an den Anteilen. Sie fallen deshalb grundsätzlich in den 
Anwendungsbereich des § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1 EStG. Etwas anderes ergibt sich nicht daraus, 
dass die Finanzverwaltung im Fall der fakultativen Zuflussbesteuerung (jedenfalls in den Fällen des § 16 
EStG) von nachträglichen Einnahmen aus Gewerbebetrieb gemäß § 15 i.V.m. § 24 Nr. 2 EStG und nicht von 
einem Veräußerungsgewinn ausgeht. § 3 Nr. 40 EStG behandelt die Ausschüttung und die Veräußerung der 
Anteile gleich, denn die Veräußerung entspricht wie die Liquidation in wirtschaftlicher Hinsicht einer 
Vollausschüttung (vgl. BFH-Urteil vom 18. April 2012 X R 5/10, BFHE 237, 106, BStBl II 2013, 785). Der 
Gewinn aus der Veräußerung einer Beteiligung unterfällt der Vorschrift deshalb auch dann, wenn er 
abweichend von der Regel wie ein laufender Ertrag zu erfassen ist. Auch nach Auffassung der 
Finanzverwaltung unterfallen die Leibrentenzahlungen als nachträgliche Einnahmen § 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchst. c Satz 1 EStG, wenn die Vorschrift im Fall der Sofortbesteuerung ebenfalls zur Anwendung 
gekommen wäre.


24 bb) § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c Satz 1 EStG ist bei einer Veräußerung gegen Leibrente und Wahl der 
Zuflussbesteuerung anwendbar, obwohl die Veräußerung vor Einführung des Halbeinkünfteverfahrens 
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stattgefunden hat, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses für laufende Ausschüttungen aus der Gesellschaft das 
Halbeinkünfteverfahren anwendbar gewesen wäre (§ 52 Abs. 4b Nr. 2 EStG in der im Streitjahr anwendbaren 
Fassung). Diese Voraussetzungen waren im Streitjahr erfüllt.


25 Die Wahl der Zuflussbesteuerung hat wie dargelegt zur Folge, dass die Leibrentenzahlungen ausnahmsweise 
wie laufende Ausschüttungen (Einnahmen) besteuert werden. Laufende Ausschüttungen aus der veräußerten 
Gesellschaft wären im Streitjahr nur zur Hälfte steuerpflichtig gewesen. Es bedarf keiner Entscheidung, ab 
wann genau im Streitfall das Halbeinkünfteverfahren anzuwenden war, denn jedenfalls für den 
Veranlagungszeitraum 2004 begegnet dessen Anwendung keinen durchgreifenden Bedenken. Nach der 
Übergangsregel in § 52 Abs. 4b Nr. 2 EStG in der im Streitjahr anwendbaren Fassung kommt es darauf an, 
wann auf der Ebene der Gesellschaft das Halbeinkünfteverfahren erstmals anzuwenden wäre. Das war 
entweder im Jahr 2001 oder im Jahr 2002 der Fall (vgl. z.B. Senatsurteil vom 6. April 2011 IX R 29/10, 
BFH/NV 2011, 2025). Da beim Anteilseigner das Halbeinkünfteverfahren erstmals im darauf folgenden Jahr 
zur Anwendung kommt, sind im Streitfall die Voraussetzungen jedenfalls gegeben. Wie der Senat an anderer 
Stelle ausgeführt hat, nimmt die Übergangsregelung in § 52 Abs. 4a Nr. 2 EStG i.d.F. des 
Steuersenkungsgesetzes vom 23. Oktober 2000 (BGBl I 2000, 1433), nunmehr § 52 Abs. 4b Nr. 2 EStG, 
nicht auf die Veräußerung, sondern auf den daraus fließenden Ertrag Bezug (vgl. Senatsurteil vom 
11. November 2009 IX R 57/08, BFHE 227, 431, BStBl II 2010, 607).


26 Der Senat weicht nicht von der Rechtsprechung ab, nach der Veräußerungen erstmals dem 
Halbeinkünfteverfahren unterliegen, wenn sie in den Jahren 2002 oder 2003 stattgefunden haben (vgl. z.B. 
BFH-Urteile vom 27. März 2007 VIII R 60/05, BFHE 217, 485, BStBl II 2008, 303, unter II.2.a; vom 27. März 
2007 VIII R 25/05, BFHE 217, 467, BStBl II 2008, 298, unter II.2.a; in BFH/NV 2011, 2025, Rz 32). Diese 
Rechtsprechung betrifft Fälle der Regelbesteuerung nach dem Stichtagsprinzip und stellt darauf ab, dass der 
Veräußerungsgewinn jeweils vor Einführung des Halbeinkünfteverfahrens realisiert war. Das ist jedoch 
vorliegend gerade nicht der Fall.


27 5. Das FG ist von anderen Rechtsgrundsätzen ausgegangen. Sein Urteil ist deshalb aufzuheben (§ 126 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO). Die Sache ist spruchreif. Der Klage ist im beantragten Umfang stattzugeben. Die 
Berechnung der Steuer wird dem FA übertragen (§ 100 Abs. 2 Satz 2 FGO).


28 6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 12.2.2015, IV R 29/12


Keine Pflicht zur Aktivierung eines Instandhaltungsanspruchs - Keine Anschaffungskosten durch ersparte 
Aufwendungen


Leitsätze


1. Übernimmt der Pächter vertraglich die nach der gesetzlichen Regelung dem Verpächter obliegende Pflicht zur 
Instandhaltung der verpachteten Sache, ist der Instandhaltungsanspruch des Verpächters auch dann nicht zu 
aktivieren, wenn sich der Pächter mit der Instandhaltung im Rückstand befindet.
2. Ist Pächter eine Personengesellschaft, wird der Instandhaltungsanspruch des verpachtenden Gesellschafters 
auch dann nicht nach den Grundsätzen der korrespondierenden Bilanzierung in dessen Sonderbilanz aktiviert, wenn 
die Gesellschaft in der Gesamthandsbilanz eine Rückstellung für rückständige Instandhaltungsverpflichtungen 
gebildet hat.


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Finanzgerichts Köln vom 27. Juni 2012  15 K 3929/10 und die 
Einspruchsentscheidung des Beklagten vom ... aufgehoben und der Bescheid für 2006 über die gesonderte und 
einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen vom ... dahin geändert, dass die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb auf den Betrag festgestellt werden, der sich ergibt, wenn in der Gesamthandsbilanz der Klägerin 
kein Instandhaltungsanspruch gegen die D GmbH in Höhe von 670.000 EUR und in der Sonderbilanz der C-KG bei 
der Klägerin kein Instandhaltungsanspruch gegen die Klägerin in Höhe von 210.000 EUR berücksichtigt werden. Die 
Berechnung der festzustellenden Einkünfte wird dem Beklagten übertragen.
Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


1 I. Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine KG, deren alleinige persönlich haftende 
Gesellschafterin eine GmbH ist. Alleinige Kommanditistin ist die C-KG. Zugleich ist die Klägerin alleinige 
Gesellschafterin der D-GmbH. Zwischen den Gesellschaften besteht ein Ergebnisabführungsvertrag mit der 
Folge einer steuerlichen Organschaft.


2 Die Klägerin betreibt eine Klinik. Hierzu pachtet sie ein Grundstück einschließlich der vorhandenen 
Betriebsvorrichtungen von der C-KG. Ziff. 3 des Pachtvertrags ("Pachtzins") enthält den für den gepachteten 
Gegenstand zu zahlenden Pachtzins. Nach Ziff. 5 des Pachtvertrags ("Nebenkosten") übernimmt die Pächterin 
sämtliche mit dem Pachtgegenstand zusammenhängenden laufenden Lasten, Kosten und Abgaben, trägt der 
Verpächter die Grundsteuern und ist die Pächterin zur Instandhaltung des Pachtgegenstandes verpflichtet. Sie 
hat insbesondere alle Schäden, die durch ihren Betrieb am Gebäude und an den technischen und sanitären 
Einrichtungen entstehen, sofort und auf eigene Kosten zu beseitigen; dies gilt auch für Schäden, die durch 
Dritte verursacht werden, unabhängig von deren Verschulden.


3 Zudem verpachtet die Klägerin ihrerseits ein in ihrem Eigentum stehendes Grundstück einschließlich der 
Betriebsvorrichtungen an die D-GmbH, die dort ein Kurzentrum betreibt. Die Vereinbarungen zur Pflicht der 
D-GmbH als Pächterin zur Instandhaltung der Pachtsache entsprechen den Vereinbarungen des Pachtvertrags 
zwischen der Klägerin und der C-KG.


4 In den Bilanzen auf den 31. Dezember 2006 stellten die Klägerin als Pächterin der Klinik und die D-GmbH als 
Pächterin des Kurzentrums gewinnmindernd jeweils eine Rückstellung für die Instandhaltung der Pachtsachen 
ein. Diese betrug bei der Klägerin 210.000 EUR und bei der D-GmbH 670.000 EUR.


5 Nach einer Außenprüfung vertrat der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) die Ansicht, dass 
die Klägerin in der Sonderbilanz der C-KG auf den 31. Dezember 2006 einen korrespondierenden 
"Substanzerhaltungsanspruch" in Höhe von 210.000 EUR und in ihrer Gesamthandsbilanz einen 
"Pachterneuerungsanspruch" in Höhe von 670.000 EUR zu aktivieren habe. Im Hinblick auf die daraus 
resultierende Gewinnerhöhung und wegen weiterer --hier nicht streitiger-- Punkte änderte das FA unter dem ... 
den Bescheid für 2006 über die gesonderte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen gemäß 
§ 164 Abs. 2 der Abgabenordnung und stellte darin Einkünfte aus Gewerbebetrieb in Höhe von ... EUR fest. 
Den hiergegen gerichteten Einspruch der Klägerin wies es mit Einspruchsentscheidung vom ... als 
unbegründet zurück.


Seite 1 von 3Bundesfinanzhof


17.04.2015http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh...







6 Das Finanzgericht (FG) wies die daraufhin erhobene Klage der Klägerin mit in Entscheidungen der 
Finanzgerichte (EFG) 2012, 2091 veröffentlichtem Urteil ab.


7 Mit ihrer hiergegen gerichteten Revision rügt die Klägerin die Verletzung materiellen Rechts.


8 Sie beantragt,


das Urteil des FG und die Einspruchsentscheidung vom ... aufzuheben und den Bescheid für 2006 über die 
gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen vom ... dahin zu ändern, dass die 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb auf den Betrag festgestellt werden, der sich ergibt, wenn in der 
Gesamthandsbilanz der Klägerin kein Instandhaltungsanspruch gegen die D-GmbH in Höhe von 670.000 EUR 
und in der Sonderbilanz der C-KG bei der Klägerin kein Instandhaltungsanspruch gegen die Klägerin in Höhe 
von 210.000 EUR berücksichtigt werden.


9 Das FA beantragt sinngemäß,


die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


10 II. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angegriffenen Urteils und zur Entscheidung in der 
Sache selbst (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Entgegen der Auffassung von 
FA und FG hatte die Klägerin weder in ihrer Gesamthandsbilanz einen Instandhaltungsanspruch gegen die 
D-GmbH noch in der Sonderbilanz der C-KG einen gegen sich selbst gerichteten Instandhaltungsanspruch zu 
aktivieren. Da sie ihrerseits zur Bildung einer Rückstellung wegen rückständiger Instandhaltungsmaßnahmen 
gegenüber der C-KG verpflichtet war, war der angegriffene Änderungsbescheid antragsgemäß zu ändern.


11 1. Die Klägerin war nicht verpflichtet, Instandhaltungsansprüche in ihrer Gesamthandsbilanz bzw. in der 
Sonderbilanz der C-KG zu aktivieren.


12 a) Zwischen den Beteiligten ist nicht streitig, dass sich die D-GmbH und die Klägerin (als Pächterin) zum 
Bilanzstichtag des Streitjahres mit ihren pachtvertraglich übernommenen Verpflichtungen zur Durchführung 
von Instandhaltungsmaßnahmen im Rückstand befanden. Streitig ist allein, ob und ggf. in welcher Höhe die 
Klägerin (als Verpächterin) und die C-KG ihren entsprechenden Anspruch auf Durchführung von 
Instandhaltungsmaßnahmen aktivieren mussten.


13 b) Nach § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung 
(EStG) hat die Klägerin in ihrer Gesamthandsbilanz die ihr zuzurechnenden Wirtschaftsgüter und in der 
Sonderbilanz der C-KG die dieser zuzurechnenden Wirtschaftsgüter mit den sich aus § 6 EStG ergebenden 
Werten anzusetzen.


14 aa) Nach ständiger Rechtsprechung beinhaltet der Begriff des zu aktivierenden "Wirtschaftsguts" in 
Anlehnung an den Begriff "Vermögensgegenstand" im Handelsrecht nicht nur Sachen und Rechte im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), sondern auch tatsächliche Zustände und konkrete Möglichkeiten, d.h. 
sämtliche Vorteile für den Betrieb, deren Erlangung sich der Kaufmann etwas kosten lässt (z.B. Urteil des 
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 29. November 2012 IV R 47/09, BFHE 239, 428, BStBl II 2013, 324), die also 
aus der Sicht eines potentiellen Betriebserwerbers einen eigenständigen Wert haben (z.B. BFH-Urteil vom 
14. Dezember 2011 I R 108/10, BFHE 236, 117, BStBl II 2012, 238). Danach sind auch Forderungen zu 
aktivieren (vgl. § 266 Abs. 2 B.II. des Handelsgesetzbuchs --HGB--). Sie sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
EStG grundsätzlich mit den Anschaffungskosten anzusetzen.


15 bb) Ausgehend von diesen Grundsätzen kann dahinstehen, ob es sich bei den streitigen 
Instandhaltungsansprüchen der Klägerin und der C-KG um aktivierungsfähige Wirtschaftsgüter (hier: 
Forderungen) handelt. Denn selbst wenn dies der Fall wäre, wäre eine solche Forderung mit Null zu bewerten 
und daher nicht zu aktivieren.


16 (1) Anschaffungskosten sind nach § 255 Abs. 1 Satz 1 HGB die Aufwendungen, die geleistet werden, um 
einen Vermögensgegenstand zu erwerben und in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie 
dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Anschaffungskosten einer Forderung sind 
danach die Aufwendungen, die geleistet werden, um die Forderung zu erwerben.


17 (2) Als Verpächterinnen haben die Klägerin und die C-KG jedoch für den Erwerb der streitigen 
Instandhaltungsansprüche nichts aufgewendet. Die Instandhaltungspflichten der jeweiligen Pächterinnen 
stellen sich insbesondere nicht als Teil des Pachtzinses dar, den diese für die Gebrauchsüberlassung der 
Pachtsache durch die Klägerin bzw. die C-KG als Verpächterinnen schuldeten.


18 Im Streitfall liegt sowohl im Verhältnis der Klägerin zur D-GmbH als auch im Verhältnis der C-KG zur Klägerin 
jeweils ein Pachtvertrag i.S. des § 581 BGB vor. Nach § 581 Abs. 2, § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB hat 
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grundsätzlich der Verpächter dem Pächter die Pachtsache in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch 
geeigneten Zustand zu überlassen und sie während der Pachtzeit in diesem Zustand zu erhalten. Der Pächter 
ist verpflichtet, dem Verpächter die vereinbarte Pacht zu entrichten (§ 581 Abs. 2 i.V.m. § 535 Abs. 2 BGB). 
Der Pachtzins wird danach nicht nur für die Gebrauchsüberlassung gezahlt, sondern auch dafür, dass der 
Verpächter die Pachtsache instand hält und die dafür erforderlichen Kosten trägt; er enthält also auch für die 
Deckung von Instandhaltungskosten bestimmte Anteile.


19 Die danach grundsätzlich dem Verpächter obliegende Instandhaltungspflicht kann allerdings --wie im Streitfall 
in Ziff. 5 des jeweiligen Pachtvertrags erfolgt-- vertraglich auf den Pächter übertragen werden. In diesem Fall 
wird der Pachtzins wirtschaftlich nur für die Gebrauchsüberlassung der Pachtsache, nicht aber auch für ihre 
Instandhaltung gezahlt. Zahlt der Pächter den Pachtzins nur für die Gebrauchsüberlassung und nicht auch für 
die Instandhaltung, die ihm nun selbst obliegt, sind umgekehrt dem Verpächter für den Erwerb des 
Instandhaltungsanspruchs keine Aufwendungen entstanden. Er erspart durch die Übertragung der 
Instandhaltungspflicht auf den Pächter vielmehr eigene Aufwendungen und erhält dafür in der Regel einen 
geringeren Pachtzins. Darin liegen aber keine Aufwendungen für den Erwerb des Instandhaltungsanspruchs. 
Selbst wenn es sich danach bei dem Instandhaltungsanspruch der Klägerin gegen die D-GmbH bzw. der 
C-KG gegen die Klägerin jeweils um ein Wirtschaftsgut handeln sollte, so wäre dieses jedenfalls mit Null 
anzusetzen und daher in der jeweiligen Bilanz der Verpächterin nicht zu aktivieren.


20 c) Abweichendes ergibt sich für die C-KG auch nicht aus dem Grundsatz korrespondierender Bilanzierung. 
Danach wird bei Sondervergütungen der Personengesellschaft an einen ihrer Gesellschafter der 
Gesamtgewinn der Mitunternehmerschaft in der Weise ermittelt, dass die in der Steuerbilanz der Gesellschaft 
passivierte Verbindlichkeit zur Zahlung der Sondervergütung durch einen gleich hohen Aktivposten in der 
Sonderbilanz des begünstigten Gesellschafters ausgeglichen wird (z.B. BFH-Urteile vom 12. Januar 2012 
IV R 3/11, BFH/NV 2012, 779; vom 30. August 2007 IV R 14/06, BFHE 219, 36, BStBl II 2007, 942; vom 
20. Januar 2005 IV R 22/03, BFHE 209, 108, BStBl II 2005, 559). Der Grundsatz korrespondierender 
Bilanzierung ergibt sich aus den mit § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halbsatz 2 EStG verfolgten Zielen, den Gewinn 
des Mitunternehmers demjenigen eines Einzelunternehmers anzugleichen, der mit sich selbst keine 
schuldrechtlichen Verpflichtungen eingehen und deshalb auch den Gewinn seines Einzelgewerbes nicht um 
einen Unternehmerlohn mindern kann, und zudem das Ergebnis der Besteuerung unabhängig davon zu 
machen, ob die Leistung des Gesellschafters durch einen Vorabgewinn oder durch eine besondere 
Vergütung abgegolten wird (vgl. BFH-Urteil in BFHE 219, 36, BStBl II 2007, 942). Danach ist jedoch nur für 
solche Ansprüche des Gesellschafters ein korrespondierender Aktivposten in seiner Sonderbilanz zu bilden, 
die zu einer Sondervergütung im Sinne dieser Vorschrift führen. Bei einer Nutzungsüberlassung durch einen 
Gesellschafter sind folglich nur solche Ansprüche des Gesellschafters gegen die Gesellschaft in seiner 
Sonderbilanz zu aktivieren, die als Gegenleistung für die Nutzungsüberlassung des Wirtschaftsguts erbracht 
werden (z.B. BFH-Urteil vom 28. März 2000 VIII R 13/99, BFHE 191, 517, BStBl II 2000, 612). Das ist bei der 
im Streit stehenden Instandhaltungsverpflichtung der Klägerin gegenüber der C-KG jedoch nicht der Fall. Wie 
dargelegt, stellt diese gerade keine Gegenleistung der Klägerin (als Pächterin der Klinik) für die Überlassung 
der Pachtsache durch die C-KG dar.


21 Sind die von der Klägerin im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Instandhaltungsverpflichtung getätigten 
Aufwendungen danach bei der C-KG nicht als Sondervergütung zu erfassen, kommt der Ansatz eines 
Aktivpostens in der Sonderbilanz der C-KG --wiederum gestützt auf den Grundsatz der korrespondierenden 
Bilanzierung-- auch dann nicht in Betracht, wenn sich die künftigen Aufwendungen für die am Bilanzstichtag 
bestehende Instandhaltungsverpflichtung durch Bildung einer Rückstellung in der Gesamthandsbilanz der 
Klägerin bereits gewinnmindernd ausgewirkt haben.


22 2. Die Sache ist spruchreif. Anhaltspunkte dafür, dass die Gewinnminderungen durch die 
Nichtberücksichtigung der streitigen Instandhaltungsansprüche mit Fehlern zugunsten des 
Gesamthandsergebnisses der Klägerin oder des Sonderbetriebsergebnisses der C-KG zu saldieren wären, 
sind nicht ersichtlich. Insbesondere ist die von der Klägerin für rückständige Instandhaltungsmaßnahmen in 
der Gesamthandsbilanz gebildete Rückstellung nicht zu beanstanden. Zwischen den Beteiligten ist nicht 
streitig, dass die Klägerin als Pächterin ihrer Instandhaltungspflicht gegenüber der C-KG nicht rechtzeitig 
nachgekommen ist. Für diese der Höhe nach ungewisse Verbindlichkeit war sie nach § 249 Abs. 1 Satz 1 
HGB, § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG in der Gesamthandsbilanz zur Bildung einer Rückstellung verpflichtet. Da sich 
die Klägerin als Gesellschaft und die C-KG als einer ihrer Gesellschafter hinsichtlich des zwischen ihnen 
abgeschlossenen Pachtvertrags wie fremde Dritte gegenüberstehen, handelt es sich bei der aus diesem 
Pachtvertrag resultierenden Instandhaltungsverpflichtung der Klägerin insbesondere um eine 
rückstellungsfähige Außenverpflichtung.


23 Der angegriffene Änderungsbescheid war danach antragsgemäß zu ändern. Die Ermittlung und Berechnung 
der festzustellenden Einkünfte nach Maßgabe der Gründe dieser Entscheidung wird dem FA übertragen 
(§ 100 Abs. 2 Satz 2 FGO).


24 3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 12.2.2015, IV R 63/11


Keine Pflicht zur Aktivierung eines Instandhaltungsanspruchs - Adressat der Prüfungsanordnung gegenüber 
Personengesellschaft - Keine Anschaffungskosten durch ersparte Aufwendungen - Teilweise inhaltsgleich mit BFH-
Urteil vom 12. 02.2015 IV R 29/12


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 23. November 2011   4 
K 161/10 aufgehoben und die Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung der 
Besteuerungsgrundlagen 2001 und 2002, beide vom ..., dahin geändert, dass die Einkünfte der Klägerin aus 
Gewerbebetrieb jeweils in der Höhe festgestellt werden, die sich ergibt, wenn unter entsprechender Anpassung der 
Gewerbesteuerrückstellung die streitigen Instandhaltungsansprüche in Höhe von ... DM (zum 31. Dezember 2001) 
bzw. ... EUR (zum 31. Dezember 2002) nicht aktiviert werden. Die Berechnung der festzustellenden Einkünfte wird 
dem Beklagten übertragen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


1 A. Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine KG, an der in den Streitjahren (2001 und 2002) als 
alleiniger Kommanditist Y und als Komplementärin die A-GmbH beteiligt waren. Die A-GmbH war am Kapital 
der Klägerin nicht beteiligt. Ihre Gesellschafter waren in den Streitjahren Y zu 75 % und X zu 25 %.


2 Die Klägerin verpachtete Betriebsgrundstücke an die B-GmbH, an der X und Y in den Streitjahren ebenfalls 
zu 25 % bzw. zu 75 % beteiligt waren. Zwischen der Klägerin und der B-GmbH bestand eine 
Betriebsaufspaltung.


3 Nach § 5 Abs. II Satz 2 des für die Streitjahre geltenden Pachtvertrags war die B-GmbH verpflichtet, die 
verpachteten Gegenstände auf ihre Kosten in Stand zu halten und in Stand zu setzen, und zwar 
einschließlich des Gebäudeäußeren und -inneren und insbesondere einschließlich der Instandhaltung und 
Instandsetzung von Dach und Fach der Gebäude. Nach § 7 Abs. VI des Pachtvertrags sollte die Einhaltung 
dieser Verpflichtung in Abständen von zwei bis fünf Jahren durch Einholung eines 
Sachverständigengutachtens überprüft werden. Die B-GmbH verpflichtete sich, die sich aus dem Gutachten 
ergebenden Schäden zu beseitigen. Für den Fall, dass sich bei Beendigung des Pachtvertrags ergeben 
sollte, dass die B-GmbH ihre Instandhaltungs- und Instandsetzungspflichten (im Folgenden: 
Instandhaltungspflichten) nicht oder nicht in dem gebotenen Umfang erfüllt hatte, war sie nach § 7 Abs. IV 
des Pachtvertrags zur Zahlung eines Betrags in Höhe des Instandhaltungs- und Instandsetzungsstaus 
verpflichtet.


4 Da die B-GmbH ihre Instandhaltungspflichten aus betrieblichen Gründen erst mit zeitlicher Verzögerung 
erfüllte, bildete sie in ihren Jahresabschlüssen Rückstellungen für noch durchzuführende 
Instandhaltungsmaßnahmen. Diese beliefen sich am 31. Dezember 2001 auf … DM und am 31. Dezember 
2002 auf … EUR. Bei den Körperschaftsteuerveranlagungen der B-GmbH wurden diese Rückstellungen von 
dem Beklagten und Revisionsbeklagten (Finanzamt --FA--) in voller Höhe anerkannt.


5 In der Zeit von Dezember 2007 bis Januar 2010 wurde bei der Klägerin eine Außenprüfung durchgeführt, die 
sich u.a. auf die Feststellung der Einkünfte aus Gewerbebetrieb der Streitjahre erstreckte. Die zugrunde 
liegende Prüfungsanordnung vom … 2007 war unter Angabe der Klägerin als der zu prüfenden 
Steuerpflichtigen an "Frau Z in Firma … GmbH" gerichtet worden. Z war zum damaligen Zeitpunkt 
einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführerin der A-GmbH und Prokuristin der B-GmbH.


6 Im Anschluss an die Außenprüfung vertrat der Prüfer die Ansicht, dass die Klägerin die sich aus § 5 Abs. II 
Satz 2 des Pachtvertrags ergebenden Instandhaltungsansprüche in Höhe der bei der B-GmbH gebildeten 
Rückstellungen zu aktivieren habe, und erhöhte die Gewinne der Streitjahre daher entsprechend. Vor 
Anpassung der Gewerbesteuerrückstellungen ergaben sich daraus Gewinnerhöhungen von … DM (2001) 
bzw. … EUR (2002). Durch Bescheide vom … änderte das FA die unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 
stehenden Feststellungsbescheide der Streitjahre unter Berücksichtigung dieser Prüfungsfeststellungen.


7 Das Finanzgericht (FG) wies die hiergegen gerichtete Sprungklage mit in Entscheidungen der Finanzgerichte 
2012, 297 veröffentlichtem Urteil ab.
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8 Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung von Bundesrecht.


9 Sie beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und unter Änderung der Bescheide des FA über die 
gesonderte und einheitliche Feststellung der Besteuerungsgrundlagen 2001 und 2002 vom … die Einkünfte 
der Klägerin aus Gewerbebetrieb auf die Beträge herabzusetzen, die sich ergeben, wenn --unter 
entsprechender Anpassung der Gewerbesteuerrückstellung-- die Instandhaltungsansprüche in Höhe von … 
DM (zum 31. Dezember 2001) bzw. … EUR (zum 31. Dezember 2002) nicht aktiviert werden.


10 Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


11 B. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angegriffenen Urteils und zur Entscheidung in der 
Sache selbst (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Zu Recht sind FA und FG zwar 
davon ausgegangen, dass die Prüfungsanordnung wirksam war und dem Erlass der angegriffenen 
Änderungsbescheide keine Feststellungsverjährung entgegenstand (dazu B.I.). Entgegen der Auffassung des 
FA und des FG war die Klägerin jedoch nicht zur Aktivierung eines Anspruchs auf Durchführung fälliger 
Instandhaltungsmaßnahmen verpflichtet (dazu B.II.).


12 I. Zu Recht sind FA und FG davon ausgegangen, dass die Prüfungsanordnung wirksam war und dem Erlass 
der angegriffenen Änderungsbescheide keine Feststellungsverjährung entgegenstand.


13 1. Nach § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 181 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung (AO) beträgt die 
Feststellungsfrist vier Jahre. Sie begann für beide Streitjahre mit Ablauf des Jahres 2003, in dem die 
Feststellungserklärungen bei dem FA eingereicht wurden (§ 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. § 181 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 AO), und konnte daher nicht vor Ablauf des Jahres 2007 enden. Zu diesem Zeitpunkt war aber 
bereits mit einer Außenprüfung begonnen worden, die sich auch auf die Feststellung der Einkünfte der 
Streitjahre erstreckte.


14 2. Zu Recht sind FA und FG davon ausgegangen, dass die Prüfungsanordnung wirksam war, so dass der 
Ablauf der Feststellungsfrist bis zur Unanfechtbarkeit der aufgrund der Außenprüfung zu erlassenden 
Bescheide gehemmt ist (§ 171 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. § 181 Abs. 1 Satz 1 AO).


15 a) Die Verjährungshemmung ist nach ständiger Rechtsprechung davon abhängig, dass die 
Prüfungsanordnung wirksam geworden ist. Sie setzt damit nicht nur deren Bekanntgabe (§ 122 AO), sondern 
auch voraus, dass die Anordnung inhaltlich hinreichend bestimmt ist und damit zu erkennen gibt, welcher 
Steuerpflichtige die Außenprüfung zu dulden hat (§§ 197 Abs. 1 Satz 1, 119 Abs. 1 AO; Urteil des 
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 26. Juni 2007 IV R 75/05, Deutsches Steuerrecht/Entscheidungsdienst 
--DStRE-- 2008, 341, m.w.N.).


16 b) Unterhält eine Personengesellschaft einen Gewerbebetrieb (§ 193 Abs. 1 AO), ist sie selbst 
Prüfungssubjekt und damit Inhaltsadressatin der Prüfungsanordnung nicht nur für die Steuern, die sie 
persönlich schuldet, sondern auch im Hinblick auf die gesondert und einheitlich festzustellenden Einkünfte 
ihrer Gesellschafter.


17 Hiervon zu unterscheiden ist die Bekanntgabe der Prüfungsanordnung. Da die Personengesellschaft --gleich 
einer juristischen Person-- nicht handlungsfähig ist (vgl. § 79 Abs. 1 Nr. 3 AO), muss die Prüfungsanordnung 
--mit Wirkung für die Gesellschaft-- den Geschäftsführern, die nach § 34 Abs. 1 AO die steuerlichen Pflichten 
der Personengesellschaft zu erfüllen haben, oder, sofern Geschäftsführer nicht vorhanden sind (§ 34 Abs. 2 
AO), den Gesellschaftern bekannt gegeben werden (z.B. BFH-Urteil in DStRE 2008, 341).


18 c) Zwischen den Beteiligten ist nicht streitig, dass die Prüfungsanordnung danach Z als Geschäftsführerin der 
A-GmbH als Komplementär-GmbH der Klägerin bekanntzugeben war. Tatsächlich war sie zwar an Z "in Firma 
… GmbH, … Str., …" adressiert. Zu Recht ist das FG jedoch davon ausgegangen, dass die 
Prüfungsanordnung hinsichtlich des Bekanntgabeadressaten unter den Umständen des Streitfalls gleichwohl 
noch hinreichend bestimmt war. Insoweit hat das FG zunächst zutreffend darauf abgestellt, dass die Klägerin 
in der Prüfungsanordnung unter Angabe ihrer Steuernummer als die zu prüfende Steuerpflichtige bezeichnet 
wurde und für Z als derjenigen, auf deren Empfängerhorizont es maßgeblich ankam, daher kein Zweifel daran 
bestehen konnte, dass ihr die Prüfungsanordnung als Geschäftsführerin der Klägerin und nicht als Prokuristin 
der an der Klägerin überhaupt nicht beteiligten B-GmbH bekannt gegeben werden sollte. Nicht zu 
beanstanden ist ferner die Würdigung des FG, dass die Präposition "in" (Firma … GmbH) nicht auf ein 
Vertretungsverhältnis hindeute, sondern sich als rein postalischer Zusatz auffassen lasse, der darauf 
zurückzuführen sei, dass die Klägerin und die B-GmbH dieselbe Postanschrift hätten. Hierfür spricht auch, 
dass nach Aktenlage sowohl die ursprünglichen als auch die geänderten Feststellungsbescheide der 
Streitjahre jeweils an Frau Z "in Firma … GmbH, … Str., …" adressiert waren, ohne dass die Klägerin jemals 
geltend gemacht hat, diese Bescheide ließen den Bekanntgabeadressaten nicht hinreichend bestimmt 
erkennen und seien deshalb mangels wirksamer Bekanntgabe nichtig. Auch die fehlende Bestimmtheit des 
Bekanntgabeadressaten der Prüfungsanordnung hat die Klägerin erstmals behauptet, nachdem das FG mit 
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Verfügung vom … 2011 den Beteiligten jeweils eine Kopie der Prüfungsanordnung mit der Setzung einer Frist 
für eine "eventuell beabsichtigte Stellungnahme zu deren Adressierung" übersandt hatte.


19 Die streitigen Änderungsbescheide sind danach nicht in feststellungsverjährter Zeit ergangen.


20 II. Die Änderungsbescheide sind jedoch insoweit rechtswidrig und verletzen die Klägerin in ihren Rechten, als 
bei der Ermittlung der darin festgestellten Einkünfte von einer Aktivierungspflicht der 
Instandhaltungsansprüche ausgegangen wurde. Entgegen der Auffassung von FA und FG war die Klägerin 
zur Aktivierung eines Anspruchs auf Durchführung fälliger Instandhaltungsmaßnahmen jedoch nicht 
verpflichtet.


21 1. Zwischen den Beteiligten ist nicht streitig, dass sich die B-GmbH zu den jeweiligen Bilanzstichtagen der 
Streitjahre mit ihrer pachtvertraglich übernommenen Verpflichtung zur Durchführung von 
Instandhaltungsmaßnahmen im Rückstand befand. Streitig ist allein, ob und ggf. in welcher Höhe die Klägerin 
einen entsprechenden Anspruch auf Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen aktivieren musste.


22 2. Nach § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes in der in den Streitjahren geltenden 
Fassung (EStG) hat die Klägerin in ihren Bilanzen u.a. die ihr zuzurechnenden Wirtschaftsgüter mit den sich 
aus § 6 EStG ergebenden Werten anzusetzen.


23 a) Nach ständiger Rechtsprechung beinhaltet der Begriff des zu aktivierenden "Wirtschaftsguts" in Anlehnung 
an den Begriff "Vermögensgegenstand" im Handelsrecht nicht nur Sachen und Rechte im Sinne des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), sondern auch tatsächliche Zustände und konkrete Möglichkeiten, d.h. 
sämtliche Vorteile für den Betrieb, deren Erlangung sich der Kaufmann etwas kosten lässt (z.B. BFH-Urteil 
vom 29. November 2012 IV R 47/09, BFHE 239, 428, BStBl II 2013, 324), die also aus der Sicht eines 
potentiellen Betriebserwerbers einen eigenständigen Wert haben (z.B. BFH-Urteil vom 14. Dezember 2011 
I R 108/10, BFHE 236, 117, BStBl II 2012, 238). Danach sind auch Forderungen zu aktivieren (vgl. § 266 
Abs. 2 B.II. des Handelsgesetzbuchs --HGB--). Sie sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 EStG grundsätzlich mit 
den Anschaffungskosten anzusetzen.


24 b) Ausgehend von diesen Grundsätzen kann dahinstehen, ob es sich bei den streitigen 
Instandhaltungsansprüchen der Klägerin um aktivierungsfähige Wirtschaftsgüter (hier: Forderungen) handelt. 
Denn selbst wenn dies der Fall wäre, wäre eine solche Forderung mit Null zu bewerten und daher nicht zu 
aktivieren.


25 aa) Anschaffungskosten sind nach § 255 Abs. 1 Satz 1 HGB die Aufwendungen, die geleistet werden, um 
einen Vermögensgegenstand zu erwerben und in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie 
dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Anschaffungskosten einer Forderung sind 
danach die Aufwendungen, die geleistet werden, um die Forderung zu erwerben.


26 bb) Die Klägerin hat jedoch für den Erwerb der streitigen Instandhaltungsansprüche nichts aufgewendet. Die 
Instandhaltungspflicht der B-GmbH stellt sich insbesondere nicht als Teil des Pachtzinses dar, den die 
B-GmbH für die Gebrauchsüberlassung der Pachtsache durch die Klägerin schuldete.


27 Im Streitfall liegt ein Pachtvertrag i.S. des § 581 BGB vor. Nach § 581 Abs. 2, § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB hat 
grundsätzlich der Verpächter dem Pächter die Pachtsache in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch 
geeigneten Zustand zu überlassen und sie während der Pachtzeit in diesem Zustand zu erhalten. Der Pächter 
ist verpflichtet, dem Verpächter die vereinbarte Pacht zu entrichten (§ 581 Abs. 2 i.V.m. § 535 Abs. 2 BGB). 
Der Pachtzins wird danach nicht nur für die Gebrauchsüberlassung gezahlt, sondern auch dafür, dass der 
Verpächter die Pachtsache instand hält und die dafür erforderlichen Kosten trägt; er enthält also auch für die 
Deckung von Instandhaltungskosten bestimmte Anteile.


28 Die danach grundsätzlich dem Verpächter obliegende Instandhaltungspflicht kann allerdings --wie im Streitfall 
in § 5 Abs. II Satz 2 des Pachtvertrags zwischen der Klägerin und der B-GmbH erfolgt-- vertraglich auf den 
Pächter übertragen werden. In diesem Fall wird der Pachtzins wirtschaftlich nur für die 
Gebrauchsüberlassung der Pachtsache, nicht aber auch für ihre Instandhaltung gezahlt. Zahlt der Pächter 
den Pachtzins nur für die Gebrauchsüberlassung und nicht auch für die Instandhaltung, die ihm nun selbst 
obliegt, sind umgekehrt dem Verpächter für den Erwerb des Instandhaltungsanspruchs keine Aufwendungen 
entstanden. Er erspart durch die Übertragung der Instandhaltungspflicht auf den Pächter vielmehr eigene 
Aufwendungen und erhält dafür in der Regel einen geringeren Pachtzins. Darin liegen aber keine 
Aufwendungen für den Erwerb des Instandhaltungsanspruchs. Selbst wenn es sich danach bei dem 
Instandhaltungsanspruch der Klägerin gegen die B-GmbH um ein Wirtschaftsgut handeln sollte, so wäre 
dieses jedenfalls mit Null anzusetzen und daher in der Bilanz der Klägerin nicht zu aktivieren.


29 c) Eine Aktivierungspflicht der streitigen Instandhaltungsansprüche ergibt sich für die Klägerin auch nicht 
daraus, dass zwischen ihr und der B-GmbH in den Streitjahren eine Betriebsaufspaltung bestand und die 
B-GmbH für ihre Verpflichtung zur Durchführung fälliger Instandhaltungsmaßnahmen eine Rückstellung 
gebildet hat. Denn es besteht im Fall einer Betriebsaufspaltung keine allgemeine Pflicht zur 
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korrespondierenden Bilanzierung (z.B. BFH-Urteil vom 6. November 2003 IV R 10/01, BFHE 204, 438, BStBl 
II 2004, 416). Zwar ist zu berücksichtigen, dass die hinter dem Besitz- und dem Betriebsunternehmen 
stehende Person oder Personengruppe sich mit einem "einheitlichen geschäftlichen Betätigungswillen" in 
beiden Unternehmen durchsetzt und ihren Willen dabei in beiden Unternehmen folgerichtig und frei von 
Widersprüchen verwirklichen muss, was Auswirkungen auf die Bilanzierung in den beiden Unternehmen 
haben kann. Im Rahmen der Bilanzierung sind allerdings die zwingenden handels- und steuerrechtlichen 
Bilanzierungsvorschriften zu beachten (BFH-Urteil vom 8. März 1989 X R 9/86, BFHE 156, 443, BStBl II 
1989, 714). Diese ermöglichen, wie dargelegt, mangels Anschaffungskosten der Klägerin als der 
Besitzgesellschaft keine Aktivierung des streitigen Instandhaltungsanspruchs. Deshalb ist kein Widerspruch 
darin zu sehen, dass die B-GmbH als Betriebsgesellschaft für die (der Höhe nach) noch ungewisse 
Instandhaltungsverpflichtung eine Rückstellung passiviert, in der Bilanz der Klägerin als der 
Besitzgesellschaft aber mangels Anschaffungskosten kein Instandhaltungsanspruch aktiviert wird.


30 3. Das FG ist von anderen Rechtsgrundsätzen ausgegangen. Sein Urteil war daher aufzuheben.


31 III. Die Sache ist spruchreif. War die Klägerin zur Aktivierung der streitigen Instandhaltungsansprüche nicht 
verpflichtet, sind die angegriffenen Änderungsbescheide vom … dahin zu ändern, dass die Einkünfte der 
Klägerin aus Gewerbebetrieb in den Streitjahren jeweils auf den Betrag festzustellen sind, der sich ergibt, 
wenn --unter entsprechender Anpassung der Gewerbesteuerrückstellung-- an den Bilanzstichtagen die 
streitigen Instandhaltungsansprüche nicht aktiviert werden. Die Ermittlung und Berechnung der 
festzustellenden Einkünfte nach Maßgabe der Gründe dieser Entscheidung wird dem FA übertragen (§ 100 
Abs. 2 Satz 2 FGO).


32 IV. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 16.12.2014, X R 42/13


Möglichkeit des Zugriffs auf Kassendaten einer Apotheke im Rahmen einer Außenprüfung


Leitsätze


1. Die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung verpflichten Einzelhändler wie z.B. Apotheker, im Rahmen der 
Zumutbarkeit sämtliche Geschäftsvorfälle einschließlich der über die Kasse bar vereinnahmten Umsätze einzeln 
aufzuzeichnen.


2. Verwendet ein Einzelhändler, der in seinem Betrieb im allgemeinen Waren von geringem Wert an ihm der Person 
nach nicht bekannte Kunden über den Ladentisch gegen Barzahlung verkauft, eine PC-Kasse, die detaillierte 
Informationen zu den einzelnen Verkäufen aufzeichnet und eine dauerhafte Speicherung ermöglicht, so sind die 
damit bewirkten Einzelaufzeichnungen auch zumutbar.


3. Die Finanzverwaltung ist in diesem Fall nach § 147 Abs. 6 AO im Rahmen einer Außenprüfung berechtigt, Zugriff 
auf die Kasseneinzeldaten zu nehmen.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 24. April 2013  4 K 422/12 
aufgehoben.


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


1 I. Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) erzielte in den Streitjahren 2007 bis 2009 gewerbliche 
Einkünfte aus dem Betrieb einer Apotheke. Sie war nach §§ 238 ff. des Handelsgesetzbuchs (HGB) 
buchführungspflichtig und verwendete ein speziell für Apotheken entwickeltes PC-gestütztes 
Erlöserfassungssystem mit integrierter Warenwirtschaftsverwaltung der Firma X (X). Die Tageseinnahmen 
wurden über modulare PC-Registrierkassen der Firma X erfasst, dann durch Tagesendsummenbons 
(Z-Bons) mit anschließender Nullstellung ausgewertet und als Summe in ein manuell geführtes Kassenbuch 
eingetragen.


2 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) ordnete für die Streitjahre eine Außenprüfung bei 
der Klägerin an. Zusammen mit der Prüfungsanordnung bat es um die Vorlage der ggf. in elektronischer Form 
gefertigten Buchhaltung auf einem maschinell verwertbaren Datenträger. Zur Prüfungsvorbereitung forderte 
der Prüfer zudem, bestimmte Daten aus dem Warenwirtschaftssystem der X --u.a. die "Einzeldaten der 
Registrierkasse (Journal der EDV-Kasse sowie Daten der Z-Bons)" und die "Einzeldaten des 
Warenverkaufs"-- in elektronisch verwertbarer Form vorzulegen.


3 Die Klägerin übersandte daraufhin eine CD mit von der Firma X bereitgestellten Daten des Kassensystems. 
Die Datei mit der Einzeldokumentation der Verkäufe hatte sie zuvor entfernt, da sie der Ansicht war, das FA 
habe kein entsprechendes Zugriffsrecht.


4 Der Prüfer forderte die Klägerin mit Schreiben vom 28. Oktober 2011 u.a. auf, die von der Firma X gelieferten 
Daten über die Warenverkäufe (vk_verkaeufe…csv) bereitzustellen, weil diese als Bestandteil der 
Grundaufzeichnungen dem Datenzugriff nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 6 der Abgabenordnung (AO) 
unterlägen.


5 Die Klägerin berief sich weiter darauf, die vorhandenen Daten zum Warenverkauf seien vom 
Datenzugriffsrecht des FA nicht umfasst, da sie nicht zur Einzelaufzeichnung verpflichtet sei. Nachdem der 
Prüfer die Anforderung der Daten über die Warenverkäufe nochmals wiederholt hatte, legte die Klägerin 
hiergegen Einspruch ein.


6 Der Einspruch blieb erfolglos. Das FA war der Ansicht, die Klägerin sei als buchführungspflichtiger Kaufmann 
grundsätzlich zur Einzelaufzeichnung der Bareinnahmen verpflichtet. Im Gegensatz zu den Verhältnissen zur 
Zeit des Urteils des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 12. Mai 1966 IV 472/60 (BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371) 
stelle sich die Frage der Zumutbarkeit von Einzelaufzeichnungen nicht, da die Klägerin zur Erfüllung ihrer 
Einzelaufzeichnungspflicht entsprechende Grundaufzeichnungen tatsächlich technisch, betriebswirtschaftlich 
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und praktisch getätigt habe. Zwar obliege der Klägerin keine gesonderte Aufzeichnung des Warenausgangs 
nach § 144 AO. Daraus folge indes nicht, dass jegliche Einzelaufzeichnungspflicht des Warenausgangs für 
Einzelhändler wie sie entfalle. Es gelte vielmehr die grundsätzliche Einzelaufzeichnungspflicht (§ 238 Abs. 1 
Satz 3 HGB, § 145 Abs. 1 Satz 2 AO), die in der Vergangenheit lediglich aus Gründen der Zumutbarkeit für 
bargeldintensive Betriebe des Einzelhandels aufgeweicht worden sei. Da die Klägerin die Aufzeichnungen in 
elektronischer Form geführt habe, sei das FA berechtigt, hierauf nach § 147 Abs. 6 AO zuzugreifen.


7 Die Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht (FG) war mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 
2013, 1186 veröffentlichten Gründen im Wesentlichen der Ansicht, das FA sei --insbesondere unter 
Berücksichtigung der Grundsätze des BFH-Urteils in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- nicht berechtigt 
gewesen, Einsicht in die angeforderte Verkaufsdatei zu nehmen, da die Klägerin trotz ihrer Eigenschaft als 
Istkaufmann (§ 1 HGB) nicht verpflichtet gewesen sei, die von ihr getätigten Verkäufe im Einzelnen manuell 
oder auf einem Datenträger aufzuzeichnen. Die Datenanforderung lasse sich auch nicht damit begründen, 
dass es sich um sonstige Unterlagen handele, die gemäß § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO "für die Besteuerung von 
Bedeutung" seien. Zwar seien die gespeicherten Einzeldaten für eine rückschauende Verprobung des 
Kassenbuchs und der Tagesabschlussbons von großem Interesse. Bei abstrakt-genereller Betrachtung sei 
dies allerdings nicht der Fall, da die Tagesabschlussbons die Einzelaufzeichnungen gerade ersetzen sollten.


8 Seine Revision begründet das FA mit der Verletzung materiellen Rechts, insbesondere von § 147 Abs. 6 AO. 
Als nach handelsrechtlichen Vorschriften buchführungspflichtiger Kaufmann sei die Klägerin auch als 
Apothekerin zur Einzelaufzeichnung ihrer Verkäufe verpflichtet. Die Frage der Zumutbarkeit einer 
Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge stelle sich in der heutigen Zeit allgemein und angesichts der 
tatsächlich geführten Aufzeichnungen im Streitfall insbesondere auch konkret nicht. Bei den 
Einzelaufzeichnungen handele es sich um Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO, deren 
Überlassung auf einem Datenträger daher zu Recht verlangt worden sei.


9 Das FA beantragt,


das FG-Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.


10 Die Klägerin beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


11 Sie macht geltend, der BFH habe mit Urteil vom 24. Juni 2009 VIII R 80/06 (BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 
452) entschieden, dass der Datenzugriff der Finanzverwaltung sich nur auf solche nach § 147 Abs. 1 AO 
aufbewahrungspflichtigen Daten erstrecke, für die eine --an anderer Stelle normierte-- Aufzeichnungspflicht 
bestehe. Für Einzelhändler sehe die AO indes keine Pflicht zur Einzelaufzeichnung vor. "Freiwillige" 
Aufzeichnungen wie die vorliegend von ihr gespeicherten Kasseneinzeldaten unterfielen deshalb nicht dem 
Datenzugriffsrecht in § 147 Abs. 6 AO. Dass sie Aufzeichnungen tatsächlich geführt habe, könne entgegen 
der Ansicht des FA nicht ausreichen. Im Übrigen sei das FA auch nicht berechtigt, "Dateien" anzufordern, da 
der Finanzverwaltung der Zugriff nur auf "Daten" offenstehe. Davon abgesehen sei die Datenanforderung 
zudem nicht hinreichend bestimmt bzw. jedenfalls zu weitgehend.


Entscheidungsgründe


12 II. Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen FG-Urteils und zur Abweisung der 
Klage (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FA durfte die Klägerin zur 
Überlassung der Kassendaten in elektronisch verwertbarer Form auffordern, da sie zur Aufzeichnung der 
einzelnen Verkäufe sowie zur Aufbewahrung der Aufzeichnung verpflichtet war.


13 1. Zu Recht hat das FG angenommen, dass die Aufforderung zur Datenüberlassung vom 28. Oktober 2011 
ein Verwaltungsakt ist (§ 118 Satz 1 AO), gegen den sich die Klägerin mit dem Einspruch und der 
Anfechtungsklage zur Wehr setzen konnte (vgl. BFH-Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 452).


14 2. Das FG geht weiter zutreffend davon aus, dass Voraussetzung für die Datenanforderung das Bestehen 
einer Aufzeichnungspflicht ist. Die Befugnisse aus § 147 Abs. 6 AO stehen der Finanzbehörde nur in Bezug 
auf solche Unterlagen zu, die der Steuerpflichtige nach § 147 Abs. 1 AO aufzubewahren hat. Der sachliche 
Umfang der Aufbewahrungspflicht in § 147 Abs. 1 AO wird wiederum grundsätzlich begrenzt durch die 
Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht (ausführlich BFH-Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 
2010, 452, m.w.N.).


15 Im Streitfall ist die Klägerin zur Aufzeichnung ihrer einzelnen Geschäftsvorfälle einschließlich der 
Kassenvorgänge verpflichtet.


16 a) Nach § 238 Abs. 1 Satz 1 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine 
Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
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(GoB) ersichtlich zu machen. Über § 140 AO gelten die Kaufleuten obliegenden handelsrechtlichen 
Buchführungspflichten auch für die Besteuerung (vgl. Klein/Rätke, AO, 12. Aufl., § 140 Rz 1 und 4; BFH-
Beschluss vom 26. September 2007 I B 53, 54/07, BFHE 219, 19, BStBl II 2008, 415). Die handelsrechtlichen 
Pflichten werden zu solchen des Steuerrechts transformiert (Görke in Hübschmann/Hepp/Spitaler --HHSp--, 
§ 140 AO Rz 34).


17 b) Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb 
angemessener Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die Lage des Unternehmens 
vermitteln kann (§ 238 Abs. 1 Satz 2 HGB). Die Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und 
Abwicklung verfolgen lassen (§ 238 Abs. 1 Satz 3 HGB). Die Eintragungen in den Büchern und die sonst 
erforderlichen Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden 
(§ 239 Abs. 2 HGB).


18 c) Aus der Pflicht zur Ersichtlichmachung der Handelsgeschäfte und der Lage des Vermögens unter 
Beachtung der GoB hat der BFH gefolgert, dies bedeute, dass grundsätzlich jedes einzelne Handelsgeschäft 
--einschließlich der sich auf die jeweiligen Handelsgeschäfte beziehenden Kassenvorgänge-- einzeln 
aufzuzeichnen sei (vgl. BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Mit der Buchführung wird u.a. der 
Zweck verfolgt, zu jedem Zeitpunkt einen zuverlässigen Einblick in den Ablauf aller Geschäfte zu geben. 
Deswegen muss es zu einem späteren Zeitpunkt für einen buchführungsmäßig vorgebildeten Dritten leicht 
und im Rahmen eines angemessenen Zeitaufwands möglich sein, den Inhalt und den Ablauf aller Geschäfte 
der Vergangenheit zu überprüfen. Dies erfordert in der Regel die Aufzeichnung jedes einzelnen 
Handelsgeschäfts in einem Umfang, der eine Überprüfung seiner Grundlagen, seines Inhalts und seiner 
Bedeutung für den Betrieb ermöglicht. Dafür bedarf es prinzipiell nicht nur der Aufzeichnung der in Geld 
bestehenden Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des Geschäfts und des Namens des Vertragspartners 
(BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Es ist auch in der Literatur allgemein anerkannt, dass die 
GoB grundsätzlich eine einzelne Erfassung eines jeden Geschäftsvorfalls erfordern und zusammengefasste 
oder verdichtete Buchungen demzufolge voraussetzen, dass sie eindeutig in ihre Einzelpositionen 
aufgegliedert werden können (vgl. z.B. Adler/Düring/Schmaltz, Rechnungslegung und Prüfung der 
Unternehmen, 6. Aufl., HGB § 239 Rz 12; Quick/Wolz in Baetge/ Kirsch/Thiele, Bilanzrecht, § 238 HGB Rz 42 
und § 239 HGB Rz 23; MünchKommHGB/Ballwieser, 3. Aufl., § 239 Rz 2; Baetge/Kirsch/Thiele in 
Küting/Pfitzer/Weber, Handbuch der Rechnungslegung, Einzelabschluss, Kap. 4 Rz 51 und 56).


19 Für bar erlangte Kasseneinnahmen hat der BFH in diesem Zusammenhang unmissverständlich klargestellt, 
dass der nach den GoB aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfall gerade nicht nur der am Ende eines Tages 
insgesamt vereinnahmte Betrag (Tageslosung) ist, weil die Tatsache der sofortigen Bezahlung der Leistung 
es nicht rechtfertigt, die einzelnen Geschäftsvorfälle nicht auch einzeln mit Benennung des Kunden, der Art 
der Tätigkeit und der Bareinnahme aufzuzeichnen (BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371).


20 d) Da die GoB indes nur eine Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge im Rahmen des nach Art und Umfang 
des Geschäftes Zumutbaren verlangen, hat der BFH die Einzelaufzeichnungspflicht für 
Einzelhandelsgeschäfte --in Betrieben, in denen Waren von geringerem Wert an eine unbestimmte Vielzahl 
nicht bekannter und auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden-- dahingehend eingeschränkt, dass 
die baren Betriebseinnahmen in der Regel nicht einzeln aufgezeichnet zu werden brauchen (BFH-Urteil in 
BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Ausschlaggebend für den BFH war insoweit, dass es technisch, 
betriebswirtschaftlich und praktisch unmöglich war, an die Aufzeichnung der einzelnen zahlreichen baren 
Kassenvorgänge in Einzelhandelsgeschäften gleiche Anforderungen wie bei anderen Handelsgeschäften zu 
stellen, nämlich zur Identifizierung und zur Bestimmung des Inhalts des Geschäfts Namen und Anschrift des 
Kunden und den Gegenstand des Kaufvertrages festzuhalten.


21 e) Die Frage, ob die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich gegebene Verpflichtung zur 
Einzelaufzeichnung eines jeden Geschäftsvorfalls aus Gründen der Unzumutbarkeit einzuschränken ist, ist 
--anders als im BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- im Streitfall zu verneinen.


22 aa) Eine den GoB entsprechende Buchführung setzt voraus, dass die Eintragungen in die Bücher und sonst 
erforderliche Aufzeichnungen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden (§ 239 
Abs. 2 HGB, § 146 Abs. 1 Satz 1 AO). Es besteht jedoch keine gesetzliche Vorgabe, wie (Kassen-)
Aufzeichnungen zu führen sind. So können Handelsbücher und sonst erforderliche Aufzeichnungen 
grundsätzlich auch in der geordneten Ablage von Belegen bestehen oder auf Datenträgern geführt werden 
(§ 239 Abs. 4 Satz 1 HGB, § 146 Abs. 5 Satz 1 AO). Der Steuerpflichtige ist in der Wahl des 
Aufzeichnungsmittels somit frei und kann entscheiden, ob er seine Warenverkäufe manuell oder unter 
Zuhilfenahme technischer Hilfsmittel --wie eben einer elektronischen Registrier- oder PC-Kasse-- erfasst.


23 Entscheidet der Steuerpflichtige sich --wie im Streitfall-- für ein modernes PC-Kassensystem, das zum einen 
sämtliche Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet (mithin insbesondere die in Geld bestehende 
Gegenleistung sowie den Inhalt des Geschäfts) und zum anderen auch eine langfristige Aufbewahrung 
(Speicherung) der getätigten Einzelaufzeichnungen ermöglicht, kommt er gerade damit der ihm obliegenden 
Verpflichtung zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe nach. Er kann sich in diesem Fall nicht (mehr) auf die 
Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen. Bei Verwendung einer PC-Kasse ist die mit ihr 
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bewirkte Einzelaufzeichnung auch zumutbar (so auch Harle/Olles, Die steuerliche Betriebsprüfung --StBp-- 
2013, 333, 335).


24 bb) Etwas anderes ergibt sich --entgegen der Ansicht der Klägerin-- weder aus dem BFH-Urteil vom 
26. Februar 2004 XI R 25/02 (BFHE 205, 249, BStBl II 2004, 599) noch aus den Senatsbeschlüssen vom 
16. Februar 2006 X B 57/05 (BFH/NV 2006, 940) sowie vom 7. Februar 2008 X B 189/07 (nicht veröffentlicht).


25 (1) Im Urteil in BFHE 205, 249, BStBl II 2004, 599 hat der BFH zwar auf die Ausnahme von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung hingewiesen, hierüber aber --da es um einen nicht buchführungspflichtigen, im 
Taxigewerbe tätigen Gewerbetreibenden ging-- nicht tragend entschieden.


26 (2) Im Beschluss in BFH/NV 2006, 940 ermittelte die dortige Klägerin ihren Gewinn durch Einnahmen-
Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) und nicht durch 
Betriebsvermögensvergleich. Aus der Entscheidung ergibt sich lediglich, dass Steuerpflichtige, die ihren 
Gewinn zulässigerweise durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermitteln, zwar über § 22 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) i.V.m. §§ 63 bis 68 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung zu 
Einzelaufzeichnungen, nicht aber deshalb auch zur Führung eines Kassenbuches verpflichtet sind; dies 
ergebe sich weder aus § 4 Abs. 3 EStG noch aus §§ 145, 146 AO oder § 22 UStG.


27 (3) Zwar ging es in dem dem Beschluss vom 7. Februar 2008 X B 189/07 zugrunde liegenden Fall um einen 
Lebensmitteleinzelhändler. Dieser war indes nicht buchführungspflichtig, sondern ermittelte seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG, was voraussetzt, dass sein Betrieb keinen 
nach Art oder Umfang in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erforderte. Der Senat hat 
zwar --wenn auch unter Verweis auf das BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- ausgeführt, dem 
Kläger sei eine Einzelaufzeichnungspflicht nicht zuzumuten. Hieraus kann jedoch nicht geschlossen werden, 
dass er generell auch für buchführungspflichtige Einzelhändler an der Befreiung von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung festhalten wollte.


28 f) Entgegen der Ansicht der Klägerin ergibt sich aus den §§ 143 ff. AO nichts anderes.


29 aa) Wie oben bereits ausgeführt, werden die handelsrechtlichen Pflichten über § 140 AO zu solchen des 
Steuerrechts. § 145 AO hat demzufolge für diejenigen Steuerpflichtigen, die --wie die Klägerin-- bereits nach 
den handelsrechtlichen Vorschriften buchführungspflichtig sind, keine eigene Bedeutung, da diese den 
handelsrechtlichen GoB unmittelbar unterworfen sind (Görke in HHSp, § 145 AO Rz 6). Durch § 145 AO wird 
die Geltung der GoB im Steuerrecht nicht eingeschränkt. Die steuerrechtlichen Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Buchführung sind vielmehr mit den handelsrechtlichen GoB abgestimmt (Koenig/Coester, 
Abgabenordnung, 3. Aufl., § 145 Rz 5).


30 Von daher geht auch der Verweis der Klägerin auf das BFH-Urteil vom 11. August 1992 VII R 90/91 (BFH/NV 
1993, 346) ins Leere. Zwar führt der VII. Senat dort (unter 3.b) aus, die §§ 145, 146 AO könnten 
Aufzeichnungspflichten nicht begründen, da die Anwendung dieser Vorschriften gerade eine ausdrückliche 
gesetzliche Aufzeichnungsverpflichtung zur Voraussetzung habe. Die Klägerin verkennt jedoch, dass sie als 
Ist-Kaufmann bereits aufgrund der GoB ausdrücklich gesetzlich zu Aufzeichnungen verpflichtet ist, während 
der Steuerpflichtige in dem der Entscheidung in BFH/NV 1993, 346 zugrunde liegenden Fall gerade nicht 
aufgrund gesetzlicher Vorschriften Bücher führen und regelmäßig Abschlüsse machen musste (vgl. BFH-
Urteil in BFH/NV 1993, 346, unter 3.a).


31 bb) Auch die §§ 143, 144 AO stehen einer Einzelaufzeichnungspflicht für Einzelhändler nicht von vornherein 
entgegen.


32 Die Klägerin ist insoweit der Ansicht, da § 143 AO alle gewerblichen Unternehmer zur gesonderten 
Aufzeichnung des Wareneingangs, § 144 AO dagegen nur Großhändler zur gesonderten Aufzeichnung des 
Warenausgangs in Gestalt der zur gewerblichen Weiterverwendung bestimmten Waren verpflichte, ergebe 
sich aus deren Zusammenschau der Wille des Gesetzgebers, Einzelhändler wie sie von einer Verpflichtung 
zur Einzelaufzeichnung auszunehmen.


33 Dem vermag der erkennende Senat nicht zu folgen. § 144 AO statuiert --wie § 143 AO-- eine selbständige, 
von sonstigen Buchführungspflichten unabhängige (gesonderte) Aufzeichnungspflicht und nimmt den 
Aufzeichnungspflichtigen speziell zur Überprüfung der steuerlichen Verhältnisse Dritter in Dienst (Görke in 
HHSp, § 144 AO Rz 2). Hierzu gehört der Kundenkreis eines Einzelhändlers gerade nicht. Wesentlich für die 
in § 144 AO geregelte Aufzeichnungspflicht des Warenausgangs ist demzufolge u.a. auch die Aufzeichnung 
des Namens oder der Firma und der Anschrift des Abnehmers (§ 144 Abs. 3 Nr. 2 AO), was von einem 
Einzelhändler regelmäßig nur dann gefordert werden kann, wenn es für ihn zumutbar ist.


34 Aus der gesonderten Aufzeichnungspflicht für Großhändler nach § 144 AO kann nicht der Schluss gezogen 
werden, Einzelhändler hätten hinsichtlich ihrer Ausgangsleistungen keine Aufzeichnungspflichten zu erfüllen. 
Vielmehr entbindet die Aufzeichnung des Warenausgangs nach § 144 AO den Großhändler auch dann nicht 
von weiteren Aufzeichnungspflichten (generelle Pflicht zur Einzelaufzeichnung aller Geschäftsvorfälle, 
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Aufzeichnungen nach § 22 UStG), wenn sich insoweit Überschneidungen ergeben. Dies berechtigt ihn 
allenfalls dazu, die verschiedenen Aufzeichnungen ggf. in einer Datensammlung technisch 
zusammenzufassen, sofern dies sämtlichen Aufzeichnungsanforderungen genügt (Görke in HHSp, § 144 AO 
Rz 2 i.V.m. § 143 AO Rz 5).


35 g) Mit den vorstehenden Ausführungen weicht der erkennende Senat nicht von der Entscheidung in BFHE 86, 
118, BStBl III 1966, 371 ab. Dem steht schon entgegen, dass die damalige, vom IV. Senat des BFH 
entschiedene Fallkonstellation, die sich auf das Streitjahr 1956 bezog, angesichts veränderter technischer 
Möglichkeiten nicht mit dem vorliegend zu entscheidenden, mehr als 50 Jahre später liegenden Fall 
vergleichbar ist.


36 h) Klarstellend weist der Senat darauf hin, dass die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich auch 
für Einzelhändler geltende Pflicht zur Einzelaufzeichnung der Bareinnahmen nicht bedeutet, dass diese 
künftig einzeln gebucht werden müssen. Ausreichend ist insoweit --wie bisher-- die Verbuchung der 
zusammengefassten Tageslosung. Entscheidend ist, dass diese sich auf die einzeln erfassten Verkäufe 
zurückführen lässt und --ggf. unter Zuhilfenahme des Warenwirtschaftssystems-- nachweisbar sind.


37 3. Als Folge der Pflicht, die baren Betriebseinnahmen einzeln aufzuzeichnen, unterliegen die von der Klägerin 
mittels der PC-Kasse gefertigten Aufzeichnungen der Aufbewahrungspflicht des § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO.


38 a) Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht wird --wie oben bereits ausgeführt-- grundsätzlich 
begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht. Die Pflicht zur Aufbewahrung 
von Unterlagen ist akzessorisch. Das heißt, sie setzt stets eine Aufzeichnungspflicht voraus und besteht 
grundsätzlich nur im Umfang der Aufzeichnungspflicht (grundlegend BFH-Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 
2010, 452, mit umfangreichen Nachweisen). Eine eigenständige Pflicht zur Aufbewahrung von Unterlagen, 
die nicht mit einer Pflicht zur Aufzeichnung von Daten in Zusammenhang stehen, ist § 147 Abs. 1 AO nicht zu 
entnehmen.


39 Zutreffend geht das FA davon aus, dass es sich bei den vorliegend mit Hilfe einer PC-Kasse einzeln 
aufgezeichneten Bareinnahmen (Umsätze/Warenverkäufe) um Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 
Nr. 1 AO und keineswegs um "freiwillige" Aufzeichnungen handelt. Zu "freiwilligen" Aufzeichnungen kommt es 
auch nicht etwa deshalb, weil die Anschaffung der Kasse mit den damit verbundenen 
Aufzeichnungsmöglichkeiten primär aus betriebswirtschaftlichen Gründen erfolgt ist.


40 b) Davon unabhängig sind gemäß § 147 Abs. 1 Nr. 4 AO insbesondere auch die Tagesendsummenbons 
(Z-Bons) als Beleg über die Buchung der verdichteten Tagessummen aufzubewahren.


41 c) Zu Unrecht meint die Klägerin, sie sei in den Streitjahren 2007 bis 2009 jedenfalls im Hinblick auf das 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) vom 9. Januar 1996 IV A 8-S 0310-5/95 (BStBl I 
1996, 34) nur zur Aufbewahrung und Speicherung der Z-Bons verpflichtet gewesen. Es handelt sich bei 
diesem BMF-Schreiben um eine norminterpretierende Verwaltungsvorschrift, die als solche keine 
Rechtsnormqualität besitzt und die Gerichte nicht bindet (vgl. BFH-Urteil vom 24. September 2013 
VI R 48/12, BFH/NV 2014, 341).


42 Norminterpretierende Verwaltungsanweisungen, die die gleichmäßige Auslegung und Anwendung des Rechts 
sichern sollen, können im Allgemeinen weder eine einer Rechtsnorm vergleichbare Bindung aller 
Rechtsanwender noch eine Bindung nach dem Grundsatz von Treu und Glauben herbeiführen. Eine von den 
Gerichten zu beachtende Selbstbindung der Verwaltung besteht lediglich ausnahmsweise in dem Bereich der 
ihr vom Gesetz eingeräumten Entscheidungsfreiheit, also im Bereich des Ermessens, der Billigkeit (z.B. bei 
Änderung der Rechtsprechung) und der Typisierung oder Pauschalierung (BFH-Urteile vom 26. April 1995 
XI R 81/93, BFHE 178, 4, BStBl II 1995, 754, und vom 7. Dezember 2005 I R 123/04, BFH/NV 2006, 1097). 
Um einen solchen Fall handelt es sich bei der Gewährung von Aufbewahrungserleichterungen für 
Kassengrundaufzeichnungen indes nicht.


43 4. Da die Klägerin zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe und zur Aufbewahrung der entsprechenden 
Aufzeichnungen verpflichtet war, durfte das FA im Rahmen der Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 6 Satz 2 
Alternative 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 AO die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten 
Daten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Prüfung anfordern.


44 a) Unschädlich ist zunächst, dass die Daten mittels eines der eigentlichen Buchführung vorgelagerten 
(Kassen-)Systems erstellt wurden, da dem Datenzugriff grundsätzlich auch die Daten aus vorgeschalteten 
Systemen oder Nebensystemen unterfallen (z.B. Schüßler, Der Datenzugriff der Finanzverwaltung im 
Rahmen der (digitalen) Außenprüfung, S. 76, m.w.N.; vgl. auch Jochum, Die Mitwirkungspflichten des 
Steuerpflichtigen in der Außenprüfung, S. 195 ff.). Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die in einem 
Vorsystem --wie einem Kassensystem-- erzeugten (steuerrelevanten und aufbewahrungspflichtigen) Daten in 
verdichteter Form in das eigentliche Buchführungssystem übergeben werden (vgl. hierzu auch BMF-
Schreiben vom 14. November 2014 IV A 4 - S 0316/13/10003, BStBl I 2014, 1450, insb. Rz 20).
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45 b) Soweit die Klägerin meint, die Anforderung sei schon deshalb rechtswidrig, weil sie zu unbestimmt sei bzw. 
weil das FA keine Daten, sondern eine Datei angefordert habe, greift dieser Einwand nicht durch.


46 aa) Bei verständiger Würdigung ist zunächst davon auszugehen, dass der Gesetzgeber auch eine "Datei" 
--also einen Bestand inhaltlich zusammengehöriger Daten, der auf einem Datenträger oder Speichermedium 
abgelegt und gespeichert ist-- meint, wenn er in § 147 Abs. 6 AO von "Daten" spricht.


47 Die Datenzugriffsmöglichkeit der Finanzverwaltung setzt zwingend voraus, dass die zunächst "flüchtigen" 
Daten (im Streitfall die Informationen im Zusammenhang mit den einzelnen Verkaufsvorgängen) systematisch 
in einer Datei abgelegt werden und so erhalten bleiben. Dass die Datei ggf. für den Datenzugriff "neu" erzeugt 
werden muss, ist ebenfalls kein Hinderungsgrund, sondern vielmehr Folge der der Finanzverwaltung in § 147 
Abs. 6 Satz 2 Alternative 2 AO eingeräumten Möglichkeit der Anforderung eines Datenträgers (sog. "Z3 
Zugriff"; zu den Datenzugriffsmöglichkeiten der Finanzverwaltung vgl. z.B. Burchert, Die Information für 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, 2006, 744, 745 f.).


48 bb) Dem FA war zudem bekannt, dass das von der Klägerin verwandte Apothekenkassensystem des 
Anbieters X vorsah, die Daten des Warenverkaufsjournals zur Ermöglichung des Datenzugriffs der 
Finanzverwaltung in einer speziellen Datei ("vk_verkaeufe…csv") abzulegen. Dementsprechend durfte das 
FA davon ausgehen, in dieser Datei befänden sich die steuerrelevanten Kassendaten 
(Grundaufzeichnungen).


49 Der Senat hat keine Bedenken, dass das FA in diesem Fall zur Bestimmung der Datenanforderung den vom 
System vorgegebenen Dateinamen verwandt hat, zumal das FA mehrfach unmissverständlich klargestellt hat, 
es gehe um die "Einzeldaten der Registrierkasse (Journal der EDV-Kasse)" bzw. um die "von der Firma X 
gelieferten Daten über die Warenverkäufe" und der Bestandteil "vk_verkaeufe" die Steuerrelevanz der 
(Grund-)Aufzeichnungen impliziert. Zweifel, worauf sich das Datenanforderungsverlangen des FA bezog, 
konnten bei der Klägerin nicht entstehen.


50 Eine --wie die Klägerin fordert-- detaillierte Auflistung der einzelnen Datensätze würde dagegen voraussetzen, 
dass die Finanzverwaltung nicht nur den Anbieter sowie das System bzw. Programm mit seinem Inhalt und 
der jeweiligen Arbeitsweise, sondern bspw. auch die Programmversion im Einzelnen kennt. Bei der Vielzahl 
der auf dem Markt vorhandenen unterschiedlichen Systeme und Programme sowie ihrer Schnelllebigkeit wird 
der Finanzverwaltung dies regelmäßig nicht möglich sein. Die Anforderungen an die Verwaltung würden 
überspannt.


51 cc) Mit der Anforderung der "Einzeldaten der Registrierkasse (Journal der EDV-Kasse)" und der "von der 
Firma X gelieferten Daten über die Warenverkäufe" verstößt das FA auch nicht gegen das Übermaßverbot.


52 Mit der Bereitstellung der standardisierten Datei "vk_verkaeufe" im csv-Format für den Datenexport im 
Rahmen der digitalen Außenprüfung hat X für die Klägerin die dieser obliegende Qualifizierung der steuerlich 
relevanten Kassendaten übernommen. Soweit die Klägerin der Ansicht sein sollte, einzelne in der Datei 
enthaltene Daten seien nicht steuerrelevant, obliegt es ihr, diese zu selektieren (sog. Erstqualifikationsrecht, 
vgl. z.B. BMF-Schreiben vom 14. November 2014 IV A 4 –S0316/13/10003, BStBl I 2014, 1450, Rz 160 f.; 
Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. --IDW--, FN-IDW 2012 [Beiheft zu Nr. 11], B 12). Hat sie 
bspw. in der Datei patientenbezogene Daten abgelegt, deren Herausgabe sie nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. c AO verweigern darf (vgl. BFH-Urteil vom 28. Oktober 2009 VIII R 78/05, BFHE 227, 338, BStBl II 
2010, 455, unter II.4.g dd für einen Rechtsanwalt/Steuerberater als Berufsgeheimnisträger), kann sie diese 
aus der Datei entfernen. Ist ihr dies nicht möglich, kann sie den Zugriff auf die Datei "vk_verkaeufe…csv" mit 
den Kasseneinzeldaten nicht verweigern (zutreffend Bellinger, StBp 2011, 305, 308; ders. StBp 2013, 278, 
279; vgl. auch BFH-Beschluss in BFHE 219, 19, BStBl II 2008, 415, unter II.4.). Sie trägt die Verantwortung 
und damit auch das Risiko, wenn sie steuerrelevante und nicht steuerrelevante Daten ununterscheidbar 
vermengt haben sollte.


53 c) Anzeichen, dass das FA sein Ermessen, ob und in welcher Form es auf Daten Zugriff nehmen möchte, 
fehlerhaft ausgeübt haben könnte, sind nicht ersichtlich. Ermessensfehler werden von der Klägerin auch nicht 
geltend gemacht.


54 5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 27/15 vom 15.4.2015
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Seite 4  1. Allgemeines 


1  Die betrieblichen Abläufe in den Unternehmen werden ganz oder teilweise unter Ein-
satz von Informations- und Kommunikations-Technik abgebildet. 


2 Auch die nach außersteuerlichen oder steuerlichen Vorschriften zu führenden Bücher 
und sonst erforderlichen Aufzeichnungen werden in den Unternehmen zunehmend in 
elektronischer Form geführt (z. B. als Datensätze). Darüber hinaus werden in den 
Unternehmen zunehmend die aufbewahrungspflichtigen Unterlagen in elektronischer 
Form (z. B. als elektronische Dokumente) aufbewahrt. 


1.1 Nutzbarmachung außersteuerlicher Buchführungs- und Aufzeichnungs-
pflichten für das Steuerrecht 


3 Nach § 140 AO sind die außersteuerlichen Buchführungs- und Aufzeichnungspflich-
ten, die für die Besteuerung von Bedeutung sind, auch für das Steuerrecht zu erfüllen. 
Außersteuerliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten ergeben sich insbeson-
dere aus den Vorschriften der §§ 238 ff. HGB und aus den dort bezeichneten handels-
rechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB). Für einzelne Rechts-
formen ergeben sich flankierende Aufzeichnungspflichten z. B. aus §§ 91 ff. Aktien-
gesetz, §§ 41 ff. GmbH-Gesetz oder § 33 Genossenschaftsgesetz. Des Weiteren sind 
zahlreiche gewerberechtliche oder branchenspezifische Aufzeichnungsvorschriften 
vorhanden, die gem. § 140 AO im konkreten Einzelfall für die Besteuerung von 
Bedeutung sind, wie z. B. Apothekenbetriebsordnung, Eichordnung, Fahrlehrergesetz, 
Gewerbeordnung, § 26 Kreditwesengesetz oder § 55 Versicherungsaufsichtsgesetz.  


1.2 Steuerliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten 


4  Steuerliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten ergeben sich sowohl aus der 
Abgabenordnung (z. B. §§ 90 Absatz 3, 141 bis 144 AO), als auch aus Einzelsteuerge-
setzen (z. B. § 22 UStG, § 4 Absatz 3 Satz 5, § 4 Absatz 4a Satz 6, § 4 Absatz 7 und 
§ 41 EStG). 


1.3 Aufbewahrung von Unterlagen zu Geschäftsvorfällen und von solchen 
Unterlagen, die zum Verständnis und zur Überprüfung der für die Besteue-
rung gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeichnungen von Bedeutung sind 


5 Neben den außersteuerlichen und steuerlichen Büchern, Aufzeichnungen und Unter-
lagen zu Geschäftsvorfällen sind alle Unterlagen aufzubewahren, die zum Verständnis 
und zur Überprüfung der für die Besteuerung gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeich-
nungen im Einzelfall von Bedeutung sind (vgl. BFH-Urteil vom 24. Juni 2009, 
BStBl II 2010 S. 452).  
Dazu zählen neben Unterlagen in Papierform auch alle Unterlagen in Form von Daten, 
Datensätzen und elektronischen Dokumenten, die dokumentieren, dass die Ordnungs-
vorschriften umgesetzt und deren Einhaltung überwacht wurde. Nicht aufbewahrungs-







 
Seite 5  pflichtig sind z. B. reine Entwürfe von Handels- oder Geschäftsbriefen, sofern diese 


nicht tatsächlich abgesandt wurden. 


Beispiel 1: 
Dienen Kostenstellen der Bewertung von Wirtschaftsgütern, von Rückstellungen oder 
als Grundlage für die Bemessung von Verrechnungspreisen sind diese Aufzeichnun-
gen aufzubewahren, soweit sie zur Erläuterung steuerlicher Sachverhalte benötigt wer-
den. 


6 Form, Umfang und Inhalt dieser im Sinne der Rzn. 3 bis 5 nach außersteuerlichen und 
steuerlichen Rechtsnormen aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Unterlagen 
(Daten, Datensätze sowie Dokumente in elektronischer oder Papierform) und der zu 
ihrem Verständnis erforderlichen Unterlagen werden durch den Steuerpflichtigen 
bestimmt. Eine abschließende Definition der aufzeichnungs- und aufbewahrungs-
pflichtigen Aufzeichnungen und Unterlagen ist nicht Gegenstand der nachfolgenden 
Ausführungen. Die Finanzverwaltung kann diese Unterlagen nicht abstrakt im Vorfeld 
für alle Unternehmen abschließend definieren, weil die betrieblichen Abläufe, die 
aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Aufzeichnungen und Unterlagen sowie 
die eingesetzten Buchführungs- und Aufzeichnungssysteme in den Unternehmen zu 
unterschiedlich sind.  


1.4 Ordnungsvorschriften 


7 Die Ordnungsvorschriften der §§ 145 bis 147 AO gelten für die vorbezeichneten 
Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen und der zu ihrem Verständnis erfor-
derlichen Unterlagen (vgl. Rzn. 3 bis 5; siehe auch Rzn. 23, 25 und 28). 


1.5 Führung von Büchern und sonst erforderlichen Aufzeichnungen auf 
Datenträgern 


8  Bücher und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen können nach § 146 Absatz 5 AO 
auch auf Datenträgern geführt werden, soweit diese Form der Buchführung einschließ-
lich des dabei angewandten Verfahrens den GoB entspricht (siehe unter 1.4.). Bei Auf-
zeichnungen, die allein nach den Steuergesetzen vorzunehmen sind, bestimmt sich die 
Zulässigkeit des angewendeten Verfahrens nach dem Zweck, den die Aufzeichnungen 
für die Besteuerung erfüllen sollen (§ 145 Absatz 2 AO; § 146 Absatz 5 Satz 1 2. HS 
AO). Unter diesen Voraussetzungen sind auch Aufzeichnungen auf Datenträgern 
zulässig. 


9 Somit sind alle Unternehmensbereiche betroffen, in denen betriebliche Abläufe durch 
DV-gestützte Verfahren abgebildet werden und ein Datenverarbeitungssystem (DV-
System, siehe auch Rz. 20) für die Erfüllung der in den Rzn. 3 bis 5 bezeichneten 
außersteuerlichen oder steuerlichen Buchführungs-, Aufzeichnungs- und Aufbewah-
rungspflichten verwendet wird (siehe auch unter 11.1 zum Datenzugriffsrecht).  
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fieverfahren) können angesichts der rasch fortschreitenden Entwicklung und der eben-
falls notwendigen Betrachtung des organisatorischen Umfelds nicht festgelegt werden. 
Im Zweifel ist über einen Analogieschluss festzustellen, ob die Ordnungsvorschriften 
eingehalten wurden, z. B. bei einem Vergleich zwischen handschriftlich geführten 
Handelsbüchern und Unterlagen in Papierform, die in einem verschlossenen Schrank 
aufbewahrt werden, einerseits und elektronischen Handelsbüchern und Unterlagen, die 
mit einem elektronischen Zugriffschutz gespeichert werden, andererseits. 


1.6 Beweiskraft von Buchführung und Aufzeichnungen, Darstellung von 
Beanstandungen durch die Finanzverwaltung 


11 Nach § 158 AO sind die Buchführung und die Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen, 
die den Vorschriften der §§ 140 bis 148 AO entsprechen, der Besteuerung zugrunde zu 
legen, soweit nach den Umständen des Einzelfalls kein Anlass besteht, ihre sachliche 
Richtigkeit zu beanstanden. Werden Buchführung oder Aufzeichnungen des Steuer-
pflichtigen im Einzelfall durch die Finanzverwaltung beanstandet, so ist durch die 
Finanzverwaltung der Grund der Beanstandung in geeigneter Form darzustellen. 


1.7 Aufzeichnungen 


12 Aufzeichnungen sind alle dauerhaft verkörperten Erklärungen über Geschäftsvorfälle 
in Schriftform oder auf Medien mit Schriftersatzfunktion (z. B. auf Datenträgern).  
Der Begriff der Aufzeichnungen umfasst Darstellungen in Worten, Zahlen, Symbolen 
und Grafiken.  


13 Werden Aufzeichnungen nach verschiedenen Rechtsnormen in einer Aufzeichnung 
zusammengefasst (z. B. nach §§ 238 ff. HGB und nach § 22 UStG), müssen die 
zusammengefassten Aufzeichnungen den unterschiedlichen Zwecken genügen. 
Erfordern verschiedene Rechtsnormen gleichartige Aufzeichnungen, so ist eine 
mehrfache Aufzeichnung für jede Rechtsnorm nicht erforderlich. 


1.8 Bücher 


14 Der Begriff ist funktional unter Anknüpfung an die handelsrechtliche Bedeutung zu 
verstehen. Die äußere Gestalt (gebundenes Buch, Loseblattsammlung oder Datenträ-
ger) ist unerheblich.  


15 Der Kaufmann ist verpflichtet, in den Büchern seine Handelsgeschäfte und die Lage 
des Vermögens ersichtlich zu machen (§ 238 Absatz 1 Satz 1 HGB). Der Begriff 
Bücher umfasst sowohl die Handelsbücher der Kaufleute (§§ 238 ff. HGB) als auch 
die diesen entsprechenden Aufzeichnungen von Geschäftsvorfällen der Nichtkauf-
leute. 
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16 Geschäftsvorfälle sind alle rechtlichen und wirtschaftlichen Vorgänge, die innerhalb 
eines bestimmten Zeitabschnitts den Gewinn bzw. Verlust oder die Vermögenszusam-
mensetzung in einem Unternehmen dokumentieren oder beeinflussen bzw. verändern 
(z. B. zu einer Veränderung des Anlage- und Umlaufvermögens sowie des Eigen- und 
Fremdkapitals führen). 


1.10 Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) 


17 Die GoB sind ein unbestimmter Rechtsbegriff, der insbesondere durch Rechtsnormen 
und Rechtsprechung geprägt ist und von der Rechtsprechung und Verwaltung jeweils 
im Einzelnen auszulegen und anzuwenden ist (BFH-Urteil vom 12. Mai 1966, BStBl III 
S. 372; BVerfG-Beschluss vom 10. Oktober 1961, 2 BvL 1/59, BVerfGE 13 S. 153).  


18 Die GoB können sich durch gutachterliche Stellungnahmen, Handelsbrauch, ständige 
Übung, Gewohnheitsrecht, organisatorische und technische Änderungen weiterent-
wickeln und sind einem Wandel unterworfen.  


19 Die GoB enthalten sowohl formelle als auch materielle Anforderungen an eine Buch-
führung. Die formellen Anforderungen ergeben sich insbesondere aus den §§ 238 ff. 
HGB für Kaufleute und aus den §§ 145 bis 147 AO für Buchführungs- und Aufzeich-
nungspflichtige (siehe unter 3.). Materiell ordnungsmäßig sind Bücher und Aufzeich-
nungen, wenn die Geschäftsvorfälle nachvollziehbar, vollständig, richtig, zeitgerecht 
und geordnet in ihrer Auswirkung erfasst und anschließend gebucht bzw. verarbeitet 
sind (vgl. §  239 Absatz 2 HGB, § 145 AO, § 146 Absatz 1 AO). Siehe Rz. 11 zur 
Beweiskraft von Buchführung und Aufzeichnungen.  


1.11 Datenverarbeitungssystem; Haupt-, Vor- und Nebensysteme 


20 Unter DV-System wird die im Unternehmen oder für Unternehmenszwecke zur elek-
tronischen Datenverarbeitung eingesetzte Hard- und Software verstanden, mit denen 
Daten und Dokumente im Sinne der Rzn. 3 bis 5 erfasst, erzeugt, empfangen, über-
nommen, verarbeitet, gespeichert oder übermittelt werden. Dazu gehören das Haupt-
system sowie Vor- und Nebensysteme (z. B. Finanzbuchführungssystem, Anlagen-
buchhaltung, Lohnbuchhaltungssystem, Kassensystem, Warenwirtschaftssystem, Zah-
lungsverkehrssystem, Taxameter, Geldspielgeräte, elektronische Waagen, Material-
wirtschaft, Fakturierung, Zeiterfassung, Archivsystem, Dokumenten-Management-
System) einschließlich der Schnittstellen zwischen den Systemen. Auf die Bezeich-
nung des DV-Systems oder auf dessen Größe (z. B. Einsatz von Einzelgeräten oder 
von Netzwerken) kommt es dabei nicht an. 


2. Verantwortlichkeit 


21 Für die Ordnungsmäßigkeit elektronischer Bücher und sonst erforderlicher elektroni-
scher Aufzeichnungen im Sinne der Rzn. 3 bis 5, einschließlich der eingesetzten Ver-
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oder vollständigen organisatorischen und technischen Auslagerung von Buchführungs- 
und Aufzeichnungsaufgaben auf Dritte (z. B. Steuerberater oder Rechenzentrum).  


3. Allgemeine Anforderungen 


22 Die Ordnungsmäßigkeit elektronischer Bücher und sonst erforderlicher elektronischer 
Aufzeichnungen im Sinne der Rzn. 3 bis 5 ist nach den gleichen Prinzipien zu beurtei-
len wie die Ordnungsmäßigkeit bei manuell erstellten Büchern oder Aufzeichnungen. 


23 Das Erfordernis der Ordnungsmäßigkeit erstreckt sich - neben den elektronischen 
Büchern und sonst erforderlichen Aufzeichnungen - auch auf die damit in Zusammen-
hang stehenden Verfahren und Bereiche des DV-Systems (siehe unter 1.11), da die 
Grundlage für die Ordnungsmäßigkeit elektronischer Bücher und sonst erforderlicher 
Aufzeichnungen bereits bei der Entwicklung und Freigabe von Haupt-, Vor- und 
Nebensystemen einschließlich des dabei angewandten DV-gestützten Verfahrens 
gelegt wird. Die Ordnungsmäßigkeit muss bei der Einrichtung und unternehmensspe-
zifischen Anpassung des DV-Systems bzw. der DV-gestützten Verfahren im konkre-
ten Unternehmensumfeld und für die Dauer der Aufbewahrungsfrist erhalten bleiben. 


24 Die Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit ergeben sich aus: 
• außersteuerlichen Rechtsnormen (z. B. den handelsrechtlichen GoB gem. §§ 238, 


239, 257, 261 HGB), die gem. § 140 AO für das Steuerrecht nutzbar gemacht wer-
den können, wenn sie für die Besteuerung von Bedeutung sind und 


• steuerlichen Ordnungsvorschriften (insbesondere gem. §§ 145 bis 147 AO).  


25 Die allgemeinen Ordnungsvorschriften in den §§ 145 bis 147 AO gelten nicht nur für 
Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten nach § 140 AO und nach den §§ 141 bis 
144 AO. Insbesondere § 145 Absatz 2 AO betrifft alle zu Besteuerungszwecken 
gesetzlich geforderten Aufzeichnungen, also auch solche, zu denen der Steuerpflichti-
ge aufgrund anderer Steuergesetze verpflichtet ist, wie z. B. nach § 4 Absatz 3 Satz 5, 
Absatz 7 EStG und nach § 22 UStG (BFH-Urteil vom 24. Juni 2009, BStBl II 2010 
S. 452).  


26 Demnach sind bei der Führung von Büchern in elektronischer oder in Papierform und 
sonst erforderlicher Aufzeichnungen in elektronischer oder in Papierform im Sinne der 
Rzn. 3 bis 5 die folgenden Anforderungen zu beachten: 


• Grundsatz der Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit (siehe unter 3.1), 
• Grundsätze der Wahrheit, Klarheit und fortlaufenden Aufzeichnung (siehe 


unter 3.2): 
 Vollständigkeit (siehe unter 3.2.1), 
 Richtigkeit (siehe unter 3.2.2), 
 zeitgerechte Buchungen und Aufzeichnungen (siehe unter 3.2.3), 
 Ordnung (siehe unter 3.2.4), 
 Unveränderbarkeit (siehe unter 3.2.5).  
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erfüllt werden und erhalten bleiben. 


28 Nach § 146 Absatz 6 AO gelten die Ordnungsvorschriften auch dann, wenn der Unter-
nehmer elektronische Bücher und Aufzeichnungen führt, die für die Besteuerung von 
Bedeutung sind, ohne hierzu verpflichtet zu sein.  


29 Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit rechtfertigt es nicht, dass Grundprinzipien der 
Ordnungsmäßigkeit verletzt und die Zwecke der Buchführung erheblich gefährdet 
werden. Die zur Vermeidung einer solchen Gefährdung erforderlichen Kosten muss 
der Steuerpflichtige genauso in Kauf nehmen wie alle anderen Aufwendungen, die die 
Art seines Betriebes mit sich bringt (BFH-Urteil vom 26. März 1968, BStBl II S. 527). 


3.1 Grundsatz der Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit (§ 145 Absatz 1 AO, 
§ 238 Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 HGB) 


30 Die Verarbeitung der einzelnen Geschäftsvorfälle sowie das dabei angewandte Buch-
führungs- oder Aufzeichnungsverfahren müssen nachvollziehbar sein. Die Buchungen 
und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen müssen durch einen Beleg nachgewiesen 
sein oder nachgewiesen werden können (Belegprinzip, siehe auch unter 4.).  


31 Aufzeichnungen sind so vorzunehmen, dass der Zweck, den sie für die Besteuerung 
erfüllen sollen, erreicht wird. Damit gelten die nachfolgenden Anforderungen der pro-
gressiven und retrograden Prüfbarkeit - soweit anwendbar - sinngemäß.  


32 Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten 
innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die 
Lage des Unternehmens vermitteln kann. Die Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer 
Entstehung und Abwicklung lückenlos verfolgen lassen (progressive und retrograde 
Prüfbarkeit).  


33 Die progressive Prüfung beginnt beim Beleg, geht über die Grund(buch)aufzeichnun-
gen und Journale zu den Konten, danach zur Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung 
und schließlich zur Steueranmeldung bzw. Steuererklärung. Die retrograde Prüfung 
verläuft umgekehrt. Die progressive und retrograde Prüfung muss für die gesamte 
Dauer der Aufbewahrungsfrist und in jedem Verfahrensschritt möglich sein.  


34 Die Nachprüfbarkeit der Bücher und sonst erforderlichen Aufzeichnungen erfordert 
eine aussagekräftige und vollständige Verfahrensdokumentation (siehe unter 10.1), die 
sowohl die aktuellen als auch die historischen Verfahrensinhalte für die Dauer der 
Aufbewahrungsfrist nachweist und den in der Praxis eingesetzten Versionen des DV-
Systems entspricht.  


35 Die Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit muss für die Dauer der Aufbewahrungs-
frist gegeben sein. Dies gilt auch für die zum Verständnis der Buchführung oder Auf-
zeichnungen erforderliche Verfahrensdokumentation. 
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3.2.1 Vollständigkeit (§ 146 Absatz 1 AO, § 239 Absatz 2 HGB) 


36 Die Geschäftsvorfälle sind vollzählig und lückenlos aufzuzeichnen (Grundsatz der 
Einzelaufzeichnungspflicht). Eine vollzählige und lückenlose Aufzeichnung von 
Geschäftsvorfällen ist auch dann gegeben, wenn zulässigerweise nicht alle Datenfelder 
eines Datensatzes gefüllt werden.  


37 Die GoB erfordern in der Regel die Aufzeichnung jedes Geschäftsvorfalls - also auch 
jeder Betriebseinnahme und Betriebsausgabe, jeder Einlage und Entnahme - in einem 
Umfang, der eine Überprüfung seiner Grundlagen, seines Inhalts und seiner Bedeu-
tung für den Betrieb ermöglicht. Das bedeutet nicht nur die Aufzeichnung der in Geld 
bestehenden Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des Geschäfts und des Namens 
des Vertragspartners (BFH-Urteil vom 12. Mai 1966, BStBl III S. 372) - soweit 
zumutbar, mit ausreichender Bezeichnung des Geschäftsvorfalls (BFH-Urteil vom 
1. Oktober 1969, BStBl 1970 II S. 45). Branchenspezifische Mindestaufzeichnungs-
pflichten und Zumutbarkeitsgesichtspunkte sind zu berücksichtigen. 


Beispiele 2 zu branchenspezifisch entbehrlichen Aufzeichnungen und zur Zumutbar-
keit: 


• In einem Einzelhandelsgeschäft kommt zulässigerweise eine PC-Kasse ohne Kun-
denverwaltung zum Einsatz. Die Namen der Kunden werden bei Bargeschäften 
nicht erfasst und nicht beigestellt. - Keine Beanstandung. 


• Bei einem Taxiunternehmer werden Angaben zum Kunden im Taxameter nicht 
erfasst und nicht beigestellt. - Keine Beanstandung.  


38 Dies gilt auch für Bareinnahmen; der Umstand der sofortigen Bezahlung rechtfertigt 
keine Ausnahme von diesem Grundsatz (BFH-Urteil vom 26. Februar 2004, BStBl II 
S. 599). 


39 Aus Gründen der Zumutbarkeit und Praktikabilität hat der BFH in der Vergangenheit 
eine Pflicht der Einzelaufzeichnung für den Einzelhandel und vergleichbare Berufs-
gruppen verneint (BFH-Urteil vom 12. Mai 1966, BStBl III S. 372; z. B. bei einer 
Vielzahl von einzelnen Geschäften mit geringem Wert, Verkauf von Waren an der 
Person nach unbekannte Kunden über den Ladentisch gegen Barzahlung). Werden 
elektronische Grund(buch)aufzeichnungen zur Erfüllung der Einzelaufzeichnungs-
pflicht tatsächlich technisch, betriebswirtschaftlich und praktisch geführt, dann sind 
diese Daten auch aufzubewahren und in maschinell auswertbarer Form vorzulegen. 
Insoweit stellt sich die Frage der Zumutbarkeit und Praktikabilität nicht. 


Das BMF-Schreiben vom 5. April 2004 (IV D 2 - S 0315 - 4/04, BStBl I S. 419) bleibt 
unberührt.  


40 Die vollständige und lückenlose Erfassung und Wiedergabe aller Geschäftsvorfälle ist 
bei DV-Systemen durch ein Zusammenspiel von technischen (einschließlich program-
mierten) und organisatorischen Kontrollen sicherzustellen (z. B. Erfassungskontrollen, 
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matisierte Vergabe von Datensatznummern, Lückenanalyse oder Mehrfachbelegungs-
analyse bei Belegnummern).  


41 Ein und derselbe Geschäftsvorfall darf nicht mehrfach aufgezeichnet werden. 


Beispiel 3: 
Ein Wareneinkauf wird gewinnwirksam durch Erfassung des zeitgleichen Liefer-
scheins und später nochmals mittels Erfassung der (Sammel)rechnung erfasst und 
verbucht. Keine mehrfache Aufzeichnung eines Geschäftsvorfalles in verschiedenen 
Systemen oder mit verschiedenen Kennungen (z .B. für Handelsbilanz, für steuerliche 
Zwecke) liegt vor, soweit keine mehrfache bilanzielle oder gewinnwirksame Auswir-
kung gegeben ist.  


42 Zusammengefasste oder verdichtete Aufzeichnungen im Hauptbuch (Konto) sind 
zulässig, sofern sie nachvollziehbar in ihre Einzelpositionen in den Grund(buch)auf-
zeichnungen oder des Journals aufgegliedert werden können. Andernfalls ist die Nach-
vollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit nicht gewährleistet.  


43 Die Erfassung oder Verarbeitung von tatsächlichen Geschäftsvorfällen darf nicht 
unterdrückt werden. So ist z. B. eine Bon- oder Rechnungserteilung ohne Registrie-
rung der bar vereinnahmten Beträge (Abbruch des Vorgangs) in einem DV-System 
unzulässig. 


3.2.2 Richtigkeit (§ 146 Absatz 1 AO, § 239 Absatz 2 HGB) 


44 Geschäftsvorfälle sind in Übereinstimmung mit den tatsächlichen Verhältnissen und 
im Einklang mit den rechtlichen Vorschriften inhaltlich zutreffend durch Belege abzu-
bilden (BFH-Urteil vom 24. Juni 1997, BStBl II 1998 S. 51), der Wahrheit entspre-
chend aufzuzeichnen und bei kontenmäßiger Abbildung zutreffend zu kontieren. 
  


3.2.3 Zeitgerechte Buchungen und Aufzeichnungen (§ 146 Absatz 1 AO, § 239 
Absatz 2 HGB) 


45 Das Erfordernis „zeitgerecht“ zu buchen verlangt, dass ein zeitlicher Zusammenhang 
zwischen den Vorgängen und ihrer buchmäßigen Erfassung besteht (BFH-Urteil vom 
25. März 1992, BStBl II S. 1010; BFH-Urteil vom 5. März 1965, BStBl III S. 285).
   


46 Jeder Geschäftsvorfall ist zeitnah, d. h. möglichst unmittelbar nach seiner Entstehung in 
einer Grundaufzeichnung oder in einem Grundbuch zu erfassen. Nach den GoB müssen 
die Geschäftsvorfälle grundsätzlich laufend gebucht werden (Journal). Es widerspricht 
dem Wesen der kaufmännischen Buchführung, sich zunächst auf die Sammlung von 
Belegen zu beschränken und nach Ablauf einer langen Zeit auf Grund dieser Belege die 
Geschäftsvorfälle in Grundaufzeichnungen oder Grundbüchern einzutragen (vgl. BFH-
Urteil vom 10. Juni 1954, BStBl III S. 298). Die Funktion der Grund(buch)aufzeichnun-
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werden (§ 239 Absatz 4 HGB; § 146 Absatz 5 AO; H 5.2 „Grundbuchaufzeichnungen“ 
EStH).  


47 Jede nicht durch die Verhältnisse des Betriebs oder des Geschäftsvorfalls zwingend 
bedingte Zeitspanne zwischen dem Eintritt des Vorganges und seiner laufenden Erfas-
sung in Grund(buch)aufzeichnungen ist bedenklich. Eine Erfassung von unbaren 
Geschäftsvorfällen innerhalb von zehn Tagen ist unbedenklich (vgl. BFH-Urteil vom 
2. Oktober 1968, BStBl 1969 II S. 157; BFH-Urteil vom 26. März 1968, BStBl II 
S. 527 zu Verbindlichkeiten und zu Debitoren). Wegen der Forderung nach zeitnaher 
chronologischer Erfassung der Geschäftsvorfälle ist zu verhindern, dass die Geschäfts-
vorfälle buchmäßig für längere Zeit in der Schwebe gehalten werden und sich hier-
durch die Möglichkeit eröffnet, sie später anders darzustellen, als sie richtigerweise 
darzustellen gewesen wären, oder sie ganz außer Betracht zu lassen und im privaten, 
sich in der Buchführung nicht niederschlagenden Bereich abzuwickeln. Bei zeitlichen 
Abständen zwischen der Entstehung eines Geschäftsvorfalls und seiner Erfassung sind 
daher geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Vollständigkeit zu treffen.  


48 Kasseneinnahmen und Kassenausgaben sollen nach § 146 Absatz 1 Satz 2 AO täglich 
festgehalten werden. 


49 Es ist nicht zu beanstanden, wenn Waren- und Kostenrechnungen, die innerhalb von 
acht Tagen nach Rechnungseingang oder innerhalb der ihrem gewöhnlichen Durchlauf 
durch den Betrieb entsprechenden Zeit beglichen werden, kontokorrentmäßig nicht 
(z. B. Geschäftsfreundebuch, Personenkonten) erfasst werden (vgl. R 5.2 Absatz 1 
EStR).  


50 Werden bei der Erstellung der Bücher Geschäftsvorfälle nicht laufend, sondern nur 
periodenweise gebucht bzw. den Büchern vergleichbare Aufzeichnungen der Nicht-
buchführungspflichtigen nicht laufend, sondern nur periodenweise erstellt, dann ist 
dies unter folgenden Voraussetzungen nicht zu beanstanden: 


• Die Erfassung der unbaren Geschäftsvorfälle eines Monats erfolgt bis zum Ablauf 
des folgenden Monats in den Büchern bzw. den Büchern vergleichbare Aufzeich-
nungen der Nichtbuchführungspflichtigen und 


• durch organisatorische Vorkehrungen ist sichergestellt, dass die Unterlagen bis zu 
ihrer Erfassung nicht verloren gehen, z. B. durch laufende Nummerierung der ein-
gehenden und ausgehenden Rechnungen, durch Ablage in besonderen Mappen und 
Ordnern oder durch elektronische Grund(buch)aufzeichnungen in Kassensystemen, 
Warenwirtschaftssystemen, Fakturierungssystemen etc.  


51 Jeder Geschäftsvorfall ist periodengerecht der Abrechnungsperiode zuzuordnen, in der 
er angefallen ist. Zwingend ist die Zuordnung zum jeweiligen Geschäftsjahr oder zu 
einer nach Gesetz, Satzung oder Rechnungslegungszweck vorgeschriebenen kürzeren 
Rechnungsperiode.  
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nach Eingang oder Entstehung mittels DV-System (elektronische Grund(buch)auf-
zeichnungen), so stellt sich die Frage der Zumutbarkeit und Praktikabilität hinsichtlich 
der zeitgerechten Erfassung/Belegsicherung und längerer Fristen nicht. Erfüllen die 
Erfassungen Belegfunktion bzw. dienen sie der Belegsicherung (auch für Vorsysteme, 
wie Kasseneinzelaufzeichnungen und Warenwirtschaftssystem), dann ist eine unproto-
kollierte Änderung nicht mehr zulässig (siehe unter 3.2.5). Bei zeitlichen Abständen 
zwischen Erfassung und Buchung, die über den Ablauf des folgenden Monats hinaus-
gehen, sind die Ordnungsmäßigkeitsanforderungen nur dann erfüllt, wenn die 
Geschäftsvorfälle vorher fortlaufend richtig und vollständig in Grund(buch)aufzeich-
nungen oder Grundbüchern festgehalten werden. Zur Erfüllung der Funktion der 
Grund(buch)aufzeichnung vgl. Rz. 46. 


3.2.4 Ordnung (§ 146 Absatz 1 AO, § 239 Absatz 2 HGB) 


53 Der Grundsatz der Klarheit verlangt u. a. eine systematische Erfassung und übersicht-
liche, eindeutige und nachvollziehbare Buchungen.  


54 Die geschäftlichen Unterlagen dürfen nicht planlos gesammelt und aufbewahrt wer-
den. Ansonsten würde dies mit zunehmender Zahl und Verschiedenartigkeit der 
Geschäftsvorfälle zur Unübersichtlichkeit der Buchführung führen, einen jederzeitigen 
Abschluss unangemessen erschweren und die Gefahr erhöhen, dass Unterlagen verlo-
rengehen oder später leicht aus dem Buchführungswerk entfernt werden können. 
Hieraus folgt, dass die Bücher und Aufzeichnungen nach bestimmten Ordnungsprinzi-
pien geführt werden müssen und eine Sammlung und Aufbewahrung der Belege not-
wendig ist, durch die im Rahmen des Möglichen gewährleistet wird, dass die 
Geschäftsvorfälle leicht und identifizierbar feststellbar und für einen die Lage des 
Vermögens darstellenden Abschluss unverlierbar sind (BFH-Urteil vom 26. März 
1968, BStBl II S. 527).  


55 In der Regel verstößt die nicht getrennte Verbuchung von baren und unbaren 
Geschäftsvorfällen oder von nicht steuerbaren, steuerfreien und steuerpflichtigen 
Umsätzen ohne genügende Kennzeichnung gegen die Grundsätze der Wahrheit und 
Klarheit einer kaufmännischen Buchführung. Die nicht getrennte Aufzeichnung von 
nicht steuerbaren, steuerfreien und steuerpflichtigen Umsätzen ohne genügende 
Kennzeichnung verstößt in der Regel gegen steuerrechtliche Anforderungen (z. B. 
§ 22 UStG). 


56 Bei der doppelten Buchführung sind die Geschäftsvorfälle so zu verarbeiten, dass sie 
geordnet darstellbar sind und innerhalb angemessener Zeit ein Überblick über die Ver-
mögens- und Ertragslage gewährleistet ist.  


57 Die Buchungen müssen einzeln und sachlich geordnet nach Konten dargestellt (Kon-
tenfunktion) und unverzüglich lesbar gemacht werden können. Damit bei Bedarf für 
einen zurückliegenden Zeitpunkt ein Zwischenstatus oder eine Bilanz mit Gewinn- 
und Verlustrechnung aufgestellt werden kann, sind die Konten nach Abschlusspositio-
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siehe unter 5.4). 


3.2.5 Unveränderbarkeit (§ 146 Absatz 4 AO, § 239 Absatz 3 HGB) 


58 Eine Buchung oder eine Aufzeichnung darf nicht in einer Weise verändert werden, 
dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch solche Veränderungen 
dürfen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie 
ursprünglich oder erst später gemacht worden sind (§ 146 Absatz 4 AO, § 239 
Absatz 3 HGB).   


59 Veränderungen und Löschungen von und an elektronischen Buchungen oder Auf-
zeichnungen (vgl. Rzn. 3 bis 5) müssen daher so protokolliert werden, dass die Vor-
aussetzungen des § 146 Absatz 4 AO bzw. § 239 Absatz 3 HGB erfüllt sind (siehe 
auch unter 8). Für elektronische Dokumente und andere elektronische Unterlagen, die 
gem. § 147 AO aufbewahrungspflichtig und nicht Buchungen oder Aufzeichnungen 
sind, gilt dies sinngemäß.  


Beispiel 4: 
Der Steuerpflichtige erstellt über ein Fakturierungssystem Ausgangsrechnungen und 
bewahrt die inhaltlichen Informationen elektronisch auf (zum Beispiel in seinem Fak-
turierungssystem). Die Lesbarmachung der abgesandten Handels- und Geschäftsbriefe 
aus dem Fakturierungssystem erfolgt jeweils unter Berücksichtigung der in den aktuel-
len Stamm- und Bewegungsdaten enthaltenen Informationen. 


In den Stammdaten ist im Jahr 01 der Steuersatz 16 % und der Firmenname des Kun-
den A hinterlegt. Durch Umfirmierung des Kunden A zu B und Änderung des Steuer-
satzes auf 19 % werden die Stammdaten im Jahr 02 geändert. Eine Historisierung der 
Stammdaten erfolgt nicht. 


Der Steuerpflichtige ist im Jahr 02 nicht mehr in der Lage, die inhaltliche Überein-
stimmung der abgesandten Handels- und Geschäftsbriefe mit den ursprünglichen 
Inhalten bei Lesbarmachung sicher zu stellen.  


60 Der Nachweis der Durchführung der in dem jeweiligen Verfahren vorgesehenen Kon-
trollen ist u. a. durch Verarbeitungsprotokolle sowie durch die Verfahrensdokumenta-
tion (siehe unter 6. und unter 10.1) zu erbringen. 


4. Belegwesen (Belegfunktion) 


61 Jeder Geschäftsvorfall ist urschriftlich bzw. als Kopie der Urschrift zu belegen. Ist 
kein Fremdbeleg vorhanden, muss ein Eigenbeleg erstellt werden. Zweck der Belege 
ist es, den sicheren und klaren Nachweis über den Zusammenhang zwischen den 
Vorgängen in der Realität einerseits und dem aufgezeichneten oder gebuchten Inhalt in 
Büchern oder sonst erforderlichen Aufzeichnungen und ihre Berechtigung andererseits 
zu erbringen (Belegfunktion). Auf die Bezeichnung als „Beleg“ kommt es nicht an. 







 
Seite 15  Die Belegfunktion ist die Grundvoraussetzung für die Beweiskraft der Buchführung 


und sonst erforderlicher Aufzeichnungen. Sie gilt auch bei Einsatz eines DV-Systems.  


62 Inhalt und Umfang der in den Belegen enthaltenen Informationen sind insbesondere 
von der Belegart (z. B. Aufträge, Auftragsbestätigungen, Bescheide über Steuern oder 
Gebühren, betriebliche Kontoauszüge, Gutschriften, Lieferscheine, Lohn- und 
Gehaltsabrechnungen, Barquittungen, Rechnungen, Verträge, Zahlungsbelege) und der 
eingesetzten Verfahren abhängig.   


63 Empfangene oder abgesandte Handels- oder Geschäftsbriefe erhalten erst mit dem 
Kontierungsvermerk und der Verbuchung auch die Funktion eines Buchungsbelegs. 


64 Zur Erfüllung der Belegfunktionen sind deshalb Angaben zur Kontierung, zum Ord-
nungskriterium für die Ablage und zum Buchungsdatum auf dem Papierbeleg erfor-
derlich. Bei einem elektronischen Beleg kann dies auch durch die Verbindung mit 
einem Datensatz mit Angaben zur Kontierung oder durch eine elektronische Verknüp-
fung (z. B. eindeutiger Index, Barcode) erfolgen. Ein Steuerpflichtiger hat andernfalls 
durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Geschäftsvorfälle auch 
ohne Angaben auf den Belegen in angemessener Zeit progressiv und retrograd nach-
prüfbar sind.   


65 Ein Buchungsbeleg in Papierform oder in elektronischer Form (z. B. Rechnung) kann 
einen oder mehrere Geschäftsvorfälle enthalten.   


66 Aus der Verfahrensdokumentation (siehe unter 10.1) muss ersichtlich sein, wie die 
elektronischen Belege erfasst, empfangen, verarbeitet, ausgegeben und aufbewahrt 
(zur Aufbewahrung siehe unter 9.) werden. 


4.1 Belegsicherung 


67 Die Belege in Papierform oder in elektronischer Form sind zeitnah, d. h. möglichst 
unmittelbar nach Eingang oder Entstehung gegen Verlust zu sichern (vgl. zur zeitge-
rechten Belegsicherung unter 3.2.3, vgl. zur Aufbewahrung unter 9.).  


68 Bei Papierbelegen erfolgt eine Sicherung z. B. durch laufende Nummerierung der ein-
gehenden und ausgehenden Lieferscheine und Rechnungen, durch laufende Ablage in 
besonderen Mappen und Ordnern, durch zeitgerechte Erfassung in Grund(buch)auf-
zeichnungen oder durch laufende Vergabe eines Barcodes und anschließendes Scan-
nen.   


69 Bei elektronischen Belegen (z. B. Abrechnung aus Fakturierung) kann die laufende 
Nummerierung automatisch vergeben werden (z. B. durch eine eindeutige Belegnum-
mer).   


70 Die Belegsicherung kann organisatorisch und technisch mit der Zuordnung zwischen 
Beleg und Grund(buch)aufzeichnung oder Buchung verbunden werden. 
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71 Die Zuordnung zwischen dem einzelnen Beleg und der dazugehörigen Grund(buch)auf-
zeichnung oder Buchung kann anhand von eindeutigen Zuordnungsmerkmalen (z. B. 
Index, Paginiernummer, Dokumenten-ID) und zusätzlichen Identifikationsmerkmalen 
für die Papierablage oder für die Such- und Filtermöglichkeit bei elektronischer Beleg-
ablage gewährleistet werden. Gehören zu einer Grund(buch)aufzeichnung oder Buchung 
mehrere Belege (z. B. Rechnung verweist für Menge und Art der gelieferten 
Gegenstände nur auf Lieferschein), bedarf es zusätzlicher Zuordnungs- und Identifika-
tionsmerkmale für die Verknüpfung zwischen den Belegen und der Grund(buch)auf-
zeichnung oder Buchung.  


72 Diese Zuordnungs- und Identifizierungsmerkmale aus dem Beleg müssen bei der Auf-
zeichnung oder Verbuchung in die Bücher oder Aufzeichnungen übernommen werden, 
um eine progressive und retrograde Prüfbarkeit zu ermöglichen.   


73 Die Ablage der Belege und die Zuordnung zwischen Beleg und Aufzeichnung müssen 
in angemessener Zeit nachprüfbar sein. So kann z. B. Beleg- oder Buchungsdatum, 
Kontoauszugnummer oder Name bei umfangreichem Beleganfall mangels Eindeutig-
keit in der Regel kein geeignetes Zuordnungsmerkmal für den einzelnen Geschäftsvor-
fall sein. 


74 Beispiel 5: 
Ein Steuerpflichtiger mit ausschließlich unbaren Geschäftsvorfällen erhält nach 
Abschluss eines jeden Monats von seinem Kreditinstitut einen Kontoauszug in Papier-
form mit vielen einzelnen Kontoblättern. Für die Zuordnung der Belege und Aufzeich-
nungen erfasst der Unternehmer ausschließlich die Kontoauszugsnummer. Allein 
anhand der Kontoauszugsnummer - ohne zusätzliche Angabe der Blattnummer und der 
Positionsnummer - ist eine Zuordnung von Beleg und Aufzeichnung oder Buchung in 
angemessener Zeit nicht nachprüfbar. 


4.3 Erfassungsgerechte Aufbereitung der Buchungsbelege 


75 Eine erfassungsgerechte Aufbereitung der Buchungsbelege in Papierform oder die 
entsprechende Übernahme von Beleginformationen aus elektronischen Belegen 
(Daten, Datensätze, elektronische Dokumente und elektronische Unterlagen) ist 
sicherzustellen. Diese Aufbereitung der Belege ist insbesondere bei Fremdbelegen von 
Bedeutung, da der Steuerpflichtige im Allgemeinen keinen Einfluss auf die Gestaltung 
der ihm zugesandten Handels- und Geschäftsbriefe (z. B. Eingangsrechnungen) hat. 
  


76 Wenn für Geschäftsvorfälle keine bildhaften Urschriften empfangen oder abgesandt, 
sondern elektronische Meldungen ausgestellt wurden (z. B. EDI), dann erfüllen diese 
Meldungen mit ihrem vollständigen Dateninhalt die Belegfunktion und müssen mit 
ihrem vollständigen Inhalt gespeichert und aufbewahrt werden.   


  







 
Seite 17  77 Jedem Geschäftsvorfall muss ein Beleg zugrunde liegen, mit folgenden Inhalten: 


  


Bezeichnung Begründung 


Eindeutige Belegnummer (z. B. Index, 
Paginiernummer, Dokumenten-ID, 
fortlaufende Rechnungsausgangs-
nummer) 


  


Angabe zwingend (§ 146 Absatz 1 Satz 1 
AO, vollständig, geordnet) 


Kriterium für Vollständigkeitskontrolle 
(Belegsicherung) 


Bei umfangreichem Beleganfall ist Zuord-
nung und Identifizierung regelmäßig nicht 
aus Belegdatum oder anderen Merkmalen 
eindeutig ableitbar. 


Sofern die Fremdbelegnummer eine eindeu-
tige Zuordnung zulässt, kann auch diese 
verwendet werden. 


Belegaussteller und -empfänger Soweit dies zu den branchenüblichen Min-
destaufzeichnungspflichten gehört und 
keine Aufzeichnungserleichterungen 
bestehen (z. B. § 33 UStDV) 


Betrag bzw. Mengen- oder Wertanga-
ben, aus denen sich der zu buchende 
Betrag ergibt 


Angabe zwingend (BFH vom 12. Mai 1966, 
BStBl III S. 372); Dokumentation einer 
Veränderung des Anlage- und Umlaufver-
mögens sowie des Eigen- und Fremdkapi-
tals 


Währungsangabe und Wechselkurs bei 
Fremdwährung 


Ermittlung des Buchungsbetrags 


Hinreichende Erläuterung des 
Geschäftsvorfalls 


Hinweis auf BFH-Urteil vom 12. Mai 1966, 
BStBl III S. 372; BFH-Urteil vom 
1. Oktober 1969, BStBl II 1970 S. 45 


 


Belegdatum 


 


Angabe zwingend (§ 146 Absatz 1 Satz 1 
AO, zeitgerecht). 


Identifikationsmerkmale für eine chronolo-
gische Erfassung, bei Bargeschäften regel-
mäßig Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls 


Evtl. zusätzliche Erfassung der Belegzeit 
bei umfangreichem Beleganfall erforderlich 
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Bezeichnung Begründung 


Verantwortlicher Aussteller, soweit 
vorhanden 


Z. B. Bediener der Kasse 


 
Vgl. Rz. 85 zu den Inhalten der Grund(buch)aufzeichnungen. 
Vgl. Rz. 94 zu den Inhalten des Journals.  


78 Für umsatzsteuerrechtliche Zwecke können weitere Angaben erforderlich sein.  
Dazu gehören beispielsweise die Rechnungsangaben nach §§ 14, 14a UStG und § 33 
UStDV. 


79 Buchungsbelege sowie abgesandte oder empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe in 
Papierform oder in elektronischer Form enthalten darüber hinaus vielfach noch weitere 
Informationen, die zum Verständnis und zur Überprüfung der für die Besteuerung 
gesetzlich vorgeschriebenen Aufzeichnungen im Einzelfall von Bedeutung und damit 
ebenfalls aufzubewahren sind. Dazu gehören z. B.: 


• Mengen- oder Wertangaben zur Erläuterung des Buchungsbetrags, sofern nicht 
bereits unter Rz. 77 berücksichtigt, 


• Einzelpreis (z. B. zur Bewertung), 
• Valuta, Fälligkeit (z. B. zur Bewertung), 
• Angaben zu Skonti, Rabatten (z. B. zur Bewertung), 
• Zahlungsart (bar, unbar), 
• Angaben zu einer Steuerbefreiung.  


4.4 Besonderheiten 


80 Bei DV-gestützten Prozessen wird der Nachweis der zutreffenden Abbildung von 
Geschäftsvorfällen oft nicht durch konventionelle Belege erbracht (z. B. Buchungen 
aus Fakturierungssätzen, die durch Multiplikation von Preisen mit entnommenen Men-
gen aus der Betriebsdatenerfassung gebildet werden). Die Erfüllung der Belegfunktion 
ist dabei durch die ordnungsgemäße Anwendung des jeweiligen Verfahrens wie folgt 
nachzuweisen: 


• Dokumentation der programminternen Vorschriften zur Generierung der Buchun-
gen, 


• Nachweis oder Bestätigung, dass die in der Dokumentation enthaltenen Vorschrif-
ten einem autorisierten Änderungsverfahren unterlegen haben (u. a. Zugriffs-
schutz, Versionsführung, Test- und Freigabeverfahren), 


• Nachweis der Anwendung des genehmigten Verfahrens sowie 
• Nachweis der tatsächlichen Durchführung der einzelnen Buchungen. 


 
81 Bei Dauersachverhalten sind die Ursprungsbelege Basis für die folgenden Automatik-


buchungen. Bei (monatlichen) AfA-Buchungen nach Anschaffung eines abnutzbaren 
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weiteren Parametern (z. B. Nutzungsdauer) aufbewahrungspflichtig. Aus der Verfah-
rensdokumentation und der ordnungsmäßigen Anwendung des Verfahrens muss der 
automatische Buchungsvorgang nachvollziehbar sein. 


5. Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfolge und in sachli-
cher Ordnung (Grund(buch)aufzeichnungen, Journal- und Kontenfunktion) 


82 Der Steuerpflichtige hat organisatorisch und technisch sicherzustellen, dass die elek-
tronischen Buchungen und sonst erforderlichen elektronischen Aufzeichnungen voll-
ständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden (§ 146 Absatz 1 
Satz 1 AO, § 239 Absatz 2 HGB). Jede Buchung oder Aufzeichnung muss im Zusam-
menhang mit einem Beleg stehen (BFH-Urteil vom 24. Juni 1997, BStBl II 1998 
S. 51).  


83 Bei der doppelten Buchführung müssen alle Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfol-
ge (Grund(buch)aufzeichnung, Journalfunktion) und in sachlicher Gliederung (Haupt-
buch, Kontenfunktion, siehe unter 5.4) darstellbar sein. Im Hauptbuch bzw. bei der 
Kontenfunktion verursacht jeder Geschäftsvorfall eine Buchung auf mindestens zwei 
Konten (Soll- und Habenbuchung).  


84 Die Erfassung der Geschäftsvorfälle in elektronischen Grund(buch)aufzeichnungen 
(siehe unter 5.1 und 5.2) und die Verbuchung im Journal (siehe unter 5.3) kann organi-
satorisch und zeitlich auseinander fallen (z. B. Grund(buch)aufzeichnung in Form von 
Kassenauftragszeilen). Erfüllen die Erfassungen Belegfunktion bzw. dienen sie der 
Belegsicherung, dann ist eine unprotokollierte Änderung nicht mehr zulässig (vgl. 
Rzn. 58 und 59). In diesen Fällen gelten die Ordnungsvorschriften bereits mit der 
ersten Erfassung der Geschäftsvorfälle und der Daten und müssen über alle 
nachfolgenden Prozesse erhalten bleiben (z. B. Übergabe von Daten aus Vor- in 
Hauptsysteme). 


5.1 Erfassung in Grund(buch)aufzeichnungen 


85 Die fortlaufende Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle erfolgt zunächst in Papierform 
oder in elektronischen Grund(buch)aufzeichnungen (Grundaufzeichnungsfunktion), 
um die Belegsicherung und die Garantie der Unverlierbarkeit des Geschäftsvorfalls zu 
gewährleisten. Sämtliche Geschäftsvorfälle müssen der zeitlichen Reihenfolge nach 
und materiell mit ihrem richtigen und erkennbaren Inhalt festgehalten werden. 


 Zu den aufzeichnungspflichtigen Inhalten gehören 
• die in Rzn. 77, 78 und 79 enthaltenen Informationen, 
• das Erfassungsdatum, soweit abweichend vom Buchungsdatum 


Begründung: 
o Angabe zwingend (§ 146 Absatz 1 Satz 1 AO, zeitgerecht), 
o Zeitpunkt der Buchungserfassung und -verarbeitung, 
o Angabe der „Festschreibung“ (Veränderbarkeit nur mit Protokollie-
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sung und Verarbeitung in Grund(buch)aufzeichnung. 
 


Vgl. Rz. 94 zu den Inhalten des Journals.  


86 Die Grund(buch)aufzeichnungen sind nicht an ein bestimmtes System gebunden. Jedes 
System, durch das die Geschäftsvorfälle fortlaufend, vollständig und richtig festgehal-
ten werden, so dass die Grundaufzeichnungsfunktion erfüllt wird, ist ordnungsmäßig 
(vgl. BFH-Urteil vom 26. März 1968, BStBl II S. 527 für Buchführungspflichtige).  


5.2 Digitale Grund(buch)aufzeichnungen 


87 Sowohl beim Einsatz von Haupt- als auch von Vor- oder Nebensystemen ist eine Ver-
buchung im Journal des Hauptsystems (z. B. Finanzbuchhaltung) bis zum Ablauf des 
folgenden Monats nicht zu beanstanden, wenn die einzelnen Geschäftsvorfälle bereits 
in einem Vor- oder Nebensystem die Grundaufzeichnungsfunktion erfüllen und die 
Einzeldaten aufbewahrt werden.  


88 Durch Erfassungs-, Übertragungs- und Verarbeitungskontrollen ist sicherzustellen, 
dass alle Geschäftsvorfälle vollständig erfasst oder übermittelt werden und danach 
nicht unbefugt (d. h. nicht ohne Zugriffsschutzverfahren) und nicht ohne Nachweis des 
vorausgegangenen Zustandes verändert werden können. Die Durchführung der Kon-
trollen ist zu protokollieren. Die konkrete Ausgestaltung der Protokollierung ist abhän-
gig von der Komplexität und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und der Organisa-
tionsstruktur sowie des eingesetzten DV-Systems.  


89 Neben den Daten zum Geschäftsvorfall selbst müssen auch alle für die Verarbeitung 
erforderlichen Tabellendaten (Stammdaten, Bewegungsdaten, Metadaten wie z. B. 
Grund- oder Systemeinstellungen, geänderte Parameter), deren Historisierung und 
Programme gespeichert sein. Dazu gehören auch Informationen zu Kriterien, die eine 
Abgrenzung zwischen den steuerrechtlichen, den handelsrechtlichen und anderen 
Buchungen (z. B. nachrichtliche Datensätze zu Fremdwährungen, alternative Bewer-
tungsmethoden, statistische Buchungen, GuV-Kontennullstellungen, Summenkonten) 
ermöglichen. 


5.3 Verbuchung im Journal (Journalfunktion) 


90 Die Journalfunktion erfordert eine vollständige, zeitgerechte und formal richtige Erfas-
sung, Verarbeitung und Wiedergabe der eingegebenen Geschäftsvorfälle. Sie dient 
dem Nachweis der tatsächlichen und zeitgerechten Verarbeitung der Geschäftsvorfälle. 


91 Werden die unter 5.1 genannten Voraussetzungen bereits mit fortlaufender Verbu-
chung im Journal erfüllt, ist eine zusätzliche Erfassung in Grund(buch)aufzeichnungen 
nicht erforderlich. Eine laufende Aufzeichnung unmittelbar im Journal genügt den 
Erfordernissen der zeitgerechten Erfassung in Grund(buch)aufzeichnungen (vgl. BFH-
Urteil vom 16. September 1964, BStBl III S. 654). Zeitversetzte Buchungen im Jour-
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ständig in Grundaufzeichnungen oder Grundbüchern aufgezeichnet werden. Die Funk-
tion der Grund(buch) aufzeichnungen kann auf Dauer auch durch eine geordnete und 
übersichtliche Belegablage erfüllt werden (§ 239 Absatz 4 HGB, § 146 Absatz 5 AO, 
H 5.2 „Grundbuchaufzeichnungen“ EStH; vgl. Rz. 46).   


92 Die Journalfunktion ist nur erfüllt, wenn die gespeicherten Aufzeichnungen gegen 
Veränderung oder Löschung geschützt sind.  


93 Fehlerhafte Buchungen können wirksam und nachvollziehbar durch Stornierungen 
oder Neubuchungen geändert werden (siehe unter 8.). Es besteht deshalb weder ein 
Bedarf noch die Notwendigkeit für weitere nachträgliche Veränderungen einer einmal 
erfolgten Buchung. Bei der doppelten Buchführung kann die Journalfunktion zusam-
men mit der Kontenfunktion erfüllt werden, indem bereits bei der erstmaligen Erfas-
sung des Geschäftsvorfalls alle für die sachliche Zuordnung notwendigen Informatio-
nen erfasst werden.  


94 Zur Erfüllung der Journalfunktion und zur Ermöglichung der Kontenfunktion sind bei 
der Buchung insbesondere die nachfolgenden Angaben zu erfassen oder bereit zu stel-
len: 


• Eindeutige Belegnummer (siehe Rz. 77), 
• Buchungsbetrag (siehe Rz. 77), 
• Währungsangabe und Wechselkurs bei Fremdwährung (siehe Rz. 77), 
• Hinreichende Erläuterung des Geschäftsvorfalls (siehe Rz. 77) - kann (bei Erfül-


lung der Journal- und Kontenfunktion) im Einzelfall bereits durch andere in Rz. 94 
aufgeführte Angaben gegeben sein, 


• Belegdatum, soweit nicht aus den Grundaufzeichnungen ersichtlich (siehe Rzn. 77 
und 85) 


• Buchungsdatum, 
• Erfassungsdatum, soweit nicht aus der Grundaufzeichnung ersichtlich (siehe 


Rz. 85), 
• Autorisierung soweit vorhanden, 
• Buchungsperiode/Voranmeldungszeitraum (Ertragsteuer/Umsatzsteuer), 
• Umsatzsteuersatz (siehe Rz. 78), 
• Steuerschlüssel, soweit vorhanden (siehe Rz. 78), 
• Umsatzsteuerbetrag (siehe Rz. 78), 
• Umsatzsteuerkonto (siehe Rz. 78), 
• Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (siehe Rz. 78), 
• Steuernummer (siehe Rz. 78), 
• Konto und Gegenkonto, 
• Buchungsschlüssel (soweit vorhanden), 
• Soll- und Haben-Betrag, 
• eindeutige Identifikationsnummer (Schlüsselfeld) des Geschäftsvorfalls (soweit 


Aufteilung der Geschäftsvorfälle in Teilbuchungssätze [Buchungs-Halbsätze] oder 
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liche und je Wirtschaftsjahr eindeutige Identifikationsnummer des Geschäftsvor-
falls muss die Identifizierung und Zuordnung aller Teilbuchungen einschließlich 
Steuer-, Sammel-, Verrechnungs- und Interimskontenbuchungen eines Geschäfts-
vorfalls gewährleistet sein.  


5.4 Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle in sachlicher Ordnung (Hauptbuch) 


95 Die Geschäftsvorfälle sind so zu verarbeiten, dass sie geordnet darstellbar sind (Kon-
tenfunktion) und damit die Grundlage für einen Überblick über die Vermögens- und 
Ertragslage darstellen. Zur Erfüllung der Kontenfunktion bei Bilanzierenden müssen 
Geschäftsvorfälle nach Sach- und Personenkonten geordnet dargestellt werden.  


96 Die Kontenfunktion verlangt, dass die im Journal in zeitlicher Reihenfolge einzeln 
aufgezeichneten Geschäftsvorfälle auch in sachlicher Ordnung auf Konten dargestellt 
werden. Damit bei Bedarf für einen zurückliegenden Zeitpunkt ein Zwischenstatus 
oder eine Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung aufgestellt werden kann, müssen 
Eröffnungsbilanzbuchungen und alle Abschlussbuchungen in den Konten enthalten 
sein. Die Konten sind nach Abschlussposition zu sammeln und nach Kontensummen 
oder Salden fortzuschreiben.  


97 Werden innerhalb verschiedener Bereiche des DV-Systems oder zwischen unter-
schiedlichen DV-Systemen differierende Ordnungskriterien verwendet, so müssen 
entsprechende Zuordnungstabellen (z. B. elektronische Mappingtabellen) vorgehalten 
werden (z. B. Wechsel des Kontenrahmens, unterschiedliche Nummernkreise in Vor- 
und Hauptsystem). Dies gilt auch bei einer elektronischen Übermittlung von Daten an 
die Finanzbehörde (z. B. unterschiedliche Ordnungskriterien in Bilanz/GuV und EÜR 
einerseits und USt-Voranmeldung, LSt-Anmeldung, Anlage EÜR und E-Bilanz ande-
rerseits). Sollte die Zuordnung mit elektronischen Verlinkungen oder Schlüsselfeldern 
erfolgen, sind die Verlinkungen in dieser Form vorzuhalten.  


98 Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Nebenbücher entsprechend. 


99 Bei der Übernahme verdichteter Zahlen ins Hauptsystem müssen die zugehörigen Ein-
zelaufzeichnungen aus den Vor- und Nebensystemen erhalten bleiben. 


6. Internes Kontrollsystem (IKS) 


100 Für die Einhaltung der Ordnungsvorschriften des § 146 AO (siehe unter 3.) hat der 
Steuerpflichtige Kontrollen einzurichten, auszuüben und zu protokollieren. Hierzu 
gehören beispielsweise 


• Zugangs- und Zugriffsberechtigungskontrollen, auf Basis entsprechender Zugangs- 
und Zugriffsberechtigungskonzepte (z. B. spezifische Zugangs- und Zugriffsbe-
rechtigungen), 


• Funktionstrennungen, 
• Erfassungskontrollen (Fehlerhinweise, Plausibilitätsprüfungen), 
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• Verarbeitungskontrollen, 
• Schutzmaßnahmen gegen die beabsichtigte und unbeabsichtigte Verfälschung von 


Programmen, Daten und Dokumenten. 


Die konkrete Ausgestaltung des Kontrollsystems ist abhängig von der Komplexität 
und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und der Organisationsstruktur sowie des 
eingesetzten DV-Systems. 


101 Im Rahmen eines funktionsfähigen IKS muss auch anlassbezogen (z. B. System-
wechsel) geprüft werden, ob das eingesetzte DV-System tatsächlich dem dokumen-
tierten System entspricht (siehe Rz. 155 zu den Rechtsfolgen bei fehlender oder unge-
nügender Verfahrensdokumentation). 


102 Die Beschreibung des IKS ist Bestandteil der Verfahrensdokumentation (siehe unter 
10.1). 


7. Datensicherheit 


103 Der Steuerpflichtige hat sein DV-System gegen Verlust (z. B. Unauffindbarkeit, Ver-
nichtung, Untergang und Diebstahl) zu sichern und gegen unberechtigte Eingaben und 
Veränderungen (z. B. durch Zugangs- und Zugriffskontrollen) zu schützen.  


104 Werden die Daten, Datensätze, elektronischen Dokumente und elektronischen Unterla-
gen nicht ausreichend geschützt und können deswegen nicht mehr vorgelegt werden, 
so ist die Buchführung formell nicht mehr ordnungsmäßig. 


105 Beispiel 6: 
Unternehmer überschreibt unwiderruflich die Finanzbuchhaltungsdaten des Vorjahres 
mit den Daten des laufenden Jahres. 


Die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen sind vom jeweiligen Einzelfall abhängig. 


106 Die Beschreibung der Vorgehensweise zur Datensicherung ist Bestandteil der Verfah-
rensdokumentation (siehe unter 10.1). Die konkrete Ausgestaltung der Beschreibung 
ist abhängig von der Komplexität und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und der 
Organisationsstruktur sowie des eingesetzten DV-Systems. 


8. Unveränderbarkeit, Protokollierung von Änderungen 


107 Nach § 146 Absatz 4 AO darf eine Buchung oder Aufzeichnung nicht in einer Weise 
verändert werden, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch sol-
che Veränderungen dürfen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es unge-
wiss lässt, ob sie ursprünglich oder erst später gemacht worden sind.  


108 Das zum Einsatz kommende DV-Verfahren muss die Gewähr dafür bieten, dass alle 
Informationen (Programme und Datenbestände), die einmal in den Verarbeitungspro-
zess eingeführt werden (Beleg, Grundaufzeichnung, Buchung), nicht mehr unterdrückt 
oder ohne Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht wer-
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Grundaufzeichnung, Buchung) dürfen nicht ohne Kenntlichmachung durch neue Daten 
ersetzt werden. 


109 Beispiele 7 für unzulässige Vorgänge: 
• Elektronische Grund(buch)aufzeichnungen aus einem Kassen- oder Warenwirt-


schaftssystem werden über eine Datenschnittstelle in ein Officeprogramm expor-
tiert, dort unprotokolliert editiert und anschließend über eine Datenschnittstelle 
reimportiert. 


• Vorerfassungen, Stapelbuchungen werden bis zur Erstellung des Jahresabschlusses 
und darüber hinaus offen gehalten. Alle Eingaben können daher unprotokolliert 
geändert werden.  


110 Die Unveränderbarkeit der Daten, Datensätze, elektronischen Dokumente und elektro-
nischen Unterlagen (vgl. Rzn. 3 bis 5) kann sowohl hardwaremäßig (z. B. unveränder-
bare und fälschungssichere Datenträger) als auch softwaremäßig (z. B. Sicherungen, 
Sperren, Festschreibung, Löschmerker, automatische Protokollierung, Historisierun-
gen, Versionierungen) als auch organisatorisch (z. B. mittels Zugriffsberechtigungs-
konzepten) gewährleistet werden. Die Ablage von Daten und elektronischen Doku-
menten in einem Dateisystem erfüllt die Anforderungen der Unveränderbarkeit regel-
mäßig nicht, soweit nicht zusätzliche Maßnahmen ergriffen werden, die eine Unverän-
derbarkeit gewährleisten.  


111 Spätere Änderungen sind ausschließlich so vorzunehmen, dass sowohl der ursprüngli-
che Inhalt als auch die Tatsache, dass Veränderungen vorgenommen wurden, erkenn-
bar bleiben. Bei programmgenerierten bzw. programmgesteuerten Aufzeichnungen 
(automatisierte Belege bzw. Dauerbelege) sind Änderungen an den der Aufzeichnung 
zugrunde liegenden Generierungs- und Steuerungsdaten ebenfalls aufzuzeichnen. Dies 
betrifft insbesondere die Protokollierung von Änderungen in Einstellungen oder die 
Parametrisierung der Software. Bei einer Änderung von Stammdaten (z. B. Abkür-
zungs- oder Schlüsselverzeichnisse, Organisationspläne) muss die eindeutige Bedeu-
tung in den entsprechenden Bewegungsdaten (z. B. Umsatzsteuerschlüssel, Währungs-
einheit, Kontoeigenschaft) erhalten bleiben. Ggf. müssen Stammdatenänderungen aus-
geschlossen oder Stammdaten mit Gültigkeitsangaben historisiert werden, um mehr-
deutige Verknüpfungen zu verhindern. Auch eine Änderungshistorie darf nicht nach-
träglich veränderbar sein. 


112 Werden Systemfunktionalitäten oder Manipulationsprogramme eingesetzt, die diesen 
Anforderungen entgegenwirken, führt dies zur Ordnungswidrigkeit der elektronischen 
Bücher und sonst erforderlicher elektronischer Aufzeichnungen. 


Beispiel 8: 
 Einsatz von Zappern, Phantomware, Backofficeprodukten mit dem Ziel unprotokol-


lierter Änderungen elektronischer Einnahmenaufzeichnungen. 
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113 Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht in § 147 Absatz 1 AO besteht grund-
sätzlich nur im Umfang der Aufzeichnungspflicht (BFH-Urteil vom 24. Juni 2009, 
BStBl II 2010 S. 452; BFH-Urteil vom 26. Februar 2004, BStBl II S. 599).  


114 Müssen Bücher für steuerliche Zwecke geführt werden, sind sie in vollem Umfang 
aufbewahrungs- und vorlagepflichtig (z. B. Finanzbuchhaltung hinsichtlich Drohver-
lustrückstellungen, nicht abziehbare Betriebsausgaben, organschaftliche Steuerumla-
gen; BFH-Beschluss vom 26. September 2007, BStBl II 2008 S. 415). 


115 Auch Steuerpflichtige, die nach § 4 Absatz 3 EStG als Gewinn den Überschuss der 
Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben ansetzen, sind verpflichtet, Aufzeich-
nungen und Unterlagen nach § 147 Absatz 1 AO aufzubewahren (BFH-Urteil vom 
24. Juni 2009, BStBl II 2010 S. 452; BFH-Urteil vom 26. Februar 2004, BStBl II 
S. 599). 


116 Aufbewahrungspflichten können sich auch aus anderen Rechtsnormen (z. B. § 14b 
UStG) ergeben. 


117 Die aufbewahrungspflichtigen Unterlagen müssen geordnet aufbewahrt werden. Ein 
bestimmtes Ordnungssystem ist nicht vorgeschrieben. Die Ablage kann z. B. nach 
Zeitfolge, Sachgruppen, Kontenklassen, Belegnummern oder alphabetisch erfolgen. 
Bei elektronischen Unterlagen ist ihr Eingang, ihre Archivierung und ggf. Konvertie-
rung sowie die weitere Verarbeitung zu protokollieren. Es muss jedoch sichergestellt 
sein, dass ein sachverständiger Dritter innerhalb angemessener Zeit prüfen kann.  


118 Die nach außersteuerlichen und steuerlichen Vorschriften aufzeichnungspflichtigen 
und nach § 147 Absatz 1 AO aufbewahrungspflichtigen Unterlagen können nach § 147 
Absatz 2 AO bis auf wenige Ausnahmen auch als Wiedergabe auf einem Bildträger 
oder auf anderen Datenträgern aufbewahrt werden, wenn dies den GoB entspricht und 
sichergestellt ist, dass die Wiedergabe oder die Daten 
1. mit den empfangenen Handels- oder Geschäftsbriefen und den Buchungsbelegen 


bildlich und mit den anderen Unterlagen inhaltlich übereinstimmen, wenn sie les-
bar gemacht werden, 


2. während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar sind, unverzüglich 
lesbar gemacht und maschinell ausgewertet werden können. 


119 Sind aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige Daten, Datensätze, elektronische 
Dokumente und elektronische Unterlagen im Unternehmen entstanden oder dort ein-
gegangen, sind sie auch in dieser Form aufzubewahren und dürfen vor Ablauf der Auf-
bewahrungsfrist nicht gelöscht werden. Sie dürfen daher nicht mehr ausschließlich in 
ausgedruckter Form aufbewahrt werden und müssen für die Dauer der Aufbewah-
rungsfrist unveränderbar erhalten bleiben (z. B. per E-Mail eingegangene Rechnung im 
PDF-Format oder eingescannte Papierbelege). Dies gilt unabhängig davon, ob die Auf-
bewahrung im Produktivsystem oder durch Auslagerung in ein anderes DV-System 
erfolgt. Unter Zumutbarkeitsgesichtspunkten ist es nicht zu beanstanden, wenn der 
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Geschäftsbriefe nur in Papierform aufbewahrt. 


120 Beispiel 9 zu Rz. 119: 
Ein Steuerpflichtiger erstellt seine Ausgangsrechnungen mit einem Textverarbeitungs-
programm. Nach dem Ausdruck der jeweiligen Rechnung wird die hierfür verwendete 
Maske (Dokumentenvorlage) mit den Inhalten der nächsten Rechnung überschrieben. 
Es ist in diesem Fall nicht zu beanstanden, wenn das Doppel des versendeten Schrei-
bens in diesem Fall nur als Papierdokument aufbewahrt wird. Werden die abgesandten 
Handels- und Geschäftsbriefe jedoch tatsächlich in elektronischer Form aufbewahrt 
(z. B. im File-System oder einem DMS-System), so ist eine ausschließliche Aufbe-
wahrung in Papierform nicht mehr zulässig. Das Verfahren muss dokumentiert wer-
den. Werden Handels- oder Geschäftsbriefe mit Hilfe eines Fakturierungssystems oder 
ähnlicher Anwendungen erzeugt, bleiben die elektronischen Daten aufbewahrungs-
pflichtig. 


121 Bei den Daten und Dokumenten ist - wie bei den Informationen in Papierbelegen - auf 
deren Inhalt und auf deren Funktion abzustellen, nicht auf deren Bezeichnung. So sind 
beispielsweise E-Mails mit der Funktion eines Handels- oder Geschäftsbriefs oder 
eines Buchungsbelegs in elektronischer Form aufbewahrungspflichtig. Dient eine 
E-Mail nur als „Transportmittel“, z. B. für eine angehängte elektronische Rechnung, 
und enthält darüber hinaus keine weitergehenden aufbewahrungspflichtigen Informa-
tionen, so ist diese nicht aufbewahrungspflichtig (wie der bisherige Papierbriefum-
schlag). 


122 Ein elektronisches Dokument ist mit einem nachvollziehbaren und eindeutigen Index 
zu versehen. Der Erhalt der Verknüpfung zwischen Index und elektronischem Doku-
ment muss während der gesamten Aufbewahrungsfrist gewährleistet sein. Es ist 
sicherzustellen, dass das elektronische Dokument unter dem zugeteilten Index ver-
waltet werden kann. Stellt ein Steuerpflichtiger durch organisatorische Maßnahmen 
sicher, dass das elektronische Dokument auch ohne Index verwaltet werden kann, und 
ist dies in angemessener Zeit nachprüfbar, so ist aus diesem Grund die Buchführung 
nicht zu beanstanden.  


123 Das Anbringen von Buchungsvermerken, Indexierungen, Barcodes, farblichen Hervor-
hebungen usw. darf - unabhängig von seiner technischen Ausgestaltung - keinen Ein-
fluss auf die Lesbarmachung des Originalzustands haben. Die elektronischen Bearbei-
tungsvorgänge sind zu protokollieren und mit dem elektronischen Dokument zu spei-
chern, damit die Nachvollziehbarkeit und Prüfbarkeit des Originalzustands und seiner 
Ergänzungen gewährleistet ist. 


124 Hinsichtlich der Aufbewahrung digitaler Unterlagen bei Bargeschäften wird auf das 
BMF-Schreiben vom 26. November 2010 (IV A 4 - S 0316/08/10004-07, BStBl I 
S. 1342) hingewiesen. 







 
Seite 27  9.1 Maschinelle Auswertbarkeit (§ 147 Absatz 2 Nummer 2 AO) 


125 Art und Umfang der maschinellen Auswertbarkeit sind nach den tatsächlichen Infor-
mations- und Dokumentationsmöglichkeiten zu beurteilen. 


Beispiel 10: 


Neues Datenformat für elektronische Rechnungen ZUGFeRD (Zentraler User Guide 
des Forums elektronische Rechnung Deutschland) 
Hier ist vorgesehen, dass Rechnungen im PDF/A-3-Format versendet werden. Diese 
bestehen aus einem Rechnungsbild (dem augenlesbaren, sichtbaren Teil der PDF-
Datei) und den in die PDF-Datei eingebetteten Rechnungsdaten im standardisierten 
XML-Format. 
Entscheidend ist hier jetzt nicht, ob der Rechnungsempfänger nur das Rechnungsbild 
(Image) nutzt, sondern, dass auch noch tatsächlich XML-Daten vorhanden sind, die 
nicht durch eine Formatumwandlung (z. B. in TIFF) gelöscht werden dürfen. Die 
maschinelle Auswertbarkeit bezieht sich auf sämtliche Inhalte der PDF/A-3-Datei. 


126 Eine maschinelle Auswertbarkeit ist nach diesem Beurteilungsmaßstab bei aufzeich-
nungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten, Datensätzen, elektronischen Dokumen-
ten und elektronischen Unterlagen (vgl. Rzn. 3 bis 5) u. a. gegeben, die 
• mathematisch-technische Auswertungen ermöglichen, 
• eine Volltextsuche ermöglichen, 
• auch ohne mathematisch-technische Auswertungen eine Prüfung im weitesten Sin-


ne ermöglichen (z. B. Bildschirmabfragen, die Nachverfolgung von Verknüpfun-
gen und Verlinkungen oder die Textsuche nach bestimmten Eingabekriterien).  


127 Mathematisch-technische Auswertung bedeutet, dass alle in den aufzeichnungs- und 
aufbewahrungspflichtigen Daten, Datensätzen (vgl. Rzn. 3 bis 5) enthaltenen Informa-
tionen automatisiert (DV-gestützt) interpretiert, dargestellt, verarbeitet sowie für ande-
re Datenbankanwendungen und eingesetzter Prüfsoftware direkt, ohne weitere Kon-
vertierungs- und Bearbeitungsschritte und ohne Informationsverlust nutzbar gemacht 
werden können (z. B. für wahlfreie Sortier-, Summier-, Verbindungs- und Filterungs-
möglichkeiten). 


Mathematisch-technische Auswertungen sind z. B. möglich bei: 


• Elektronischen Grund(buch)aufzeichnungen (z. B. Kassendaten, Daten aus Waren-
wirtschaftssystem, Inventurlisten), 


• Journaldaten aus Finanzbuchhaltung oder Lohnbuchhaltung, 
• Textdateien oder Dateien aus Tabellenkalkulationen mit strukturierten Daten in 


tabellarischer Form (z. B. Reisekostenabrechnung, Überstundennachweise). 


128 Neben den Daten in Form von Datensätzen und den elektronischen Dokumenten sind 
auch alle zur maschinellen Auswertung der Daten im Rahmen des Datenzugriffs not-
wendigen Strukturinformationen (z. B. über die Dateiherkunft [eingesetztes System], 
die Dateistruktur, die Datenfelder, verwendete Zeichensatztabellen) in maschinell aus-
wertbarer Form sowie die internen und externen Verknüpfungen vollständig und in 
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Datenträgerüberlassung ist der Erhalt technischer Verlinkungen auf dem Datenträger 
nicht erforderlich, sofern dies nicht möglich ist. 


129 Die Reduzierung einer bereits bestehenden maschinellen Auswertbarkeit, beispiels-
weise durch Umwandlung des Dateiformats oder der Auswahl bestimmter Aufbewah-
rungsformen, ist nicht zulässig (siehe unter 9.2). 


Beispiele 11: 


• Umwandlung von PDF/A-Dateien ab der Norm PDF/A-3 in ein Bildformat (z. B. 
TIFF, JPEG etc.), da dann die in den PDF/A-Dateien enthaltenen XML-Daten und 
ggf. auch vorhandene Volltextinformationen gelöscht werden. 


• Umwandlung von elektronischen Grund(buch)aufzeichnungen (z. B. Kasse, 
Warenwirtschaft) in ein PDF-Format. 


• Umwandlung von Journaldaten einer Finanzbuchhaltung oder Lohnbuchhaltung in 
ein PDF-Format. 


Eine Umwandlung in ein anderes Format (z. B. Inhouse-Format) ist zulässig, wenn die 
maschinelle Auswertbarkeit nicht eingeschränkt wird und keine inhaltliche Verände-
rung vorgenommen wird (siehe Rz. 135). 


Der Steuerpflichtige muss dabei auch berücksichtigen, dass entsprechende Einschrän-
kungen in diesen Fällen zu seinen Lasten gehen können (z. B. Speicherung einer 
E-Mail als PDF-Datei. Die Informationen des Headers [z. B. Informationen zum 
Absender] gehen dabei verloren und es ist nicht mehr nachvollziehbar, wie der 
tatsächliche Zugang der E-Mail erfolgt ist). 


9.2 Elektronische Aufbewahrung 


130 Werden Handels- oder Geschäftsbriefe und Buchungsbelege in Papierform empfangen 
und danach elektronisch erfasst (scannen), ist das Scanergebnis so aufzubewahren, 
dass die Wiedergabe mit dem Original bildlich übereinstimmt, wenn es lesbar gemacht 
wird. Werden gescannte Dokumente per Optical-Character-Recognition-Verfahren 
(OCR-Verfahren) um Volltextinformationen angereichert (zum Beispiel volltextre-
cherchierbare PDFs), so ist dieser Volltext nach Verifikation und Korrektur über die 
Dauer der Aufbewahrungsfrist aufzubewahren und auch für Prüfzwecke verfügbar zu 
machen.  


131 Eingehende elektronische Handels- oder Geschäftsbriefe und Buchungsbelege müssen 
in dem Format aufbewahrt werden, in dem sie empfangen wurden (z. B. Rechnungen 
oder Kontoauszüge im PDF- oder Bildformat). Eine Umwandlung in ein anderes For-
mat (z. B. MSG in PDF) ist dann zulässig, wenn die maschinelle Auswertbarkeit nicht 
eingeschränkt wird und keine inhaltlichen Veränderungen vorgenommen werden (sie-
he Rz. 135). Erfolgt eine Anreicherung der Bildinformationen, z. B. durch OCR (Bei-
spiel: Erzeugung einer volltextrecherchierbaren PDF-Datei im Erfassungsprozess), 
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falls aufzubewahren.  


132 Im DV-System erzeugte Daten im Sinne der Rzn. 3 bis 5 (z. B. Grund(buch)aufzeich-
nungen in Vor- und Nebensystemen, Buchungen, generierte Datensätze zur Erstellung 
von Ausgangsrechnungen) oder darin empfangene Daten (z. B. EDI-Verfahren) müs-
sen im Ursprungsformat aufbewahrt werden. 


133 Im DV-System erzeugte Dokumente (z. B. als Textdokumente erstellte Ausgangsrech-
nungen [§ 14b UStG], elektronisch abgeschlossene Verträge, Handels- und Geschäfts-
briefe, Verfahrensdokumentation) sind im Ursprungsformat aufzubewahren. Unter 
Zumutbarkeitsgesichtspunkten ist es nicht zu beanstanden, wenn der Steuerpflichtige 
elektronisch erstellte und in Papierform abgesandte Handels- und Geschäftsbriefe nur 
in Papierform aufbewahrt (Hinweis auf Rzn. 119, 120). Eine Umwandlung in ein 
anderes Format (z. B. Inhouse-Format) ist zulässig, wenn die maschinelle Auswertbar-
keit nicht eingeschränkt wird und keine inhaltliche Veränderung vorgenommen wird 
(siehe Rz. 135).  


134 Bei Einsatz von Kryptografietechniken ist sicherzustellen, dass die verschlüsselten 
Unterlagen im DV-System in entschlüsselter Form zur Verfügung stehen. Werden 
Signaturprüfschlüssel verwendet, sind die eingesetzten Schlüssel aufzubewahren.  
Die Aufbewahrungspflicht endet, wenn keine der mit den Schlüsseln signierten Unter-
lagen mehr aufbewahrt werden müssen. 


135 Bei Umwandlung (Konvertierung) aufbewahrungspflichtiger Unterlagen in ein unter-
nehmenseigenes Format (sog. Inhouse-Format) sind beide Versionen zu archivieren, 
derselben Aufzeichnung zuzuordnen und mit demselben Index zu verwalten sowie die 
konvertierte Version als solche zu kennzeichnen. Nicht aufbewahrungspflichtig sind 
die während der maschinellen Verarbeitung durch das Buchführungssystem erzeugten 
Dateien, sofern diese ausschließlich einer temporären Zwischenspeicherung von Ver-
arbeitungsergebnissen dienen und deren Inhalte im Laufe des weiteren Verarbeitungs-
prozesses vollständig Eingang in die Buchführungsdaten finden. Voraussetzung ist 
jedoch, dass bei der weiteren Verarbeitung keinerlei „Verdichtung“ aufzeichnungs- 
und aufbewahrungspflichtiger Daten (vgl. Rzn. 3 bis 5) vorgenommen wird. 


9.3 Elektronische Erfassung von Papierdokumenten (Scanvorgang) 


136 Papierdokumente werden durch den Scanvorgang in elektronische Dokumente umge-
wandelt. Das Verfahren muss dokumentiert werden. Der Steuerpflichtige sollte daher 
eine Organisationsanweisung erstellen, die unter anderem regelt: 


• wer scannen darf, 
• zu welchem Zeitpunkt gescannt wird (z. B. beim Posteingang, während oder nach 


Abschluss der Vorgangsbearbeitung), 
• welches Schriftgut gescannt wird, 
• ob eine bildliche oder inhaltliche Übereinstimmung mit dem Original erforderlich ist,  
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• wie die Protokollierung von Fehlern zu erfolgen hat. 


Die konkrete Ausgestaltung dieser Verfahrensdokumentation ist abhängig von der 
Komplexität und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und der Organisationsstruktur 
sowie des eingesetzten DV-Systems. 


137 Eine vollständige Farbwiedergabe ist erforderlich, wenn der Farbe Beweisfunktion 
zukommt (z. B. Minusbeträge in roter Schrift, Sicht-, Bearbeitungs- und Zeichnungs-
vermerke in unterschiedlichen Farben).  


138 Für Besteuerungszwecke ist eine elektronische Signatur oder ein Zeitstempel nicht 
erforderlich.  


139 Im Anschluss an den Scanvorgang darf die weitere Bearbeitung nur mit dem elektroni-
schen Dokument erfolgen. Die Papierbelege sind dem weiteren Bearbeitungsgang zu 
entziehen, damit auf diesen keine Bemerkungen, Ergänzungen usw. vermerkt werden 
können, die auf dem elektronischen Dokument nicht enthalten sind. Sofern aus organi-
satorischen Gründen nach dem Scanvorgang eine weitere Vorgangsbearbeitung des 
Papierbeleges erfolgt, muss nach Abschluss der Bearbeitung der bearbeitete Papierbe-
leg erneut eingescannt und ein Bezug zum ersten Scanobjekt hergestellt werden 
(gemeinsamer Index).  


140 Nach dem Einscannen dürfen Papierdokumente vernichtet werden, soweit sie nicht 
nach außersteuerlichen oder steuerlichen Vorschriften im Original aufzubewahren 
sind. Der Steuerpflichtige muss entscheiden, ob Dokumente, deren Beweiskraft bei der 
Aufbewahrung in elektronischer Form nicht erhalten bleibt, zusätzlich in der Original-
form aufbewahrt werden sollen.  


141 Der Verzicht auf einen Papierbeleg darf die Möglichkeit der Nachvollziehbarkeit und 
Nachprüfbarkeit nicht beeinträchtigen. 


9.4 Auslagerung von Daten aus dem Produktivsystem und Systemwechsel 


142 Im Falle eines Systemwechsels (z. B. Abschaltung Altsystem, Datenmigration), einer 
Systemänderung (z. B. Änderung der OCR-Software, Update der Finanzbuchhaltung 
etc.) oder einer Auslagerung von aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten 
(vgl. Rzn. 3 bis 5) aus dem Produktivsystem ist es nur dann nicht erforderlich, die 
ursprüngliche Hard- und Software des Produktivsystems über die Dauer der Aufbe-
wahrungsfrist vorzuhalten, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 


1. Die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten (einschließlich Meta-
daten, Stammdaten, Bewegungsdaten und der erforderlichen Verknüpfungen) 
müssen unter Beachtung der Ordnungsvorschriften (vgl. §§ 145 bis 147 AO) 
quantitativ und qualitativ gleichwertig in ein neues System, in eine neue Daten-
bank, in ein Archivsystem oder in ein anderes System überführt werden. Bei 
einer erforderlichen Datenumwandlung (Migration) darf ausschließlich das 
Format der Daten (z. B. Datums- und Währungsformat) umgesetzt, nicht aber 
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nen Änderungen sind zu dokumentieren.  
Die Reorganisation von OCR-Datenbanken ist zulässig, soweit die zugrunde 
liegenden elektronischen Dokumente und Unterlagen durch diesen Vorgang 
unverändert bleiben und die durch das OCR-Verfahren gewonnenen Informa-
tionen mindestens in quantitativer und qualitativer Hinsicht erhalten bleiben. 


2. Das neue System, das Archivsystem oder das andere System muss in quantita-
tiver und qualitativer Hinsicht die gleichen Auswertungen der aufzeichnungs- 
und aufbewahrungspflichtigen Daten ermöglichen, als wären die Daten noch im 
Produktivsystem.  


143 Andernfalls ist die ursprüngliche Hard- und Software des Produktivsystems - neben 
den aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten - für die Dauer der Aufbe-
wahrungsfrist vorzuhalten. Auf die Möglichkeit der Bewilligung von Erleichterungen 
nach § 148 AO wird hingewiesen. 


144 Eine Aufbewahrung in Form von Datenextrakten, Reports oder Druckdateien ist unzu-
lässig, soweit nicht mehr alle aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten 
übernommen werden. 


10. Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit 


145 Die allgemeinen Grundsätze der Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit sind unter 
3.1 aufgeführt.  
 
Die Prüfbarkeit der formellen und sachlichen Richtigkeit bezieht sich sowohl auf ein-
zelne Geschäftsvorfälle (Einzelprüfung) als auch auf die Prüfbarkeit des gesamten 
Verfahrens (Verfahrens- oder Systemprüfung anhand einer Verfahrensdokumentation, 
siehe unter 10.1).  


146 Auch an die DV-gestützte Buchführung wird die Anforderung gestellt, dass Geschäfts-
vorfälle für die Dauer der Aufbewahrungsfrist retrograd und progressiv prüfbar blei-
ben müssen.  


147 Die vorgenannten Anforderungen gelten für sonst erforderliche elektronische Auf-
zeichnungen sinngemäß (§ 145 Absatz 2 AO).  


148 Von einem sachverständigen Dritten kann zwar Sachverstand hinsichtlich der Ord-
nungsvorschriften der §§ 145 bis 147 AO und allgemeiner DV-Sachverstand erwartet 
werden, nicht jedoch spezielle, produktabhängige System- oder Programmierkenntnis-
se.  


149 Nach § 146 Absatz 3 Satz 3 AO muss im Einzelfall die Bedeutung von Abkürzungen, 
Ziffern, Buchstaben und Symbolen eindeutig festliegen und sich aus der Verfahrens-
dokumentation ergeben.  
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dig, die alle System- bzw. Verfahrensänderungen inhaltlich und zeitlich lückenlos 
dokumentiert. 


10.1 Verfahrensdokumentation 


151 Da sich die Ordnungsmäßigkeit neben den elektronischen Büchern und sonst erforder-
lichen Aufzeichnungen auch auf die damit in Zusammenhang stehenden Verfahren 
und Bereiche des DV-Systems bezieht (siehe unter 3.), muss für jedes DV-System eine 
übersichtlich gegliederte Verfahrensdokumentation vorhanden sein, aus der Inhalt, 
Aufbau, Ablauf und Ergebnisse des DV-Verfahrens vollständig und schlüssig ersicht-
lich sind. Der Umfang der im Einzelfall erforderlichen Dokumentation wird dadurch 
bestimmt, was zum Verständnis des DV-Verfahrens, der Bücher und Aufzeichnungen 
sowie der aufbewahrten Unterlagen notwendig ist. Die Verfahrensdokumentation muss 
verständlich und damit für einen sachverständigen Dritten in angemessener Zeit nach-
prüfbar sein. Die konkrete Ausgestaltung der Verfahrensdokumentation ist abhängig 
von der Komplexität und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und der Organisations-
struktur sowie des eingesetzten DV-Systems.  


152 Die Verfahrensdokumentation beschreibt den organisatorisch und technisch gewollten 
Prozess, z. B. bei elektronischen Dokumenten von der Entstehung der Informationen 
über die Indizierung, Verarbeitung und Speicherung, dem eindeutigen Wiederfinden 
und der maschinellen Auswertbarkeit, der Absicherung gegen Verlust und Verfäl-
schung und der Reproduktion.  


153 Die Verfahrensdokumentation besteht in der Regel aus einer allgemeinen Beschrei-
bung, einer Anwenderdokumentation, einer technischen Systemdokumentation und 
einer Betriebsdokumentation.  


154 Für den Zeitraum der Aufbewahrungsfrist muss gewährleistet und nachgewiesen sein, 
dass das in der Dokumentation beschriebene Verfahren dem in der Praxis eingesetzten 
Verfahren voll entspricht. Dies gilt insbesondere für die eingesetzten Versionen der 
Programme (Programmidentität). Die Verfahrensdokumentation ist bei Änderungen zu 
versionieren und eine nachvollziehbare Änderungshistorie vorzuhalten. Aus der Ver-
fahrensdokumentation muss sich ergeben, wie die Ordnungsvorschriften (z. B. §§ 145 ff. 
AO, §§ 238 ff. HGB) und damit die in diesem Schreiben enthaltenen Anforderungen 
beachtet werden. Die Aufbewahrungsfrist für die Verfahrensdokumentation läuft nicht 
ab, soweit und solange die Aufbewahrungsfrist für die Unterlagen noch nicht abgelaufen 
ist, zu deren Verständnis sie erforderlich ist.  


155 Soweit eine fehlende oder ungenügende Verfahrensdokumentation die Nachvollzieh-
barkeit und Nachprüfbarkeit nicht beeinträchtigt, liegt kein formeller Mangel mit sach-
lichem Gewicht vor, der zum Verwerfen der Buchführung führen kann. 
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156 Wer aufzubewahrende Unterlagen in der Form einer Wiedergabe auf einem Bildträger 
oder auf anderen Datenträgern vorlegt, ist nach § 147 Absatz 5 AO verpflichtet, auf 
seine Kosten diejenigen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, die erforderlich sind, um 
die Unterlagen lesbar zu machen. Auf Verlangen der Finanzbehörde hat der Steuer-
pflichtige auf seine Kosten die Unterlagen unverzüglich ganz oder teilweise auszu-
drucken oder ohne Hilfsmittel lesbare Reproduktionen beizubringen. 


157 Der Steuerpflichtige muss durch Scannen digitalisierte Unterlagen über sein DV-
System per Bildschirm lesbar machen. Ein Ausdruck auf Papier ist nicht ausreichend. 
Die elektronischen Dokumente müssen für die Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit 
lesbar sein (BFH-Beschluss vom 26. September 2007, BStBl II 2008 S. 415). 


11. Datenzugriff 


158 Nach § 147 Absatz 6 AO hat die Finanzbehörde das Recht, die mit Hilfe eines DV-
Systems erstellten und nach § 147 Absatz 1 AO aufbewahrungspflichtigen Unterlagen 
durch Datenzugriff zu prüfen. Das Recht auf Datenzugriff steht der Finanzbehörde nur 
im Rahmen steuerlicher Außenprüfungen zu. Durch die Regelungen zum Datenzugriff 
wird der sachliche Umfang der Außenprüfung (§ 194 AO) nicht erweitert; er wird 
durch die Prüfungsanordnung (§ 196 AO, § 5 BpO) bestimmt.  


11.1 Umfang und Ausübung des Rechts auf Datenzugriff nach § 147 Absatz 6 AO 


159 Gegenstand der Prüfung sind die nach außersteuerlichen und steuerlichen Vorschriften 
aufzeichnungspflichtigen und die nach § 147 Absatz 1 AO aufbewahrungspflichtigen 
Unterlagen. Hierfür sind insbesondere die Daten der Finanzbuchhaltung, der Anlagen-
buchhaltung, der Lohnbuchhaltung und aller Vor- und Nebensysteme, die aufzeich-
nungs- und aufbewahrungspflichtige Unterlagen enthalten (vgl. Rzn. 3 bis 5), für den 
Datenzugriff bereitzustellen. Die Art der Außenprüfung ist hierbei unerheblich, so 
dass z. B. die Daten der Finanzbuchhaltung auch Gegenstand der Lohnsteuer-Außen-
prüfung sein können. 


160 Neben den Daten müssen insbesondere auch die Teile der Verfahrensdokumentation 
auf Verlangen zur Verfügung gestellt werden können, die einen vollständigen System-
überblick ermöglichen und für das Verständnis des DV-Systems erforderlich sind. 
Dazu gehört auch ein Überblick über alle im DV-System vorhandenen Informationen, 
die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige Unterlagen betreffen (vgl. Rzn. 3 bis 
5); z. B. Beschreibungen zu Tabellen, Feldern, Verknüpfungen und Auswertungen. 
Diese Angaben sind erforderlich, damit die Finanzverwaltung das durch den Steuer-
pflichtigen ausgeübte Erstqualifikationsrecht (vgl. Rz. 161) prüfen und Aufbereitun-
gen für die Datenträgerüberlassung erstellen kann.  


161 Soweit in Bereichen des Unternehmens betriebliche Abläufe mit Hilfe eines DV-
Systems abgebildet werden, sind die betroffenen DV-Systeme durch den Steuerpflich-
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chen und steuerlichen Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten (vgl. Rzn. 3 bis 5) 
zu qualifizieren (Erstqualifizierung) und für den Datenzugriff in geeigneter Weise vor-
zuhalten (siehe auch unter 9.4). Bei unzutreffender Qualifizierung von Daten kann die 
Finanzbehörde im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens verlangen, dass der 
Steuerpflichtige den Datenzugriff auf diese nach außersteuerlichen und steuerlichen 
Vorschriften tatsächlich aufgezeichneten und aufbewahrten Daten nachträglich ermög-
licht.  


Beispiele 12: 


• Ein Steuerpflichtiger stellt aus dem PC-Kassensystem nur Tagesendsummen zur 
Verfügung. Die digitalen Grund(buch)aufzeichnungen (Kasseneinzeldaten) wur-
den archiviert, aber nicht zur Verfügung gestellt. 


• Ein Steuerpflichtiger stellt für die Datenträgerüberlassung nur einzelne Sachkonten 
aus der Finanzbuchhaltung zur Verfügung. Die Daten der Finanzbuchhaltung sind 
archiviert. 


• Ein Steuerpflichtiger ohne Auskunftsverweigerungsrecht stellt Belege in Papier-
form zur Verfügung. Die empfangenen und abgesandten Handels- und Geschäfts-
briefe und Buchungsbelege stehen in einem Dokumenten-Management-System zur 
Verfügung. 


162 Das allgemeine Auskunftsrecht des Prüfers (§§ 88, 199 Absatz 1 AO) und die Mitwir-
kungspflichten des Steuerpflichtigen (§§ 90, 200 AO) bleiben unberührt. 


163 Bei der Ausübung des Rechts auf Datenzugriff stehen der Finanzbehörde nach dem 
Gesetz drei gleichberechtigte Möglichkeiten zur Verfügung.  


164 Die Entscheidung, von welcher Möglichkeit des Datenzugriffs die Finanzbehörde 
Gebrauch macht, steht in ihrem pflichtgemäßen Ermessen; falls erforderlich, kann sie 
auch kumulativ mehrere Möglichkeiten in Anspruch nehmen: 


 
165 Unmittelbarer Datenzugriff (Z1) 


Die Finanzbehörde hat das Recht, selbst unmittelbar auf das DV-System dergestalt 
zuzugreifen, dass sie in Form des Nur-Lesezugriffs Einsicht in die aufzeichnungs- und 
aufbewahrungspflichtigen Daten nimmt und die vom Steuerpflichtigen oder von einem 
beauftragten Dritten eingesetzte Hard- und Software zur Prüfung der gespeicherten 
Daten einschließlich der jeweiligen Meta-, Stamm- und Bewegungsdaten sowie der 
entsprechenden Verknüpfungen (z. B. zwischen den Tabellen einer relationalen Daten-
bank) nutzt.  
Dabei darf sie nur mit Hilfe dieser Hard- und Software auf die elektronisch gespei-
cherten Daten zugreifen. Dies schließt eine Fernabfrage (Online-Zugriff) der Finanz-
behörde auf das DV-System des Steuerpflichtigen durch die Finanzbehörde aus.  
Der Nur-Lesezugriff umfasst das Lesen und Analysieren der Daten unter Nutzung der 
im DV-System vorhandenen Auswertungsmöglichkeiten (z. B. Filtern und Sortieren). 
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Die Finanzbehörde kann vom Steuerpflichtigen auch verlangen, dass er an ihrer Stelle 
die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten nach ihren Vorgaben maschi-
nell auswertet oder von einem beauftragten Dritten maschinell auswerten lässt, um 
anschließend einen Nur-Lesezugriff durchführen zu können. Es kann nur eine maschi-
nelle Auswertung unter Verwendung der im DV-System des Steuerpflichtigen oder 
des beauftragten Dritten vorhandenen Auswertungsmöglichkeiten verlangt werden. 


167 Datenträgerüberlassung (Z3) 
Die Finanzbehörde kann ferner verlangen, dass ihr die aufzeichnungs- und aufbewah-
rungspflichtigen Daten, einschließlich der jeweiligen Meta-, Stamm- und Bewegungs-
daten sowie der internen und externen Verknüpfungen (z. B. zwischen den Tabellen 
einer relationalen Datenbank), und elektronische Dokumente und Unterlagen auf 
einem maschinell lesbaren und auswertbaren Datenträger zur Auswertung überlassen 
werden. Die Finanzbehörde ist nicht berechtigt, selbst Daten aus dem DV-System 
herunterzuladen oder Kopien vorhandener Datensicherungen vorzunehmen. 


168 Die Datenträgerüberlassung umfasst die Mitnahme der Daten aus der Sphäre des 
Steuerpflichtigen. Eine Mitnahme der Datenträger aus der Sphäre des Steuerpflichti-
gen sollte im Regelfall nur in Abstimmung mit dem Steuerpflichtigen erfolgen. 


169 Der zur Auswertung überlassene Datenträger ist spätestens nach Bestandskraft der auf-
grund der Außenprüfung ergangenen Bescheide an den Steuerpflichtigen zurückzuge-
ben und die Daten sind zu löschen. 


170 Die Finanzbehörde hat bei Anwendung der Regelungen zum Datenzugriff den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 


11.2 Umfang der Mitwirkungspflicht nach §§ 147 Absatz 6 und 200 Absatz 1 
Satz 2 AO 


171 Der Steuerpflichtige hat die Finanzbehörde bei Ausübung ihres Rechts auf Datenzu-
griff zu unterstützen (§ 200 Absatz 1 AO). Dabei entstehende Kosten hat der Steuer-
pflichtige zu tragen (§ 147 Absatz 6 Satz 3 AO). 


172 Enthalten elektronisch gespeicherte Datenbestände z. B. nicht aufzeichnungs- und auf-
bewahrungspflichtige, personenbezogene oder dem Berufsgeheimnis (§ 102 AO) 
unterliegende Daten, so obliegt es dem Steuerpflichtigen oder dem von ihm beauftrag-
ten Dritten, die Datenbestände so zu organisieren, dass der Prüfer nur auf die aufzeich-
nungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten des Steuerpflichtigen zugreifen kann. 
Dies kann z. B. durch geeignete Zugriffsbeschränkungen oder „digitales Schwärzen“ 
der zu schützenden Informationen erfolgen. Für versehentlich überlassene Daten 
besteht kein Verwertungsverbot. 


173 Mangels Nachprüfbarkeit akzeptiert die Finanzbehörde keine Reports oder Druckda-
teien, die vom Unternehmen ausgewählte („vorgefilterte“) Datenfelder und -sätze auf-
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(vgl. Rzn. 3 bis 5) enthalten.  


Im Einzelnen gilt Folgendes: 


174 Beim unmittelbaren Datenzugriff hat der Steuerpflichtige dem Prüfer die für den 
Datenzugriff erforderlichen Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen und ihn für den Nur-
Lesezugriff in das DV-System einzuweisen. Die Zugangsberechtigung muss so ausge-
staltet sein, dass dem Prüfer dieser Zugriff auf alle aufzeichnungs- und aufbewah-
rungspflichtigen Daten eingeräumt wird. Sie umfasst die im DV-System genutzten 
Auswertungsmöglichkeiten (z. B. Filtern, Sortieren, Konsolidieren) für Prüfungs-
zwecke, (z. B. in Revisionstools, Standardsoftware, Backofficeprodukten). In Abhän-
gigkeit vom konkreten Sachverhalt kann auch eine vom Steuerpflichtigen nicht 
genutzte, aber im DV-System vorhandene Auswertungsmöglichkeit verlangt werden.  
Eine Volltextsuche, eine Ansichtsfunktion oder ein selbsttragendes System, das in 
einer Datenbank nur die für archivierte Dateien vergebenen Schlagworte als Indexwer-
te nachweist, reicht regelmäßig nicht aus. 
Eine Unveränderbarkeit des Datenbestandes und des DV-Systems durch die Finanz-
behörde muss seitens des Steuerpflichtigen oder eines von ihm beauftragten Dritten 
gewährleistet werden. 


175 Beim mittelbaren Datenzugriff gehört zur Mithilfe des Steuerpflichtigen beim Nur-
Lesezugriff neben der Zurverfügungstellung von Hard- und Software die Unter-
stützung durch mit dem DV-System vertraute Personen. Der Umfang der zumutbaren 
Mithilfe richtet sich nach den betrieblichen Gegebenheiten des Unternehmens. Hierfür 
können z. B. seine Größe oder Mitarbeiterzahl Anhaltspunkte sein. 


176 Bei der Datenträgerüberlassung sind der Finanzbehörde mit den gespeicherten 
Unterlagen und Aufzeichnungen alle zur Auswertung der Daten notwendigen Infor-
mationen (z. B. über die Dateiherkunft [eingesetztes System], die Dateistruktur, die 
Datenfelder, verwendete Zeichensatztabellen sowie interne und externe Verknüpfun-
gen) in maschinell auswertbarer Form zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch in den 
Fällen, in denen sich die Daten bei einem Dritten befinden. 
Auch die zur Auswertung der Daten notwendigen Strukturinformationen müssen in 
maschinell auswertbarer Form zur Verfügung gestellt werden. 
Bei unvollständigen oder unzutreffenden Datenlieferungen kann die Finanzbehörde 
neue Datenträger mit vollständigen und zutreffenden Daten verlangen. Im Verlauf der 
Prüfung kann die Finanzbehörde auch weitere Datenträger mit aufzeichnungs- und 
aufbewahrungspflichtigen Unterlagen anfordern. 
Das Einlesen der Daten muss ohne Installation von Fremdsoftware auf den Rechnern 
der Finanzbehörde möglich sein. Eine Entschlüsselung der übergebenen Daten muss 
spätestens bei der Datenübernahme auf die Systeme der Finanzverwaltung erfolgen. 


177 Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit rechtfertigt nicht den Einsatz einer Software, die 
den in diesem Schreiben niedergelegten Anforderungen zur Datenträgerüberlassung 
nicht oder nur teilweise genügt und damit den Datenzugriff einschränkt. Die zur Her-
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Kauf nehmen wie alle anderen Aufwendungen, die die Art seines Betriebes mit sich 
bringt. 


178 Ergänzende Informationen zur Datenträgerüberlassung stehen auf der Internet-Seite 
des Bundesfinanzministeriums (www.bundesfinanzministerium.de) zum Download 
bereit. 


12. Zertifizierung und Software-Testate 


179 Die Vielzahl und unterschiedliche Ausgestaltung und Kombination der DV-Systeme 
für die Erfüllung außersteuerlicher oder steuerlicher Aufzeichnungs- und Aufbewah-
rungspflichten lassen keine allgemein gültigen Aussagen der Finanzbehörde zur Kon-
formität der verwendeten oder geplanten Hard- und Software zu. Dies gilt umso mehr, 
als weitere Kriterien (z. B. Releasewechsel, Updates, die Vergabe von Zugriffsrechten 
oder Parametrisierungen, die Vollständigkeit und Richtigkeit der eingegebenen Daten) 
erheblichen Einfluss auf die Ordnungsmäßigkeit eines DV-Systems und damit auf 
Bücher und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen haben können.  


180 Positivtestate zur Ordnungsmäßigkeit der Buchführung - und damit zur Ordnungs-
mäßigkeit DV-gestützter Buchführungssysteme - werden weder im Rahmen einer 
steuerlichen Außenprüfung noch im Rahmen einer verbindlichen Auskunft erteilt. 


181 „Zertifikate“ oder „Testate“ Dritter können bei der Auswahl eines Softwareproduktes 
dem Unternehmen als Entscheidungskriterium dienen, entfalten jedoch aus den in 
Rz. 179 genannten Gründen gegenüber der Finanzbehörde keine Bindungswirkung. 


13. Anwendungsregelung 


182 Im Übrigen bleiben die Regelungen des BMF-Schreibens vom 1. Februar 1984 
(IV A 7 - S 0318-1/84, BStBl I S. 155) unberührt. 


183 Dieses BMF-Schreiben gilt für Veranlagungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 
2014 beginnen. Es tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 7. November 1995  
(IV A 8 - S 0316 - 52/95, BStBl I S. 738) und vom 16. Juli 2001  
(IV D 2 - S 0316 - 136/01, BStBl I S. 415), das durch BMF-Schreiben vom 
14. September 2012 (IV A 4 - S 0316/12/10001, BStBl I S. 930) geändert wurde. 


184 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. Es steht ab sofort für 
eine Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuer-
arten - Weitere Steuerthemen - Betriebsprüfung zum Herunterladen bereit. 
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BUNDESFINANZHOF Entscheidung vom 16.12.2014, X R 47/13


Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 16.12.2014 X R 29/13 - Aufforderung des Finanzamts zur Vorlage 
von elektronischen Daten - Pflicht eines Apothekers zur Überlassung von Kassendateien an den Betriebsprüfer - 
Aufzeichnungspflicht, Aufbewahrungspflicht und Erstqualifikationsrecht - Geltung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung im Steuerrecht - Keine Bindung der Gerichte an norminterpretierende Verwaltungsvorschriften


Tenor


Es wird festgestellt, dass der Kläger verpflichtet war, dem Beklagten einen Datenträger mit der aus dem PC-
Kassensystem "A" der Firma X generierten Datei BP_Kassenumsatz.csv vorzulegen.
Die Entscheidung, ob und in welcher Höhe in den Streitjahren Hinzuschätzungen vorzunehmen sind, sowie die 
Entscheidung über die Kosten des Verfahrens bleiben dem Endurteil vorbehalten.


Tatbestand


1 A. Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) erzielte in den Streitjahren 2007 bis 2009 gewerbliche 
Einkünfte aus dem Betrieb einer Apotheke. Die Umsätze wurden im Wesentlichen in Form von Bargeschäften 
getätigt. Der Kläger ist nach §§ 238 ff. des Handelsgesetzbuches (HGB) buchführungspflichtig. Er verwendet 
in seiner Apotheke als sog. Vorsystem das EDV-System "A" der Firma X, ein speziell für Apotheken 
entwickeltes Warenwirtschaftssystem mit integrierter Kassenfunktion. Die Buchführung an sich wird mittels 
eines DATEV-Programms durch den Steuerberater erstellt.


2 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) führte für die Streitjahre eine Außenprüfung durch. 
Zusammen mit der Prüfungsanordnung wies der Prüfer darauf hin, er beabsichtige von dem nach § 147 
Abs. 6 i.V.m. Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 der Abgabenordnung (AO) bestehenden Recht des Zugriffs auf Daten, 
die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems (Warenwirtschafts- und Kassensystem) erstellt worden seien, 
Gebrauch zu machen und bat um Angaben zum EDV-System sowie um Zurverfügungstellung der 
entsprechenden Daten auf einem Datenträger. Dem kam der Kläger durch Vorlage einer CD-ROM nach, die 
jedoch keine Daten der PC-Kasse enthielt.


3 Im Verlauf der Prüfung forderte das FA mehrfach die Datei BP_Kassenumsatz.csv aus dem vom Kläger 
eingesetzten EDV-System "A" an, die Informationen aller Barverkäufe im Detail enthält (Kassenauftragszeile). 
Der Kläger verweigerte die Vorlage dieser Datei und übergab stattdessen einen Datenträger mit den 
saldierten Tagesabschluss-Werten (CD "[Name des Klägers] Z-Bons 2007-2009"). Gegen die 
Datenanforderung legte er Einspruch ein, den das FA nach Abschluss der Außenprüfung mangels 
Rechtsschutzinteresses als unzulässig verwarf.


4 Der Prüfer war der Ansicht, weil der Kläger alle Warenbewegungen und Erlöse über das PC-Kassensystem 
erfasse, gehörten die Vorgangsdaten der einzeln aufgezeichneten Geschäftsvorfälle zu den 
Grundaufzeichnungen, da nur mit diesen sich das Zustandekommen der gebuchten Erlöse überprüfen lasse. 
Der Kläger sei der Vorlageaufforderung nicht nachgekommen, sodass die erklärten Erlöse nicht geprüft 
werden könnten. Aufgrund dieses elementaren Mangels habe die Buchführung die Vermutung für die 
sachliche Richtigkeit i.S. des § 158 AO verloren, weswegen eine Hinzuschätzung von 3 % der Barumsätze 
vorzunehmen sei.


5 Das FA folgte der Auffassung des Prüfers und erließ u.a. entsprechend geänderte 
Einkommensteuerbescheide für die Jahre 2007 bis 2009. Die hiergegen gerichteten Einsprüche des Klägers 
wies es als unbegründet zurück. Der Kläger sei verpflichtet, ihm die Daten des Warenverkaufsjournals 
(Einzelaufzeichnungen) zur Prüfung zur Verfügung zu stellen. Aus der Nichtvorlage trotz Anforderung ergebe 
sich die Berechtigung zur Schätzung von Unsicherheitszuschlägen.


6 Die Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht (FG) entschied --insbesondere unter Hinweis auf das Urteil des 
Hessischen FG vom 24. April 2013  4 K 422/12 (Entscheidungen der Finanzgerichte --EFG-- 2013, 1186)-- 
durch das in EFG 2014, 91 veröffentlichte Urteil, die Hinzuschätzungen des FA seien rechtswidrig und 
deshalb rückgängig zu machen.


7 Seine Revision begründet das FA mit der Verletzung materiellen Rechts. Als nach handelsrechtlichen 
Vorschriften buchführungspflichtiger Kaufmann sei der Kläger auch als Apotheker zur Einzelaufzeichnung 
seiner Verkäufe verpflichtet. Die Frage der Zumutbarkeit einer Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge stelle 
sich in der heutigen Zeit allgemein und angesichts der tatsächlich geführten Aufzeichnungen auch im Streitfall 
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konkret nicht. Bei den Einzelaufzeichnungen handele es sich um Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 
Nr. 1 AO, deren Überlassung auf einem Datenträger daher zu Recht verlangt worden sei.


8 Das FA beantragt,


das angefochtene FG-Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen, hilfsweise die Sache an einen anderen 
Senat des FG zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.


9 Der Kläger beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


10 Er hält die Entscheidung des FG für zutreffend. Der Bundesfinanzhof (BFH) habe insbesondere mit Urteil vom 
24. Juni 2009 VIII R 80/06 (BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 452) entschieden, dass der Datenzugriff der 
Finanzverwaltung sich nur auf solche nach § 147 Abs. 1 AO aufbewahrungspflichtigen Daten erstrecke, für 
die eine --an anderer Stelle normierte-- Aufzeichnungspflicht bestehe. Für Einzelhändler sehe die AO indes 
keine Pflicht zur Einzelaufzeichnung vor. "Freiwillige" Aufzeichnungen unterfielen nicht dem 
Datenzugriffsrecht in § 147 Abs. 6 AO. Demgegenüber reiche es für das FA aus, wenn Aufzeichnungen 
tatsächlich geführt worden seien. Im Übrigen sei das FA überhaupt nicht berechtigt, "Dateien" anzufordern, da 
der Finanzverwaltung der Zugriff nur auf "Daten" offenstehe. Davon abgesehen sei die Datenanforderung 
zudem nicht hinreichend bestimmt.


11 Unabhängig davon habe das FA unter den Umständen des Streitfalls jedenfalls nicht einfach schätzen dürfen. 
Bevor nicht die streitige Frage des Datenzugriffsrechts geklärt gewesen sei, habe das FA in der Weigerung, 
die angeforderte Datei herauszugeben, kein zu sanktionierendes Verhalten sehen dürfen.


12 Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist dem Verfahren beigetreten und unterstützt das Vorbringen 
des FA. Es ist insbesondere der Ansicht, die Frage der Zumutbarkeit stelle sich bei Verwendung eines PC-
Kassensystems, wie es in der heutigen Zeit üblich sei, nicht mehr, so dass eine Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung auch bei Einzelhändlern bestehe. Als Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 Nr. 1 
AO seien solche Daten aufbewahrungspflichtig und unterlägen infolgedessen dem Datenzugriffsrecht der 
Finanzverwaltung nach § 147 Abs. 6 AO. Gegen die vom FA vorgenommene Hinzuschätzung bestünden 
weder dem Grunde noch der Höhe nach Bedenken.


Entscheidungsgründe


13 B. Der Senat entscheidet gemäß § 99 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) durch Zwischenurteil vorab 
über die Rechtsfrage, ob der Kläger der Sache nach verpflichtet war, dem FA den von diesem angeforderten 
Datenträger mit der aus dem PC-Kassensystem "A" der Firma X generierten Datei BP_Kassenumsatz.csv 
vorzulegen. Dies ist zu bejahen (unter I.). Die Entscheidung, ob und in welcher Höhe in den Streitjahren 
Hinzuschätzungen vorzunehmen sind, bleibt dem Endurteil vorbehalten (unter II.).


14 I. Das FA durfte den Kläger zur Überlassung der Kassendaten in elektronisch verwertbarer Form auffordern, 
da dieser zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe sowie zur Aufbewahrung der Aufzeichnung verpflichtet 
war.


15 1. Im Ansatz zu Recht gehen sowohl der Kläger als auch das FG davon aus, dass Voraussetzung für die 
Datenanforderung das Bestehen einer Aufzeichnungspflicht ist. Die Befugnisse aus § 147 Abs. 6 AO stehen 
der Finanzbehörde nur in Bezug auf solche Unterlagen zu, die der Steuerpflichtige nach § 147 Abs. 1 AO 
aufzubewahren hat. Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht in § 147 Abs. 1 AO wird wiederum 
grundsätzlich begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht (ausführlich BFH-
Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 452, m.w.N.).


16 Im Gegensatz zur Auffassung des FG ist der Kläger im Streitfall zur Aufzeichnung seiner Geschäftsvorfälle 
einschließlich der Kassenvorgänge verpflichtet.


17 a) Nach § 238 Abs. 1 Satz 1 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine 
Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
(GoB) ersichtlich zu machen. Über § 140 AO gelten die Kaufleuten obliegenden handelsrechtlichen 
Buchführungspflichten auch für die Besteuerung (vgl. Klein/Rätke, AO, 12. Aufl., § 140 Rz 1 und 4; BFH-
Beschluss vom 26. September 2007 I B 53, 54/07, BFHE 219, 19, BStBl II 2008, 415). Die handelsrechtlichen 
Pflichten werden zu solchen des Steuerrechts transformiert (Görke in Hübschmann/Hepp/Spitaler --HHSp--, 
§ 140 AO Rz 34).


18 b) Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb 
angemessener Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die Lage des Unternehmens 
vermitteln kann (§ 238 Abs. 1 Satz 2 HGB). Die Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und 
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Abwicklung verfolgen lassen (§ 238 Abs. 1 Satz 3 HGB). Die Eintragungen in den Büchern und die sonst 
erforderlichen Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden 
(§ 239 Abs. 2 HGB).


19 c) Aus der Pflicht zur Ersichtlichmachung der Handelsgeschäfte und der Lage des Vermögens unter 
Beachtung der GoB hat der BFH gefolgert, dies bedeute, dass grundsätzlich jedes einzelne Handelsgeschäft 
--einschließlich der sich auf die jeweiligen Handelsgeschäfte beziehenden Kassenvorgänge-- einzeln 
aufzuzeichnen sei (vgl. BFH-Urteil vom 12. Mai 1966 IV 472/60, BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Mit der 
Buchführung wird u.a. der Zweck verfolgt, zu jedem Zeitpunkt einen zuverlässigen Einblick in den Ablauf aller 
Geschäfte zu geben. Deswegen muss es zu einem späteren Zeitpunkt für einen buchführungsmäßig 
vorgebildeten Dritten leicht und im Rahmen eines angemessenen Zeitaufwands möglich sein, den Inhalt und 
den Ablauf aller Geschäfte der Vergangenheit zu überprüfen. Dies erfordert in der Regel die Aufzeichnung 
jedes einzelnen Handelsgeschäfts in einem Umfang, der eine Überprüfung seiner Grundlagen, seines Inhalts 
und seiner Bedeutung für den Betrieb ermöglicht. Dafür bedarf es prinzipiell nicht nur der Aufzeichnung der in 
Geld bestehenden Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des Geschäfts und des Namens des 
Vertragspartners (BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Es ist auch in der Literatur allgemein 
anerkannt, dass die GoB grundsätzlich eine einzelne Erfassung eines jeden Geschäftsvorfalls erfordern und 
zusammengefasste oder verdichtete Buchungen demzufolge voraussetzen, dass sie eindeutig in ihre 
Einzelpositionen aufgegliedert werden können (vgl. z.B. Adler/Düring/Schmaltz, Rechnungslegung und 
Prüfung der Unternehmen, 6. Aufl., HGB § 239 Rz 12; Quick/Wolz in Baetge/Kirsch/Thiele, Bilanzrecht, § 238 
HGB Rz 42 und § 239 HGB Rz 23; MünchKommHGB/Ballwieser, 3. Aufl., § 239 Rz 2; Baetge/Kirsch/Thiele in 
Küting/Pfitzer/ Weber, Handbuch der Rechnungslegung, Einzelabschluss, Kap. 4 Rz 51 und 56).


20 Für bar erlangte Kasseneinnahmen hat der BFH in diesem Zusammenhang unmissverständlich klargestellt, 
dass der nach den GoB aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfall gerade nicht nur der am Ende eines Tages 
insgesamt vereinnahmte Betrag (Tageslosung) ist, weil die Tatsache der sofortigen Bezahlung der Leistung 
es nicht rechtfertigt, die einzelnen Geschäftsvorfälle nicht auch einzeln mit Benennung des Kunden, der Art 
der Tätigkeit und der Bareinnahme aufzuzeichnen (BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371).


21 d) Da die GoB indes nur eine Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge im Rahmen des nach Art und Umfang 
des Geschäftes Zumutbaren verlangen, hat der BFH die Einzelaufzeichnungspflicht für 
Einzelhandelsgeschäfte --in Betrieben, in denen Waren von geringerem Wert an eine unbestimmte Vielzahl 
nicht bekannter und auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden-- dahingehend eingeschränkt, dass 
die baren Betriebseinnahmen in der Regel nicht einzeln aufgezeichnet zu werden brauchen (BFH-Urteil in 
BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Ausschlaggebend für den BFH war insoweit, dass es technisch, 
betriebswirtschaftlich und praktisch unmöglich war, an die Aufzeichnung der einzelnen zahlreichen baren 
Kassenvorgänge in Einzelhandelsgeschäften gleiche Anforderungen wie bei anderen Handelsgeschäften zu 
stellen, nämlich zur Identifizierung und zur Bestimmung des Inhalts des Geschäfts Namen und Anschrift des 
Kunden und den Gegenstand des Kaufvertrages festzuhalten.


22 e) Die Frage, ob die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich gegebene Verpflichtung zur 
Einzelaufzeichnung eines jeden Geschäftsvorfalls aus Gründen der Unzumutbarkeit einzuschränken ist, ist 
--anders als im BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- im Streitfall zu verneinen.


23 aa) Eine den GoB entsprechende Buchführung setzt voraus, dass die Eintragungen in die Bücher und sonst 
erforderliche Aufzeichnungen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden (§ 239 
Abs. 2 HGB, § 146 Abs. 1 Satz 1 AO). Es besteht jedoch keine gesetzliche Vorgabe, wie (Kassen-)
Aufzeichnungen zu führen sind. So können Handelsbücher und sonst erforderliche Aufzeichnungen 
grundsätzlich auch in der geordneten Ablage von Belegen bestehen oder auf Datenträgern geführt werden 
(§ 239 Abs. 4 Satz 1 HGB, § 146 Abs. 5 Satz 1 AO). Der Steuerpflichtige ist in der Wahl des 
Aufzeichnungsmittels somit frei und kann entscheiden, ob er seine Warenverkäufe manuell oder unter 
Zuhilfenahme technischer Hilfsmittel --wie eben einer elektronischen Registrier- oder PC-Kasse-- erfasst.


24 Entscheidet der Steuerpflichtige sich --wie im Streitfall der Kläger-- für ein modernes PC-Kassensystem, das 
zum einen sämtliche Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet (mithin insbesondere die in Geld 
bestehende Gegenleistung sowie den Inhalt des Geschäfts) und zum anderen auch eine langfristige 
Aufbewahrung (Speicherung) der getätigten Einzelaufzeichnungen ermöglicht, kommt er der ihm obliegenden 
Verpflichtung zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe gerade nach. Er kann sich in diesem Fall nicht (mehr) 
auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen. Bei Verwendung einer PC-Kasse ist die mit 
ihr bewirkte Einzelaufzeichnung auch zumutbar (so auch Harle/Olles, Die steuerliche Betriebsprüfung --StBp-- 
2013, 333, 335).


25 bb) Etwas anderes ergibt sich weder aus dem BFH-Urteil vom 26. Februar 2004 XI R 25/02 (BFHE 205, 249, 
BStBl II 2004, 599) noch aus den Senatsbeschlüssen vom 16. Februar 2006 X B 57/05 (BFH/NV 2006, 940) 
sowie vom 7. Februar 2008 X B 189/07 (nicht veröffentlicht).


26
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(1) Im Urteil in BFHE 205, 249, BStBl II 2004, 599 hat der BFH zwar auf die Ausnahme von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung hingewiesen, hierüber aber --da es um einen nicht buchführungspflichtigen, im 
Taxigewerbe tätigen Gewerbetreibenden ging-- nicht tragend entschieden.


27 (2) Im Beschluss in BFH/NV 2006, 940 ermittelte die dortige Klägerin ihren Gewinn durch Einnahmen-
Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) und nicht durch 
Betriebsvermögensvergleich. Aus der Entscheidung ergibt sich lediglich, dass Steuerpflichtige, die ihren 
Gewinn zulässigerweise durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermitteln, zwar über § 22 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) i.V.m. §§ 63 bis 68 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung zu 
Einzelaufzeichnungen, nicht aber deshalb auch zur Führung eines Kassenbuches verpflichtet sind; dies 
ergebe sich weder aus § 4 Abs. 3 EStG noch aus §§ 145, 146 AO oder § 22 UStG.


28 (3) Zwar ging es in dem dem Beschluss vom 7. Februar 2008 X B 189/07 zugrunde liegenden Fall um einen 
Lebensmitteleinzelhändler. Dieser war indes nicht buchführungspflichtig, sondern ermittelte seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG, was voraussetzt, dass sein Betrieb keinen 
nach Art oder Umfang in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erforderte. Der Senat hat 
zwar --wenn auch unter Verweis auf das BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- ausgeführt, dem 
Kläger sei eine Einzelaufzeichnungspflicht nicht zuzumuten. Hieraus kann jedoch nicht geschlossen werden, 
dass der Senat generell auch für buchführungspflichtige Einzelhändler an der Befreiung von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung festhalten wollte.


29 f) Auch den §§ 143 ff. AO kann nichts anderes entnommen werden.


30 aa) Wie oben bereits ausgeführt, werden die handelsrechtlichen Pflichten über § 140 AO zu solchen des 
Steuerrechts. § 145 AO hat demzufolge für diejenigen Steuerpflichtigen, die --wie der Kläger-- bereits nach 
den handelsrechtlichen Vorschriften buchführungspflichtig sind, keine eigene Bedeutung, da diese den 
handelsrechtlichen GoB unmittelbar unterworfen sind (Görke in HHSp, § 145 AO Rz 6). Durch § 145 AO wird 
die Geltung der GoB im Steuerrecht nicht eingeschränkt. Die steuerrechtlichen Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Buchführung sind vielmehr mit den handelsrechtlichen GoB abgestimmt (Koenig/Coester, 
Abgabenordnung, 3. Aufl., § 145 Rz 5).


31 bb) Die §§ 143, 144 AO stehen einer Einzelaufzeichnungspflicht für Einzelhändler nicht von vornherein 
entgegen.


32 Der erkennende Senat vermag der Ansicht des Klägers nicht zu folgen, aus der Zusammenschau von § 143 
AO, der alle gewerblichen Unternehmer zur gesonderten Aufzeichnung des Wareneingangs verpflichtet, und 
von § 144 AO, der nur eine Verpflichtung der Großhändler zur gesonderten Aufzeichnung des 
Warenausgangs in Gestalt der zur gewerblichen Weiterverwendung bestimmten Waren ausspricht, ergebe 
sich der Wille des Gesetzgebers, Einzelhändler wie ihn von einer Verpflichtung zur Einzelaufzeichnung 
auszunehmen. § 144 AO statuiert --wie § 143 AO-- eine selbständige, von sonstigen Buchführungspflichten 
unabhängige (gesonderte) Aufzeichnungspflicht und nimmt den Aufzeichnungspflichtigen speziell zur 
Überprüfung der steuerlichen Verhältnisse Dritter in Dienst (Görke in HHSp, § 144 AO Rz 2). Hierzu gehört 
der Kundenkreis eines Einzelhändlers gerade nicht. Wesentlich für die in § 144 AO geregelte 
Aufzeichnungspflicht des Warenausgangs ist demzufolge u.a. auch die Aufzeichnung des Namens oder der 
Firma und der Anschrift des Abnehmers (§ 144 Abs. 3 Nr. 2 AO), was von einem Einzelhändler regelmäßig 
nur dann gefordert werden kann, wenn es für ihn zumutbar ist.


33 Aus der gesonderten Aufzeichnungspflicht für Großhändler nach § 144 AO kann nicht der Schluss gezogen 
werden, Einzelhändler hätten hinsichtlich ihrer Ausgangsleistungen keine Aufzeichnungspflichten zu erfüllen. 
Vielmehr entbindet die Aufzeichnung des Warenausgangs nach § 144 AO den Großhändler auch dann nicht 
von weiteren Aufzeichnungspflichten (generelle Pflicht zur Einzelaufzeichnung aller Geschäftsvorfälle, 
Aufzeichnungen nach § 22 UStG), wenn sich insoweit Überschneidungen ergeben. Dies berechtigt ihn 
allenfalls dazu, die verschiedenen Aufzeichnungen ggf. in einer Datensammlung technisch 
zusammenzufassen, sofern dies sämtlichen Aufzeichnungsanforderungen genügt (Görke in HHSp, § 144 AO 
Rz 2 i.V.m. § 143 AO Rz 5).


34 g) Mit den vorstehenden Ausführungen weicht der erkennende Senat nicht von der Entscheidung in BFHE 86, 
118, BStBl III 1966, 371 ab. Dem steht schon entgegen, dass die damalige, vom IV. Senat des BFH 
entschiedene Fallkonstellation, die sich auf das Streitjahr 1956 bezog, angesichts veränderter technischer 
Möglichkeiten nicht mit dem vorliegend zu entscheidenden, mehr als 50 Jahre später liegenden Fall 
vergleichbar ist.


35 h) Klarstellend weist der Senat darauf hin, dass die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich auch 
für Einzelhändler geltende Pflicht zur Einzelaufzeichnung der Bareinnahmen nicht bedeutet, dass diese 
künftig einzeln gebucht werden müssen. Ausreichend ist insoweit --wie bisher-- die Verbuchung der 
zusammengefassten Tageslosung. Entscheidend ist, dass diese sich auf die einzeln erfassten Verkäufe 
zurückführen lässt, die ihrerseits --ggf. unter Zuhilfenahme des Warenwirtschaftssystems-- nachweisbar sind.
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36 2. Als Folge der Pflicht, die baren Betriebseinnahmen einzeln aufzuzeichnen, unterliegen die von dem Kläger 
mittels der PC-Kasse gefertigten Aufzeichnungen der Aufbewahrungspflicht des § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO.


37 a) Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht wird --wie oben bereits ausgeführt-- grundsätzlich 
begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht. Die Pflicht zur Aufbewahrung 
von Unterlagen ist akzessorisch. Das heißt, sie setzt stets eine Aufzeichnungspflicht voraus und besteht 
grundsätzlich nur im Umfang der Aufzeichnungspflicht (grundlegend BFH-Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 
2010, 452, mit umfangreichen Nachweisen). Eine eigenständige Pflicht zur Aufbewahrung von Unterlagen, 
die nicht mit einer Pflicht zur Aufzeichnung von Daten in Zusammenhang stehen, ist § 147 Abs. 1 AO nicht zu 
entnehmen.


38 Zutreffend geht das FA davon aus, dass es sich bei den vorliegend mit Hilfe einer PC-Kasse einzeln 
aufgezeichneten Bareinnahmen (Umsätze/Warenverkäufe) um Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 
Nr. 1 AO und keineswegs um "freiwillige" Aufzeichnungen handelt. Zu "freiwilligen" Aufzeichnungen kommt es 
auch nicht etwa deshalb, weil die Anschaffung der Kasse mit den damit verbundenen 
Aufzeichnungsmöglichkeiten primär aus betriebswirtschaftlichen Gründen erfolgt ist.


39 b) Davon unabhängig sind gemäß § 147 Abs. 1 Nr. 4 AO insbesondere auch die Tagesendsummenbons 
(Z-Bons) als Beleg über die Buchung der verdichteten Tagessummen aufzubewahren.


40 c) Der Kläger war in den Streitjahren 2007 bis 2009 auch nicht im Hinblick auf das BMF-Schreiben vom 
9. Januar 1996 IV A 8-S 0310-5/95 (BStBl I 1996, 34) nur zur Aufbewahrung und Speicherung der Z-Bons 
verpflichtet. Es handelt sich bei diesem BMF-Schreiben um eine norminterpretierende Verwaltungsvorschrift, 
die als solche keine Rechtsnormqualität besitzt und die Gerichte nicht bindet (vgl. BFH-Urteil vom 
24. September 2013 VI R 48/12, BFH/NV 2014, 341).


41 Norminterpretierende Verwaltungsanweisungen, die die gleichmäßige Auslegung und Anwendung des Rechts 
sichern sollen, können im Allgemeinen weder eine einer Rechtsnorm vergleichbare Bindung aller 
Rechtsanwender noch eine Bindung nach dem Grundsatz von Treu und Glauben herbeiführen. Eine von den 
Gerichten zu beachtende Selbstbindung der Verwaltung besteht lediglich ausnahmsweise in dem Bereich der 
ihr vom Gesetz eingeräumten Entscheidungsfreiheit, also im Bereich des Ermessens, der Billigkeit (z.B. bei 
Änderung der Rechtsprechung) und der Typisierung oder Pauschalierung (BFH-Urteile vom 26. April 1995 
XI R 81/93, BFHE 178, 4, BStBl II 1995, 754, und vom 7. Dezember 2005 I R 123/04, BFH/NV 2006, 1097). 
Um einen solchen Fall handelt es sich bei der Gewährung von Aufbewahrungserleichterungen für 
Kassengrundaufzeichnungen indes nicht.


42 3. Da der Kläger zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe und zur Aufbewahrung der entsprechenden 
Aufzeichnungen verpflichtet war, durfte das FA im Rahmen der Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 6 Satz 2 
Alternative 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 AO die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten 
Daten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Prüfung anfordern.


43 a) Unschädlich ist zunächst, dass die Daten mittels eines der eigentlichen Buchführung vorgelagerten 
(Kassen-)Systems erstellt wurden, da dem Datenzugriff grundsätzlich auch die Daten aus vorgeschalteten 
Systemen oder Nebensystemen unterfallen (z.B. Schüßler, Der Datenzugriff der Finanzverwaltung im 
Rahmen der --digitalen-- Außenprüfung, S. 76, m.w.N.; vgl. auch Jochum, Die Mitwirkungspflichten des 
Steuerpflichtigen in der Außenprüfung, S. 195 ff.). Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die in einem 
Vorsystem --wie einem Kassensystem-- erzeugten (steuerrelevanten und aufbewahrungspflichtigen) Daten in 
verdichteter Form in das eigentliche Buchführungssystem übergeben werden (vgl. dazu auch BMF-Schreiben 
vom 14. November 2014 IV A 4-S 0316/13/10003, BStBl I 2014, 1450, insbesondere Rz 20).


44 b) Soweit der Kläger meint, die Anforderung sei schon deshalb rechtswidrig, weil sie zu unbestimmt sei bzw. 
weil das FA keine Daten, sondern eine Datei angefordert habe, greift dieser Einwand nicht durch.


45 aa) Bei verständiger Würdigung ist zunächst davon auszugehen, dass der Gesetzgeber auch eine "Datei" 
--also einen Bestand inhaltlich zusammengehöriger Daten, der auf einem Datenträger oder Speichermedium 
abgelegt und gespeichert ist-- meint, wenn er in § 147 Abs. 6 AO von "Daten" spricht.


46 Die Datenzugriffsmöglichkeit der Finanzverwaltung setzt zwingend voraus, dass die zunächst "flüchtigen" 
Daten (im Streitfall die Informationen im Zusammenhang mit den einzelnen Verkaufsvorgängen) systematisch 
in einer Datei abgelegt werden und so erhalten bleiben. Dass die Datei ggf. für den Datenzugriff "neu" erzeugt 
werden muss, ist ebenfalls kein Hinderungsgrund, sondern vielmehr Folge der der Finanzverwaltung in § 147 
Abs. 6 Satz 2 Alternative 2 AO eingeräumten Möglichkeit der Anforderung eines Datenträgers (sog. 
"Z3 Zugriff"; zu den Datenzugriffsmöglichkeiten der Finanzverwaltung vgl. z.B. Burchert, Die Information für 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, 2006, 744, 745 f.).


47 bb) Dem FA war zudem bekannt, dass das von dem Kläger verwandte Apothekenkassensystem "A" des 
Anbieters X vorsah, die Daten des Warenverkaufsjournals zur Ermöglichung des Datenzugriffs der 
Finanzverwaltung in einer speziellen Datei (BP_Kassenumsatz.csv) abzulegen. Dementsprechend durfte das 
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FA davon ausgehen, in dieser Datei befänden sich die steuerrelevanten Kassendaten 
(Grundaufzeichnungen). Zweifel, worauf sich das Datenanforderungsverlangen des FA bezog, konnten beim 
Kläger nach Ansicht des Senats nicht entstehen.


48 Eine --wie der Kläger fordert-- detaillierte Auflistung der einzelnen Datensätze würde dagegen voraussetzen, 
dass die Finanzverwaltung nicht nur den Anbieter sowie das System bzw. Programm mit seinem Inhalt und 
der jeweiligen Arbeitsweise, sondern bspw. auch die Programmversion im Einzelnen kennt. Bei der Vielzahl 
der auf dem Markt vorhandenen unterschiedlichen Systeme und Programme sowie ihrer Schnelllebigkeit wird 
der Finanzverwaltung dies regelmäßig nicht möglich sein. Die Anforderungen an die Verwaltung würden 
überspannt.


49 cc) Mit der Anforderung eines Datenträgers mit der aus dem PC-Kassensystem "A" der Firma X generierten 
Datei BP_Kassenumsatz.csv verstößt das FA auch nicht gegen das Übermaßverbot.


50 Mit der Bereitstellung der standardisierten Datei BP_Kassenumsatz im csv-Format für den Datenexport im 
Rahmen der digitalen Außenprüfung hat X für den Kläger die diesem obliegende Qualifizierung der steuerlich 
relevanten Kassendaten übernommen. Soweit der Kläger der Ansicht sein sollte, einzelne in der Datei 
enthaltene Daten seien nicht steuerrelevant, obliegt es ihm, diese zu selektieren (sog. Erstqualifikationsrecht, 
vgl. z.B. BMF-Schreiben in BStBl I 2014, 1450, Rz 160 f.; Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. 
--IDW--, FN IDW 2012 [Beiheft zu Nr. 11], B 12). Hat er bspw. in der Datei patientenbezogene Daten 
abgelegt, deren Herausgabe er nach § 102 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. c AO verweigern darf (vgl. BFH-Urteil vom 
28. Oktober 2009 VIII R 78/05, BFHE 227, 338, BStBl II 2010, 455, unter II.4.g dd für einen 
Rechtsanwalt/Steuerberater als Berufsgeheimnisträger), kann er diese aus der Datei entfernen. Ist ihm dies 
nicht möglich, kann er den Zugriff auf die Datei BP_Kassenumsatz.csv mit den Kasseneinzeldaten nicht 
verweigern (zutreffend Bellinger, StBp 2011, 305, 308; ders., StBp 2013, 278, 279; vgl. auch BFH-Beschluss 
in BFHE 219, 19, BStBl II 2008, 415, unter II.4.). Er trägt die Verantwortung und damit auch das Risiko, wenn 
er steuerrelevante und nicht steuerrelevante Daten ununterscheidbar vermengt haben sollte.


51 c) Anzeichen, dass das FA sein Ermessen, ob und in welcher Form es auf Daten Zugriff nehmen möchte, 
fehlerhaft ausgeübt haben könnte, sind nicht ersichtlich. Ermessensfehler werden vom Kläger auch nicht 
geltend gemacht.


52 II. Der erkennende Senat sieht es als sachdienlich an, durch Zwischenurteil gemäß § 99 Abs. 2 FGO 
auszusprechen, dass eine Verpflichtung des Klägers bestand, dem FA einen Datenträger mit der aus dem 
PC-Kassensystem "A" der Firma X generierten Datei BP_Kassenumsatz.csv vorzulegen.


53 Weder der Kläger noch das FA haben dem Erlass eines Zwischenurteils widersprochen.


54 Die Entscheidung, ob und in welcher Höhe in den Streitjahren Hinzuschätzungen vorzunehmen sind, bleibt 
dem Endurteil vorbehalten. Gleiches gilt für die Kostenentscheidung.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 16.12.2014, X R 29/13


Aufforderung des Finanzamts zur Vorlage von elektronischen Daten - Pflicht eines Einzelhändlers zur Vorlage einer 
Kassendatei - Aufzeichnungspflicht, Aufbewahrungspflicht und Erstqualifikationsrecht - Geltung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung im Steuerrecht - Keine Bindung der Gerichte an norminterpretierende 
Verwaltungsvorschriften


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finanzgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 23. Mai 2013  1 K 
396/12 wird als unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


1 I. Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) erzielt gewerbliche Einkünfte aus dem Betrieb einer Apotheke. Er ist 
nach §§ 238 ff. des Handelsgesetzbuchs (HGB) buchführungspflichtig und verwendet in seiner Apotheke im 
Rahmen eines sog. Vorsystems Software der Firma X, die ein speziell für Apotheken entwickeltes 
Warenwirtschaftssystem mit integrierter Kassenfunktion anbietet. Der Kläger fertigte "wie in der 
Apothekenbranche üblich" Kassenberichte, in die er jeweils das Ergebnis des Tagesabschlussbons übertrug.


2 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) ordnete für die Jahre 2006 bis 2009 eine 
Außenprüfung beim Kläger an. Mit Schreiben vom 17. Oktober 2011 bat der Prüfer um Vorlage von Daten in 
Gestalt der Verkaufsdatei der PC-Kasse (Kassenzeile, Einzeldaten und Bewegungsdatei), da alle im Kassen- 
und Warenwirtschaftssystem elektronisch verbuchten Geschäftsvorfälle aufzeichnungs- und 
aufbewahrungspflichtig seien.


3 Der Kläger legte gegen die Aufforderung zur Vorlage der Daten der einzelnen Verkäufe in der Apotheke 
Einspruch ein und begründete dies damit, das FA sei zu einem digitalen Zugriff insoweit nicht berechtigt, da die 
angeforderte Verkaufsdatei nicht zu den archivierungspflichtigen Daten gehöre.


4 Der Einspruch blieb erfolglos. Das FA war der Ansicht, der Kläger sei als buchführungspflichtiger Kaufmann 
grundsätzlich zur Einzelaufzeichnung der Bareinnahmen verpflichtet. Im Gegensatz zu den Verhältnissen zur 
Zeit des Urteils des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 12. Mai 1966 IV 472/60 (BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371) 
stelle sich die Frage der Zumutbarkeit von Einzelaufzeichnungen nicht, da der Kläger entsprechende 
Grundaufzeichnungen zur Erfüllung seiner Einzelaufzeichnungspflicht tatsächlich technisch, 
betriebswirtschaftlich und praktisch geführt habe. Zwar obliege dem Kläger keine gesonderte Aufzeichnung 
des Warenausgangs nach § 144 der Abgabenordnung (AO). Daraus folge indes nicht, dass jegliche 
Einzelaufzeichnungspflicht des Warenausgangs für Einzelhändler wie ihn entfalle. Da der Kläger die 
Aufzeichnungen in elektronischer Form geführt habe, sei das FA berechtigt, hierauf gemäß § 147 Abs. 6 AO 
zuzugreifen.


5 Die Klage war ebenfalls ohne Erfolg. Das Finanzgericht (FG) war im Wesentlichen der Ansicht, bei der 
angeforderten Verkaufsdatei --bestehend aus der Kassenzeile, den Einzeldaten und der Bewegungsdatei-- 
handele es sich um Kassenunterlagen i.S. von § 147 Abs. 1 Nr. 5 AO und damit um steuerlich relevante 
Unterlagen, da sie dem Verständnis der Geschäftsvorfälle und deren Überprüfung dienen könnten. Es könnten 
die Bestände sowie die Bestandsveränderungen an Arzneimitteln, an Betäubungsmitteln oder auch an nicht 
verschreibungspflichtigen Produkten mit den Erlösen im Einzelnen verprobt werden. Den Kläger treffe als 
Kaufmann nach §§ 238 ff. HGB i.V.m. den Grund-sätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) eine 
diesbezügliche Aufzeichnungspflicht. Dies gelte auch angesichts des BFH-Urteils in BFHE 86, 118, BStBl III 
1966, 371. Damit unterliege die Verkaufsdatei dem Datenzugriff.


6 Seine Revision begründet der Kläger mit der Verletzung materiellen Rechts. Der BFH habe mit Urteil vom 
24. Juni 2009 VIII R 80/06 (BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 452) entschieden, dass der Datenzugriff der 
Finanzverwaltung sich nur auf solche nach § 147 Abs. 1 AO aufbewahrungspflichtigen Daten erstrecke, für die 
eine --an anderer Stelle normierte-- Aufzeichnungspflicht bestehe. Für Einzelhändler sehe die AO indes keine 
Pflicht zur Einzelaufzeichnung vor. "Freiwillige" Aufzeichnungen wie die vorliegend von ihm geführten 
Kasseneinzeldaten unterfielen dagegen nicht dem Datenzugriffsrecht in § 147 Abs. 6 AO. Dass er 
Aufzeichnungen tatsächlich geführt habe, könne entgegen der Ansicht des FA und des FG nicht ausreichen. 
Im Übrigen sei das FA auch überhaupt nicht berechtigt, "Dateien" anzufordern, da der Finanzverwaltung der 
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Zugriff nur auf "Daten" offenstehe. Davon abgesehen sei die Datenanforderung zudem nicht hinreichend 
bestimmt.


7 Der Kläger beantragt,


das angefochtene FG-Urteil sowie den Datenanforderungsbescheid vom 17. Oktober 2011 in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung vom 16. März 2012 aufzuheben.


8 Das FA beantragt,


die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


9 II. Die Revision ist unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung 
--FGO--). Das FA durfte den Kläger zur Überlassung der Kassendaten in elektronisch verwertbarer Form 
auffordern, da dieser zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe sowie zur Aufbewahrung der Aufzeichnung 
verpflichtet war.


10 1. Zu Recht gehen sowohl der Kläger als auch das FG davon aus, dass Voraussetzung für die 
Datenanforderung das Bestehen einer Aufzeichnungspflicht ist. Die Befugnisse aus § 147 Abs. 6 AO stehen 
der Finanzbehörde nur in Bezug auf solche Unterlagen zu, die der Steuerpflichtige nach § 147 Abs. 1 AO 
aufzubewahren hat. Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht in § 147 Abs. 1 AO wird wiederum 
grundsätzlich begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht (ausführlich BFH-
Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 2010, 452, m.w.N.).


11 Anders als der Kläger meint, ist er jedoch zur Aufzeichnung seiner einzelnen Geschäftsvorfälle einschließlich 
der Kassenvorgänge verpflichtet.


12 a) Nach § 238 Abs. 1 Satz 1 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine 
Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den GoB ersichtlich zu machen. Über § 140 AO 
gelten die Kaufleuten obliegenden handelsrechtlichen Buchführungspflichten auch für die Besteuerung (vgl. 
Klein/Rätke, AO, 12. Aufl., § 140 Rz 1 und 4; BFH-Beschluss vom 26. September 2007 I B 53, 54/07, BFHE 
219, 19, BStBl II 2008, 415). Die handelsrechtlichen Pflichten werden zu solchen des Steuerrechts 
transformiert (Görke in Hübschmann/Hepp/ Spitaler --HHSp--, § 140 AO Rz 34).


13 b) Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb 
angemessener Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die Lage des Unternehmens 
vermitteln kann (§ 238 Abs. 1 Satz 2 HGB). Die Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und 
Abwicklung verfolgen lassen (§ 238 Abs. 1 Satz 3 HGB). Die Eintragungen in den Büchern und die sonst 
erforderlichen Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden 
(§ 239 Abs. 2 HGB).


14 c) Aus der Pflicht zur Ersichtlichmachung der Handelsgeschäfte und der Lage des Vermögens unter 
Beachtung der GoB hat der BFH gefolgert, dies bedeute, dass grundsätzlich jedes einzelne Handelsgeschäft 
--einschließlich der sich auf die jeweiligen Handelsgeschäfte beziehenden Kassenvorgänge-- einzeln 
aufzuzeichnen sei (vgl. BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Mit der Buchführung wird u.a. der 
Zweck verfolgt, zu jedem Zeitpunkt einen zuverlässigen Einblick in den Ablauf aller Geschäfte zu geben. 
Deswegen muss es zu einem späteren Zeitpunkt für einen buchführungsmäßig vorgebildeten Dritten leicht 
und im Rahmen eines angemessenen Zeitaufwands möglich sein, den Inhalt und den Ablauf aller Geschäfte 
der Vergangenheit zu überprüfen. Dies erfordert in der Regel die Aufzeichnung jedes einzelnen 
Handelsgeschäfts in einem Umfang, der eine Überprüfung seiner Grundlagen, seines Inhalts und seiner 
Bedeutung für den Betrieb ermöglicht. Dafür bedarf es prinzipiell nicht nur der Aufzeichnung der in Geld 
bestehenden Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des Geschäfts und des Namens des Vertragspartners 
(BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Es ist auch in der Literatur allgemein anerkannt, dass die 
GoB grundsätzlich eine einzelne Erfassung eines jeden Geschäftsvorfalls erfordern und zusammengefasste 
oder verdichtete Buchungen demzufolge voraussetzen, dass sie eindeutig in ihre Einzelpositionen 
aufgegliedert werden können (vgl. z.B. Adler/Düring/Schmaltz, Rechnungslegung und Prüfung der 
Unternehmen, 6. Aufl., HGB § 239 Rz 12; Quick/Wolz in Baetge/ Kirsch/Thiele, Bilanzrecht, § 238 HGB Rz 42 
und § 239 HGB Rz 23; MünchKommHGB/Ballwieser, 3. Aufl., § 239 Rz 2; Baetge/Kirsch/Thiele in 
Küting/Pfitzer/Weber, Handbuch der Rechnungslegung, Einzelabschluss, Kap. 4 Rz 51 und 56).


15 Für bar erlangte Kasseneinnahmen hat der BFH in diesem Zusammenhang unmissverständlich klargestellt, 
dass der nach den GoB aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfall gerade nicht nur der am Ende eines Tages 
insgesamt vereinnahmte Betrag (Tageslosung) ist, weil die Tatsache der sofortigen Bezahlung der Leistung 
es nicht rechtfertigt, die einzelnen Geschäftsvorfälle nicht auch einzeln mit Benennung des Kunden, der Art 
der Tätigkeit und der Bareinnahme aufzuzeichnen (BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371).
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16 d) Da die GoB indes nur eine Einzelaufzeichnung der Kassenvorgänge im Rahmen des nach Art und Umfang 
des Geschäftes Zumutbaren verlangen, hat der BFH die Einzelaufzeichnungspflicht für 
Einzelhandelsgeschäfte --in Betrieben, in denen Waren von geringerem Wert an eine unbestimmte Vielzahl 
nicht bekannter und auch nicht feststellbarer Personen verkauft werden-- dahingehend eingeschränkt, dass 
die baren Betriebseinnahmen in der Regel nicht einzeln aufgezeichnet zu werden brauchen (BFH-Urteil in 
BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371). Ausschlaggebend für den BFH war insoweit, dass es technisch, 
betriebswirtschaftlich und praktisch unmöglich war, an die Aufzeichnung der einzelnen zahlreichen baren 
Kassenvorgänge in Einzelhandelsgeschäften gleiche Anforderungen wie bei anderen Handelsgeschäften zu 
stellen, nämlich zur Identifizierung und zur Bestimmung des Inhalts des Geschäfts Namen und Anschrift des 
Kunden und den Gegenstand des Kaufvertrages festzuhalten.


17 e) Die Frage, ob die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich gegebene Verpflichtung zur 
Einzelaufzeichnung eines jeden Geschäftsvorfalls aus Gründen der Unzumutbarkeit einzuschränken ist, ist im 
Streitfall --anders als im BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- zu verneinen.


18 aa) Eine den GoB entsprechende Buchführung setzt voraus, dass die Eintragungen in die Bücher und sonst 
erforderliche Aufzeichnungen vollständig, richtig, zeitgerecht und geordnet vorgenommen werden (§ 239 
Abs. 2 HGB, § 146 Abs. 1 Satz 1 AO). Es besteht jedoch keine gesetzliche Vorgabe, wie (Kassen-)
Aufzeichnungen zu führen sind. So können Handelsbücher und sonst erforderliche Aufzeichnungen 
grundsätzlich auch in der geordneten Ablage von Belegen bestehen oder auf Datenträgern geführt werden 
(§ 239 Abs. 4 Satz 1 HGB, § 146 Abs. 5 Satz 1 AO). Der Steuerpflichtige ist in der Wahl des 
Aufzeichnungsmittels somit frei und kann entscheiden, ob er seine Warenverkäufe manuell oder unter 
Zuhilfenahme technischer Hilfsmittel --wie eben einer elektronischen Registrier- oder PC-Kasse-- erfasst.


19 Entscheidet der Steuerpflichtige sich --wie im Streitfall der Kläger-- für ein modernes PC-Kassensystem, das 
zum einen sämtliche Kassenvorgänge einzeln und detailliert aufzeichnet (mithin insbesondere die in Geld 
bestehende Gegenleistung sowie den Inhalt des Geschäfts) und zum anderen auch eine langfristige 
Aufbewahrung (Speicherung) der getätigten Einzelaufzeichnungen ermöglicht, kommt er gerade damit der 
ihm obliegenden Verpflichtung zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe nach. Er kann sich in diesem Fall 
nicht (mehr) auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung berufen. Bei Verwendung einer PC-
Kasse ist die mit ihr bewirkte Einzelaufzeichnung auch zumutbar (so auch Harle/Olles, Die steuerliche 
Betriebsprüfung --StBp-- 2013, 333, 335).


20 bb) Etwas anderes ergibt sich weder aus dem BFH-Urteil vom 26. Februar 2004 XI R 25/02 (BFHE 205, 249, 
BStBl II 2004, 599) noch aus den Senatsbeschlüssen vom 16. Februar 2006 X B 57/05 (BFH/NV 2006, 940) 
sowie vom 7. Februar 2008 X B 189/07 (nicht veröffentlicht).


21 (1) Im Urteil in BFHE 205, 249, BStBl II 2004, 599 hat der BFH zwar auf die Ausnahme von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung hingewiesen, hierüber aber --da es um einen nicht buchführungspflichtigen, im 
Taxigewerbe tätigen Gewerbetreibenden ging-- nicht tragend entschieden.


22 (2) Im Beschluss in BFH/NV 2006, 940 ermittelte die dortige Klägerin ihren Gewinn durch Einnahmen-
Überschuss-Rechnung (§ 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes --EStG--) und nicht durch 
Betriebsvermögensvergleich. Aus der Entscheidung ergibt sich lediglich, dass Steuerpflichtige, die ihren 
Gewinn zulässigerweise durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermitteln, zwar über § 22 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) i.V.m. §§ 63 bis 68 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung zu 
Einzelaufzeichnungen, nicht aber deshalb auch zur Führung eines Kassenbuches verpflichtet sind; dies 
ergebe sich weder aus § 4 Abs. 3 EStG noch aus §§ 145, 146 AO oder § 22 UStG.


23 (3) Zwar ging es in dem dem Beschluss vom 7. Februar 2008 X B 189/07 zugrunde liegenden Fall um einen 
Lebensmitteleinzelhändler. Dieser war indes nicht buchführungspflichtig, sondern ermittelte seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG, was voraussetzt, dass sein Betrieb keinen 
nach Art oder Umfang in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erforderte. Der Senat hat 
zwar --wenn auch unter Verweis auf das BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371-- ausgeführt, dem 
Kläger sei eine Einzelaufzeichnungspflicht nicht zuzumuten. Hieraus kann jedoch nicht geschlossen werden, 
dass der Senat generell auch für buchführungspflichtige Einzelhändler an der Befreiung von der Pflicht zur 
Einzelaufzeichnung festhalten wollte.


24 f) Auch den §§ 143 ff. AO kann nichts anderes entnommen werden.


25 aa) Wie oben bereits ausgeführt, werden die handelsrechtlichen Pflichten über § 140 AO zu solchen des 
Steuerrechts. § 145 AO hat demzufolge für diejenigen Steuerpflichtigen, die --wie der Kläger-- bereits nach 
den handelsrechtlichen Vorschriften buchführungspflichtig sind, keine eigene Bedeutung, da diese den 
handelsrechtlichen GoB unmittelbar unterworfen sind (Görke in HHSp, § 145 AO Rz 6). Durch § 145 AO wird 
die Geltung der GoB im Steuerrecht nicht eingeschränkt. Die steuerrechtlichen Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Buchführung sind vielmehr mit den handelsrechtlichen GoB abgestimmt (Koenig/Coester, 
Abgabenordnung, 3. Aufl., § 145 Rz 5).
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26 bb) Die §§ 143, 144 AO stehen einer Einzelaufzeichnungspflicht für Einzelhändler nicht von vornherein 
entgegen.


27 Der erkennende Senat vermag der Ansicht des Klägers nicht zu folgen, aus der Zusammenschau von § 143 
AO, der alle gewerblichen Unternehmer zur gesonderten Aufzeichnung des Wareneingangs verpflichtet, und 
von § 144 AO, der nur eine Verpflichtung der Großhändler zur gesonderten Aufzeichnung des 
Warenausgangs in Gestalt der zur gewerblichen Weiterverwendung bestimmten Waren ausspricht, ergebe 
sich der Wille des Gesetzgebers, Einzelhändler wie ihn von einer Verpflichtung zur Einzelaufzeichnung 
auszunehmen. § 144 AO statuiert --wie § 143 AO-- eine selbständige, von sonstigen Buchführungspflichten 
unabhängige (gesonderte) Aufzeichnungspflicht und nimmt den Aufzeichnungspflichtigen speziell zur 
Überprüfung der steuerlichen Verhältnisse Dritter in Dienst (Görke in HHSp, § 144 AO Rz 2). Hierzu gehört 
der Kundenkreis eines Einzelhändlers gerade nicht. Wesentlich für die in § 144 AO geregelte 
Aufzeichnungspflicht des Warenausgangs ist demzufolge u.a. auch die Aufzeichnung des Namens oder der 
Firma und der Anschrift des Abnehmers (§ 144 Abs. 3 Nr. 2 AO), was von einem Einzelhändler regelmäßig 
nur dann gefordert werden kann, wenn es für ihn zumutbar ist.


28 Aus der gesonderten Aufzeichnungspflicht für Großhändler nach § 144 AO kann nicht der Schluss gezogen 
werden, Einzelhändler hätten hinsichtlich ihrer Ausgangsleistungen keine Aufzeichnungspflichten zu erfüllen. 
Vielmehr entbindet die Aufzeichnung des Warenausgangs nach § 144 AO den Großhändler auch dann nicht 
von weiteren Aufzeichnungspflichten (generelle Pflicht zur Einzelaufzeichnung aller Geschäftsvorfälle, 
Aufzeichnungen nach § 22 UStG), wenn sich insoweit Überschneidungen ergeben. Dies berechtigt ihn 
allenfalls dazu, die verschiedenen Aufzeichnungen ggf. in einer Datensammlung technisch 
zusammenzufassen, sofern dies sämtlichen Aufzeichnungsanforderungen genügt (Görke in HHSp, § 144 AO 
Rz 2 i.V.m. § 143 AO Rz 5).


29 g) Mit den vorstehenden Ausführungen weicht der erkennende Senat nicht von der Entscheidung in BFHE 86, 
118, BStBl III 1966, 371 ab. Dem steht schon entgegen, dass die damalige, vom IV. Senat des BFH 
entschiedene Fallkonstellation, die sich auf das Streitjahr 1956 bezog, angesichts veränderter technischer 
Möglichkeiten nicht mit dem vorliegend zu entscheidenden, mehr als 50 Jahre später liegenden Fall 
vergleichbar ist.


30 h) Klarstellend weist der Senat darauf hin, dass die nach den vorstehenden Ausführungen grundsätzlich auch 
für Einzelhändler geltende Pflicht zur Einzelaufzeichnung der Bareinnahmen nicht bedeutet, dass diese 
künftig einzeln gebucht werden müssen. Ausreichend ist insoweit --wie bisher-- die Verbuchung der 
zusammengefassten Tageslosung. Entscheidend ist, dass diese sich auf die einzeln erfassten Verkäufe 
zurückführen lässt, die ihrerseits --ggf. unter Zuhilfenahme des Warenwirtschaftssystems-- nachweisbar sind.


31 2. Als Folge der Pflicht, die baren Betriebseinnahmen einzeln aufzuzeichnen, unterliegen die von dem Kläger 
mittels der PC-Kasse gefertigten Aufzeichnungen der Aufbewahrungspflicht des § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO.


32 a) Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht wird --wie oben bereits ausgeführt-- grundsätzlich 
begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungspflicht. Die Pflicht zur Aufbewahrung 
von Unterlagen ist akzessorisch. Das heißt, sie setzt stets eine Aufzeichnungspflicht voraus und besteht 
grundsätzlich nur im Umfang der Aufzeichnungspflicht (grundlegend BFH-Urteil in BFHE 225, 302, BStBl II 
2010, 452, mit umfangreichen Nachweisen). Eine eigenständige Pflicht zur Aufbewahrung von Unterlagen, 
die nicht mit einer Pflicht zur Aufzeichnung von Daten in Zusammenhang stehen, ist § 147 Abs. 1 AO nicht zu 
entnehmen.


33 Zutreffend geht das FA davon aus, dass es sich bei den vorliegend mit Hilfe einer PC-Kasse einzeln 
aufgezeichneten Bareinnahmen (Umsätze/Warenverkäufe) um Grundaufzeichnungen i.S. des § 147 Abs. 1 
Nr. 1 AO und keineswegs um "freiwillige" Aufzeichnungen handelt. Zu "freiwilligen" Aufzeichnungen kommt es 
auch nicht etwa deshalb, weil die Anschaffung der Kasse mit den damit verbundenen 
Aufzeichnungsmöglichkeiten primär aus betriebswirtschaftlichen Gründen erfolgt ist.


34 b) Davon unabhängig sind gemäß § 147 Abs. 1 Nr. 4 AO insbesondere auch die Tagesendsummenbons 
(Z-Bons) als Beleg über die Buchung der verdichteten Tagessummen aufzubewahren.


35 c) Der Kläger war in den Streitjahren 2006 bis 2009 auch nicht im Hinblick auf das Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF) vom 9. Januar 1996 IV A 8-S 0310-5/95 (BStBl I 1996, 34) nur zur 
Aufbewahrung und Speicherung der Z-Bons verpflichtet. Es handelt sich bei diesem BMF-Schreiben um eine 
norminterpretierende Verwaltungsvorschrift, die als solche keine Rechtsnormqualität besitzt und die Gerichte 
nicht bindet (vgl. BFH-Urteil vom 24. September 2013 VI R 48/12, BFH/NV 2014, 341).


36 Norminterpretierende Verwaltungsanweisungen, die die gleichmäßige Auslegung und Anwendung des Rechts 
sichern sollen, können im Allgemeinen weder eine einer Rechtsnorm vergleichbare Bindung aller 
Rechtsanwender noch eine Bindung nach dem Grundsatz von Treu und Glauben herbeiführen. Eine von den 
Gerichten zu beachtende Selbstbindung der Verwaltung besteht lediglich ausnahmsweise in dem Bereich der 
ihr vom Gesetz eingeräumten Entscheidungsfreiheit, also im Bereich des Ermessens, der Billigkeit (z.B. bei 
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Änderung der Rechtsprechung) und der Typisierung oder Pauschalierung (BFH-Urteile vom 26. April 1995 
XI R 81/93, BFHE 178, 4, BStBl II 1995, 754, und vom 7. Dezember 2005 I R 123/04, BFH/NV 2006, 1097). 
Um einen solchen Fall handelt es sich bei der Gewährung von Aufbewahrungserleichterungen für 
Kassengrundaufzeichnungen indes nicht.


37 3. Da der Kläger zur Aufzeichnung der einzelnen Verkäufe und zur Aufbewahrung der entsprechenden 
Aufzeichnungen verpflichtet war, durfte das FA im Rahmen der Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 6 Satz 2 
Alternative 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 AO die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten 
Daten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Prüfung anfordern.


38 a) Unschädlich ist zunächst, dass die Daten mittels eines der eigentlichen Buchführung vorgelagerten 
(Kassen-)Systems erstellt wurden, da dem Datenzugriff grundsätzlich auch die Daten aus vorgeschalteten 
Systemen oder Nebensystemen unterfallen (z.B. Schüßler, Der Datenzugriff der Finanzverwaltung im 
Rahmen der --digitalen-- Außenprüfung, S. 76, m.w.N.; vgl. auch Jochum, Die Mitwirkungspflichten des 
Steuerpflichtigen in der Außenprüfung, S. 195 ff.). Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die in einem 
Vorsystem --wie einem Kassensystem-- erzeugten (steuerrelevanten und aufbewahrungspflichtigen) Daten in 
verdichteter Form in das eigentliche Buchführungssystem übergeben werden (vgl. dazu auch BMF-Schreiben 
vom 14. November 2014 IV A 4-S 0316/13/10003, BStBl I 2014, 1450, insb. Rz 20).


39 b) Soweit der Kläger meint, die Anforderung sei schon deshalb rechtswidrig, weil sie zu unbestimmt sei bzw. 
weil das FA keine Daten, sondern eine Verkaufsdatei angefordert habe, greift dieser Einwand nicht durch.


40 aa) Bei verständiger Würdigung ist zunächst davon auszugehen, dass der Gesetzgeber auch eine "Datei" 
--also einen Bestand inhaltlich zusammengehöriger Daten, der auf einem Datenträger oder Speichermedium 
abgelegt und gespeichert ist-- meint, wenn er in § 147 Abs. 6 AO von "Daten" spricht.


41 Die Datenzugriffsmöglichkeit der Finanzverwaltung setzt zwingend voraus, dass die zunächst "flüchtigen" 
Daten (im Streitfall die Informationen im Zusammenhang mit den einzelnen Verkaufsvorgängen) systematisch 
in einer Datei abgelegt werden und so erhalten bleiben. Dass die Datei ggf. für den Datenzugriff "neu" erzeugt 
werden muss, ist ebenfalls kein Hinderungsgrund, sondern vielmehr Folge der der Finanzverwaltung in § 147 
Abs. 6 Satz 2 Alternative 2 AO eingeräumten Möglichkeit der Anforderung eines Datenträgers (sog. "Z3 
Zugriff"; zu den Datenzugriffsmöglichkeiten der Finanzverwaltung vgl. z.B. Burchert, Die Information für 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer, 2006, 744, 745 f.).


42 bb) Die Datenanforderung des FA bezog sich auf die "Verkaufsdatei (Kassenzeile, Einzeldaten, 
Bewegungsdatei)" bzw. auf die "Daten aus dem Warenwirtschaftssystem zu den Einzelverkäufen 
(Verkaufsdatenbank)". In dem Schreiben vom 17. Oktober 2011 erläuterte das FA, die Überlassung der 
steuerrelevanten Daten stelle eine Bringschuld dar. Durch diesen Einschub ist erkennbar, dass sich die 
Anforderung der Finanzverwaltung in der Sache auf die steuerrelevanten Daten bezog, die in den Dateien 
enthalten waren, und das FA den Begriff "Verkaufsdatei" lediglich als Sammelbezeichnung für diese Daten 
verwendet hat. Dies wird durch die Einspruchsentscheidung vom 16. März 2012 bekräftigt, in der das FA 
unter Bezugnahme auf das BFH-Urteil in BFHE 86, 118, BStBl III 1966, 371 ausführt, die GoB erforderten in 
der Regel die Aufzeichnung jedes einzelnen Handelsgeschäfts in einem Umfang, der eine Überprüfung seiner 
Grundlagen, seines Inhalts und seiner Bedeutung für den Betrieb ermögliche. Das bedeute nicht nur die 
Aufzeichnung der in Geld bestehenden Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des Geschäfts und des 
Namens des Vertragspartners. Dies gelte auch für die Bareinnahmen, zu deren Einzelaufzeichnung der 
Kläger grundsätzlich verpflichtet sei.


43 Zweifel, worauf sich das Datenanforderungsverlangen des FA bezog, konnten beim Kläger nach Ansicht des 
Senats deshalb nicht entstehen. Dies wird auch durch die Revisionsbegründung des Klägers vom 5. August 
2013 bestätigt, in der dieser auf Seite 12 ausführt, dem Fiskus gehe es beim Zugriff auf die sog. 
"Kassenauftragszeile" primär um Datum, Artikelbezeichnung, Menge, Preis, Status (Kassenrezept, 
Privatrezept, sonstiger Umsatz) und ggf. noch den Umsatzsteuersatz.


44 Eine --wie der Kläger fordert-- detaillierte Auflistung der einzelnen Datensätze würde dagegen voraussetzen, 
dass die Finanzverwaltung nicht nur den Anbieter sowie das System bzw. Programm mit seinem Inhalt und 
der jeweiligen Arbeitsweise, sondern bspw. auch die Programmversion im Einzelnen kennt. Bei der Vielzahl 
der auf dem Markt vorhandenen unterschiedlichen Systeme und Programme sowie ihrer Schnelllebigkeit wird 
der Finanzverwaltung dies regelmäßig nicht möglich sein. Die Anforderungen an die Verwaltung würden 
überspannt.


45 cc) Mit der Anforderung der "Verkaufsdatei (Kassenzeile, Einzeldaten, Bewegungsdatei)" bzw. der "Daten aus 
dem Warenwirtschaftssystem zu den Einzelverkäufen (Verkaufsdatenbank)" verstößt das FA auch nicht 
gegen das Übermaßverbot.


46 Soweit der Kläger der Ansicht sein sollte, einzelne in der Datei enthaltene Daten seien nicht steuerrelevant, 
obliegt es ihm, diese zu selektieren (sog. Erstqualifikationsrecht, vgl. z.B. BMF-Schreiben in BStBl I 2014, 
1450, Rz 160 f.; Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. --IDW--, FN IDW 2012 [Beiheft zu Nr. 11], 
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B 12). Hat er bspw. in der Datei patientenbezogene Daten abgelegt, deren Herausgabe er nach § 102 Abs. 1 
Nr. 3 Buchst. c AO verweigern darf (vgl. BFH-Urteil vom 28. Oktober 2009 VIII R 78/05, BFHE 227, 338, 
BStBl II 2010, 455, unter II.4.g dd für einen Rechtsanwalt/Steuerberater als Berufsgeheimnisträger), kann er 
diese aus der Datei entfernen. Ist ihm dies nicht möglich, kann er den Zugriff auf die Verkaufsdatei mit den 
Kasseneinzeldaten nicht verweigern (zutreffend Bellinger, StBp 2011, 305, 308; ders. StBp 2013, 278, 279; 
vgl. auch BFH-Beschluss in BFHE 219, 19, BStBl II 2008, 415, unter II.4.). Er trägt die Verantwortung und 
damit auch das Risiko, wenn er steuerrelevante und nicht steuerrelevante Daten ununterscheidbar vermengt 
haben sollte.


47 c) Anzeichen, dass das FA sein Ermessen, ob und in welcher Form es auf Daten Zugriff nehmen möchte, 
fehlerhaft ausgeübt haben könnte, sind nicht ersichtlich. Ermessensfehler werden vom Kläger auch nicht 
geltend gemacht.


48 4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.
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